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Meinem  verehrten  Lehrer,  Herrn  Prof.  Dr.  G.  Tobier,  bin  ich 
zu  großem  Danke  verpflichtet  für  all  die  Anregungen,  welche  er 
mir  während  meines  Studiums  hat  angedeihen  lassen.  Die  vor¬ 
liegende  Arbeit  habe  ich  auf  seinen  Rat  hin  in  Angriff  genommen. 

Ich  möchte  auch  nicht  unterlassen,  den  Herren  Staatsarchivar 
G.  Kurz  und  E.  Meyer  für  ihre  zuvorkommende  Unterstützung 
herzlich  zu  danken. 
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I.  Teil. 

I.  Kapitel.  Vorboten  der  Umwälzung. 

Im  Jahre  1554  wurde  das  Geschlecht  der  Bav  ins  bernische 
Bürgerrecht  auf  genommen.  Doch  blieben  die  höheren  Ämter  der 
Republik  den  Angehörigen  dieser  Familie  trotz  ihrer  Begiments- 
fähigkeit  verschlossen.  Einzig  Dietrich  Bay  gelangte  im  Jahr  1682 
in  den  Großen  Bat.1) 

Sigmund  Isaak  Bay,  1715  zu  Aubonne  geboren  als  Sohn  eines 
Pfarrers,  war  Offizier  in  spanischen  Diensten.  Im  Jahre  1755  wurde 
er  von  der  bernischen  Begierung  zum  Fürsprecher  ernannt.  1774 
ging  er  als  Landschreiber  nach  Interlaken,  welche  Stelle  er  bis  zu 
seinem  im  Jahre  1786  erfolgten  Tode  inne  hatte.  Seiner  Ehe  mit 
Margaritha  Guggisberg  entsprossten  sechs  Kinder,  drei  Knaben 
und  drei  Mädchen.2) 

Der  älteste  Sohn,  David  Ludwig  Bay,  wurde  am  81.  Juli  1749 
geboren  und  acht  Tage  später  im  Münster  zu  Bern  getauft.  Seine 
Taufpaten  waren  der  Junker  David  Salomon  von  Wattenwyl, 
Herr  zu  Belp,  der  Junker  Ludwig  Effinger  und  Frau  Katharina 
Freudenreich.3)  In  dem  denkwürdigen  Jahre  zur  Welt  gekommen, 
da  Samuel  Henzi  durch  seine  Verschwörung  alle  Gemüter  in  Auf¬ 
regung  versetzte,  war  er  dazu  berufen,  gegen  Ende  des  Jahrhunderts 
dessen  demokratische  Bestrebungen  fortzusetzen. 

Bereits  im  Jahre  1755  finden  wir  ihn  als  Zögling  der  Unteren 
Schule  seiner  Vaterstadt.  Acht  Jahre  später  wurde  er  ad  lectiones 
publicas  promoviert,  was  der  heutigen  Maturitätsprüfung  entspricht.4) 
Die  Erziehung  im  elterlichen  Hause  scheint,  nach  einer  späteren 

0  Leu,  Lexikon,  Supplement,  Art.  Bay.  Die  Orthographie  schwankte 
lange  zwischen  Bäy  und  Bay,  bis  schließlich  letzteres  den  Sieg  davon  trug. 

2)  Chronik  der  Familie  Bay. 

3)  Register  über  bürgerliche  Taufen  von  Bern. 

4)  Solennitätsrodel. 
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Äußerung  des  Sohnes,  eine  gute  gewesen  zu  sein.5)  Im  Herbst  des 
Jahres  1767  wurde  der  junge  ,,Patricius  Bernensis“  an  der  juristischen 
Fakultät  der  Universität  Marburg  immatrikuliert.6)  Zwei  Jahre 
später  war  er  wieder  in  Bern,  um  sich  dort  der  „ vorzüglich  geachteten 
und  lukrativen  Advokatur“  zu  widmen.  Auf  sein  Gesuch  hin  ge¬ 
stattete  ihm  die  ,,Teutsch  Appellaz-Cammer“  am  18.  November 
1769,  unter  der  „Aufsicht  und  Signatur“  seines  Vaters  „Procedur- 
Pieces  zu  verfertigen  und  Partheyen  zu  assistieren“.7) 

Es  gab  damals  in  Bern  zwei  Arten  von  Rechtsanwälten,  die 
Prokuratoren  und  die  Fürsprecher.  Den  letztem  allein  war  es  Vor¬ 
behalten,  vor  der  obersten  richterlichen  Instanz,  dem  Rat  der  Zwei¬ 
hundert,  zu  erscheinen;  sie  wurden  daher  auch  etwa  als  „Fürsprechen 
vor  dem  höchsten  Gewalt“  bezeichnet.  Man  hielt  darauf,  diese 
beiden  Stände  auch  äußerlich  zu  Unterscheiden .  So  wurden  im 
Januar  des  Jahres  1772  die  „Herren  Procuratores“  vor  den  Sekretär 
der  Appellationskammer  beschieden,  welcher  ihnen  eröffnet  e,  „daß 
sie  sich  des  Predicats  Advocaten  in  Signierung  der  Procedur-Pieces 
und  sonsten  nicht  bedienen,  indeme  dieser  Titel  den  Herren  Für¬ 
sprechen  vor  200  allein  zukommt“.8) 

Nachdem  Bay  zwei  Jahre  lang  unter  der  Leitung  seines  Vaters 
gearbeitet  hatte,  erlaubte  ihm  die  deutsche  Appellationskammer, 
„die  gewohnten  Proben  zur  Procuratorstelle“  abzulegen.  Nach 
bestandener  Prüfung  wurde  der  junge  Rechtskundige  zum  Pro- 
kurator  ernannt.9)  Als  solcher  blieb  er  auch  weiterhin  der  Gehilfe 
seines  Vaters,  bis  dieser  zum  Landschreiber  von  Interlaken  gewählt 
wurde.  Von  diesem  Zeitpunkte  an  führte  der  Sohn  das  väterliche 
Geschäft  auf  eigene  Rechnung  Weiter. 

Im  Jahre  1776  durfte  er  das  Fürsprecherexamen  a biegen,  und 
im  darauffolgenden  Jahre  empfahl  ihn  die  Appellationskammer 
zur  Beförderung,  indem  sie  darauf  hinwies,  daß  Bay  sich  in  seiner 
praktischen  Tätigkeit  durchaus  bewährt  habe.10)  Gestützt  auf 
dieses  Gutachten,  ernannte  ihn  der  Große  Rat  am  22.  August  1777 
zum  Fürsprecher. 1  x) 


h)  Autobiographie. 

6)  Mitteilung  des  Staatsarchivs  in  Marburg. 

7)  Manual  der  deutschen  Appellationskammer,  Nr.  39. 

8)  Manual  der  deutschen  Appellationskammer,  Nr.  40. 

9)  Manual  der  deutschen  Appellationskammer,  Nr.  40. 

10)  Manual  der  deutschen  Appellationskammer,  Nr.  41. 
J1)  Ratsmanual  Nr.  339. 
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Bald  war  Ludwig  Bay  einer  der  bekanntesten  und  gesuchtesten 
Anwälte  der  Stadt  Bern.  Durch  seine  Gewandtheit  in  der  Erledigung 
aller  Rechtsgeschäfte  und  durch  seine  uneigennützige  Rechtschaffen¬ 
heit  erwarb  er  sich  das  Zutrauen  seiner  Mitbürger.  Der  Mut,  mit 
welchem  er  sich  gegen  jede  Ungerechtigkeit  erhob  und  manchem 
Unterdrückten  die  Hand  bot,  verschaffte  ihm  einen  vorzüglichen 
Ruf  zu  Stadt  und  Land.12) 

Vom  Jahre  1778  an  kommandierte  er  die  erste  Kompagnie 
des  dritten  Dragonerregiments.13)  Nach  Verlauf  von  vierzehn  Jahren 
wurde  er  auf  sein  Ersuchen  dieser  Stellung  enthoben  und'  gleich¬ 
zeitig  zum  Major  befördert.14) 

Er  stand  fortwährend  in  den  besten  Beziehungen  zu  fast  allen 
Mitgliedern  der  Regierung.  Seine  gewandten  Umgangsformen, 
die  Heiterkeit  seines  Charakters  und  seine  Neigung  zu  fröhlicher 
Geselligkeit  verschafften  ihm  viele  Freunde,  unter  welchen  sich 
mehrere  Söhne  der  obersten  Magistraten  befanden.  Vor  der  Oster¬ 
besatzung  des  Jahres  1785  erklärten  sich  einige  maßgebende  Per¬ 
sönlichkeiten  bereit,  ihm  zu  einem  Sitz  im  Großen  Rate  zu  verhelfen; 
aber  Bay  sah  sich  genötigt,  dieses  Anerbieten  dankend  abzulehnen, 
weil  er  damals  noch  kein  ,, hinlängliches  Vermögen“  besaß,  „um 
mit  Vorteil  auf  die  bessern  Ämter  warten  zu  können“.15)  Die  Be¬ 
soldung  der  Mitglieder  des  Großen  Rates  war  nämlich  eine  sehr 
geringe,  bestand  sie  doch  nur  in  vier  Mütt  Dinkel  jährlich.16)  In¬ 
dessen  war  dieses  Amt  doch  nicht  nur  wegen  der  Ehre,  sondern 
auch  der  materiellen  Vorteile  wegen  ein  sehr  begehrtes,  weil  mit 
ihm  die  Anwartschaft  auf  die  einträglichen  Landvogteien  und 
andere  Stellen  verbunden  war17);  doch  mußten  die  neugewählten 
Mitglieder  oft  lange  auf  ein  derartiges  Amt  warten,  weil  in  der  Regel 
die  älteren  den  Vorzug  erhielten. 

Der  gewaltigen  Umwälzung,  die  seit  1789  Frankreich  erschütterte, 
stand  Bay  anfänglich  sympathisch  gegenüber;  doch  war  er,  als 
Angehöriger  einer  bevorrechteten  Klasse,  noch  weit  entfernt  davon, 
die  Anwendung  der  im  westlichen  Nachbarland  so  laut  gepredigten 
Grundsätze  der  Freiheit  und  Gleichheit  für  die  schweizerischen 


12)  Allgemeine  deutsche  Biographie,  Art.  Bay.  Autobiographie. 

13)  Ratsmanual  Nr.  345. 

14)  Ratsmanual  Nr.  423. 

15)  Autobiographie. 

1<?)  672  Liter. 

17)  K.  Geiser,  Die  Verfassung  des  alten  Bern,  S.  103. 
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Verhältnisse  zu  fordern.  Er  begnügte  sich  vorläufig  damit,  für  die 
Gleichheit  innerhalb  der  regimentsfähigen  Bürger  der  Stadt  Bern 
einzutreten. 

Es  war  den  regierenden  Geschlechtern  gelungen,  im  Laufe  der 
Zeit  einen  großen  Teil .  ihrer  gleichberechtigten  Mitbürger  wenn 
nicht  rechtlich,  so  doch  tatsächlich  von  allen  höheren  Ämtern  aus¬ 
zuschließen.  Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  prägten  sich  diese 
oligarchischen  Bestrebungen  immer  schärfer  aus,  so  daß  sich  die 
Regierungsgewalt  auf  eine  immer  geringer  werdende  Zahl  von  Fa¬ 
milien  einschränkte.  Die  Henziverschwörung  des  Jahres  1749  war 
ein  Symptom  dafür,  daß  die  benachteiligten  Bürger  diese  Aus¬ 
schließlichkeit  nur  mit  Unwillen  ertrugen;  aber  die  blutige  Strenge, 
womit  diese  Bewegung  unterdrückt  wurde,  bewirkte,  daß  die  Re¬ 
gierung  sich  mehrere  Jahrzehnte  lang  einer  ungestörten  Ruhe  er¬ 
freuen  konnte.  Endlich  aber,  zu  Anfang  des  Jahres  1790,  wagte  sich 
die  regimentsfähige  Bürgerschaft  unter  der  Führung  von  Bay  hervor 
und  verlangte,  „daß  niemals  weniger  als  achtzig  bürgerliche  Familien 
in  der  Regierung  sitzen  sollten“.18)  Da  nun  der  neue  Wind,  welcher 
von  Westen  her  wehte,  sich  auch  schon  in  Bern  bemerkbar  machte, 
fand  die  Regierung  es  für  klug,  ihren  Mitbürgern  ein  Zugeständnis 
zu  machen  und  setzte  fest,  daß  unmittelbar  nach  einer  Ergänzung 
des  Großen  Rates  mindestens  76  Geschlechter  in  demselben  ver¬ 
treten  sein  müßten.  Gleichzeitig  wurde  beschlossen,  daß  aus  keinem 
Geschlechte  mehr  als  ein  Glied  in  den  Kleinen  Rat  abgeordnet 
werden  könne.19)  Es  scheint,  daß  die  bürgerliche  Opposition  da¬ 
durch  für  einmal  befriedigt  war. 

Unter  solchen  Umständen  konnte  es  nicht  ausbleiben,  daß 
Bay  sich  unter  den  eingefleischten  Anhängern  der  Oligarchie  eine 
Anzahl  Feinde  zuzog;  doch  blieben  ihm  die  meisten  seiner  aristo¬ 
kratischen  Freunde  treu.  Vor  1797  befand  er  sich  in  keinem  grund¬ 
sätzlichen  Gegensatz  zur  damaligen  Staatsform,  obwohl  seine  Gegner 
ihn  als  Jakobiner  zu  bezeichnen  pflegten.  Er  wollte  nur  die  bernische 
Verfassung  in  „ihrer  früheren  Reinheit“  wiederhers teilen.  An  ein 
Aufgeben  der  Souveränität  der  Stadt  und  an  die  Gleichheit  aller 
Staatsbürger  im  Sinne  der  „Menschenrechte“  dachte  er  noch  nicht. 
Er  war  auch  gerne  bereit,  die  Lichtseiten  des  patrizischen  Regimentes 


18)  Autobiographie. 

19)  A.  v.  Tillier,  Geschichte  des  eidgenössischen  Freistaates  Bern  V, 
329,  334.. 
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anzuerkennen :  die  gute  Verwaltung  und  die  strenge  Gerechtigkeit 
der  Regierung. 

Als  die  französische  Revolution  zur  Herrschaft  des  Schreckens 
ausartete,  da  fühlte  sich  Bay  abgestoßen  durch  den  Mißbrauch  der 
Freiheit  und  sprach  sich  öffentlich  gegen  die  Männer  des 
Schreckens  aus. 

Im  Frühling  des  Jahres  1795  fand  wieder  eine  „Burgerbesatzung“ 
statt.  Auch  diesmal  wurde  Bay  ein  ähnliches  Anerbieten  gemacht 
wie  zehn  Jahre  früher.  Er  sah  sich  aber  veranlaßt,  neuerdings 
dankend  abzulehnen.  In  seiner  Lebensbeschreibung  gibt  er  folgenden 
Grund  an:  Er  hatte  mit  seiner  Haushälterin  intime  Beziehungen 
unterhalten.  Diesem  Verhältnis  entsproß  im  Jahre  1777  ein  Töchter  - 
chen,  welches  Bay  zehn  Jahre  später  als  sein  eigenes  anerkennen 
ließ.  Nun  beabsichtigte  er,  um  seine  Tochter  vom  Makel  der  un¬ 
ehelichen  Geburt  zu  befreien,  deren  Mutter  zu  heiraten,  weil  dies 
nach  den  damaligen  Gesetzen  der  einzige  Ausweg  war.20)  Wieso 
dies  ein  Hinderungsgrund  war,  den  angebotenen  Sitz  im  Rate  der 
Zweihundert  auszuschlagen,  sagt  er  uns  freilich  nicht.  Mit  der 
Eingehung  seiner  Ehe  beeilte  sich  Bay  nicht  allzusehr;  dieselbe 
wurde  erst  im  Februar  des  Jahres  1798  geschlossen. 

Der  oberflächlichen  Anschauung  vieler  Mitglieder  der  Re¬ 
gierung,  die  so  gewaltig  einherbrausende  demokratische  Welle  sei 
nur  eine  vorübergehende  Erscheinung,  deren  man  sich  durch  strenge 
Überwachung  des  Grenzverkehrs  und  scharfe  Zensur  hinreichend 
erwehren  könne,  trat  Bay  entgegen,  wo  er  nur  konnte.  Bei 
jeder  Gelegenheit  warnte  er  die  maßgebenden  Persönlichkeiten, 
„.diesen  rasenden  Revolutionskoloß  nicht  durch  unbehutsame 
Schritte  und  leidenschaftliche  Äußerungen  zu  reizen“.21)  Er  schlug 
seinen  einflußreichen  Freunden  und  Bekannten  vor,  in  der  Re¬ 
gierung  auf  die  Errichtung  einer  ständigen  Gesandtschaft  in  Paris 
zu  dringen.  Von  diesem  Schritte  versprach  er  sich  sehr  viel,  wohl 
nur  allzuviel:  durch  die  Berichte  ihres  diplomatischen  Vertreters 
würde  die  Regierung  wertvolle  Fingerzeige  für  die  einzuschlagende 
Politik  erhalten,  bei  herannahender  Gefahr  würde  sie  rechtzeitig 
gewarnt.  Außerdem  wäre  der  Gesandte  in  der  Lage,  „den  Einfluß 
der  mißvergnügten  Schweizer  in  Paris  zu  dämpfen  und  durch  zweck¬ 
mäßige  Mittel  jedes  gegen  die  Schweiz  auf  gehende  Ungewitter  zu 


20)  Autobiographie. 

21)  Autobiographie. 
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zerstreuen“.22)  Es  ist  klar,  daß  die  vorgeschlagene  Maßnahme 
dem  Lande  nur  zum  Vorteil  hätte  gereichen  können.  Ein  scharf 
beobachtender,  die  Dinge  vom  wahrhaft  schweizerischen  Stand¬ 
punkt  aus  betrachtender  Gesandter  hätte  unstreitig  bessere  Nach¬ 
richten  liefern  können  als  etwa  ein  so  voreingenommener  Gegner 
der  Revolution  wie  Mailet  du  Pan  oder  allerlei  untergeordnete, 
zweifelhafte  Spione,  die  sich  in  ihren  Berichten  wohl  kaum  immer  von 
uneigennützigen  Beweggründen  leiten  ließen.  Besonders  in  der  Zeit 
der  Vorbereitung  der  französischen  Invasion  und  während  der 
diplomatischen  Unterhandlungen  im  Februar  des  Jahres  1798  hätte 
die  Schweiz  und  vor  allem  Bern  dadurch  vor  manchem  verhängnis¬ 
vollen  Irrtum  bewahrt  werden  können.  Es  ist  durchaus  wahrschein¬ 
lich,  daß  Frankreich  zu  der  Zeit-,  da  ihm  daran  gelegen  sein  mußte, 
möglichst  freundschaftliche  Beziehungen  zur  Eidgenossenschaft  zu 
unterhalten,  seine  Zustimmung  zur  Errichtung  einer  solchen  Ge¬ 
sandtschaft  erteilt  hätte.  Doch  war  bei  der  damaligen  Lähmung 
des  schweizerischen  Staatskörpers  an  die  Ausführbarkeit  dieses 
Schrittes  nicht  zu  denken. 

Einen  ähnlichen  Gedanken  äußerte  auch  J.  G.  Ebel  in  einem 
Briefe  an  den  Bürgermeister  Kilchsperger  in  Zürich.  Darin  gab 
er  den  schweizerischen  Regierungen  den  Rat,  ,,eine  ordentlich  große 
Gesandtschaft  nach  Paris  zu  schicken,  um  feierlich  die  französische 
Regierung  zu  begrüßen  und  sie  dadurch  auf  öffentliche  Weise  an¬ 
zuerkennen.  Dieser  außerordentliche  Gesandte  müßte  bis  zum 
/ 

allgemeinen  Frieden  hier  (in  Paris)  residieren  und  als  solcher  ein 
Haus  führen“.  Man  solle  sich  aber  beeilen,  sonst  könne  es  leicht 
zu  spät  sein.  Wenn  es  unmöglich  sei,  die  gesamte  Eidgenossenschaft 
zu  diesem  Entschlüsse  zu  bewegen,  so  sollen  Zürich,  Bern,  Basel 
und  Schaffhausen  für  sich  einen  Gesandten  schicken.  ,,Was  sind 
40—50  000  Livres  jährliches  Gehalt  für  einen  Gesandten  bei  einem 
Zweck  von  so  hoher  Wichtigkeit?“23) 

In  dem  Maße,  wie  die  siegreiche  Revolution  sich  ihrer  Gegner 
entledigte,  änderte  sich  auch  Frankreichs  Verhältnis  zur  Schweiz. 
Hatte  ersteres  sich,  von  seinen  Feinden  bedrängt,  eine  Zeit-lang 
damit  begnügen  müssen,  daß  sein  Gesandter  bei  der  Eidgenossen¬ 
schaft-,  ohne  als  solcher  formell  anerkannt  zu  werden,  überhaupt 

22)  Autobiographie.  Ob  Bay  eine  schweizerische  oder  bloß  eine  bernische 
Gesandtschaft  im  Auge  hatte,  läßt  sich  nicht-  ermitteln. 

2Ü  Brief  vom  3.  März  1797.  St-rickler,  Actensammlung  aus  der  Zeit 
der  helvetischen  Republik  I,  40f. 
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geduldet  wurde,  so  konnte  es  1795  und  1796  von  den  schweizerischen 
Kantonen  strenge  Maßregeln  gegen  die  französischen  Emigranten 
fordern.  Die  bernische  Regierung,  eingeschüchtert  durch  die  immer 
größer  werdende  Macht  Frankreichs,  entschloß  sich,  sämtliche  Emi¬ 
granten  auszuweisen,  und  die  Tagsatzung  ermahnte  die  übrigen  Orte,  1 
diesem  Beispiele  zu  folgen.  Doch  je  tiefer  sich  die  schweizerischen 
Gemeinwesen  demütigten,  desto  anmaßender  trat  der  stolze  Sieger 
gegen  sie  auf.  Als  am  4.  September  1797  die  beiden  schweizer¬ 
freundlichen  Direktoren  Carnot  und  Barthelemy  gestürzt  wurden 
und  Bonaparte  mit  Reubel  freie  Hand  bekam  für  seine  Pläne,  trat 
plötzlich  eine  für  die  Schweiz  ungünstige  Wendung  in  der  franzö¬ 
sischen  Politik  ein,  Anfangs  Oktober  erschien  Mengaud  im  Aufträge 
des  Direktoriums  und  verlangte^  in  Bern  kategorisch  die  Ausweisung 
des  englischen  Gesandten  Wickham,  der  dann  auf  Zureden  des 
Schultheißen  Steiger  freiwillig  die  Schweiz  verließ.  Bald  darauf 
löste  Bonaparte  das  Yeltlin  von  Graubünden  ab  mit  der  Begrün¬ 
dung,  daß  kein  Volk  der  Untertan  eines  anderen  sein  könne.  Das 
war  eine  deutliche  Sprache,  und  im  Munde  des  gefeierten  Kr'egs- 
helden  wog  dieses  Wort  doppelt  schwer;  aber  die  schweizerischen 
Regierungen  hatten  taube  Ohren.  Zwar  begann  man  vielerorts 
das  kommende  Unheil  zu  ahnen.  Bern  schickte  eine  Gesandtschaft 
nach  Paris,  um  dort  gut  Wetter  zu  machen,  mit  dem  etwas  naiven 
Vorwand,  die  gefürchtete  Macht  über  die  Sicherung  der  Schweizer¬ 
grenze  zu  beruhigen.24)  Es  war  eine  üble  Vorbedeutung,  daß  Talley- 
rand  den  verblüfften  Bernern  sozusagen  die  Türe  wies.25) 

In  dieser  düsteren  Zeit  fehlte  es  nicht  an  scharfblickenden 
Männern,  denen  es  klar  vor  dem  Auge  stand,  daß  die  drohenden 
Wolken  des  kommenden  Ungewitters  sich  immer  dichter  zusammen¬ 
ballten  und  der  Ausbruch  nicht  mehr  ferne  war.  Aus  Paris  ließ 
Ebel  fortwährend  seinen  flehenden  Ruf  ertönen;  Johannes  Müller 
war  überzeugt,  daß  nur  eine  Erneuerung  auf  fester  Grundlage  die 
Eidgenossenschaft  vor  dem  Untergang  bewahren  konnte.  In  Bern 
wies  neben  andern  Bay  auf  die  dringende  Notwendigkeit  durch¬ 
greifender  Reformen  hin.  Er  erkannte  klar,  daß  die  auswärtige 
Lage  für  die  Schweiz  äußerst  ungünstig  war.  Österreich,  welches 
allein  für  eine  wirksame  Hilfe  in  Betracht  kommen  konnte,  hatte 

24)  Strickler  I,  33.  A.  Rufer,  Der  Freistaat  der  III  Bünde  und  die 
Frage  des  Veitlins  II,  350ff.  Ch.  D.  Bourcart,  William  Wickham,  britischer 
Gesandter  in  der  Schweiz,  in  seinen  Beziehungen  zu  Basel,  S.  70. 

25)  Tillier  V,  543. 

G  i  1  o  m  e  n ,  Dissertation . 
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-soeben  notgedrungen  mit  Frankreich  Frieden  geschlossen.  Bay 
sah  nur  ein  einziges  Rettungsmittel,  um  der  drohenden  Invasion 
zu  entgehen,  nämlich  die  rasche,  entschlossene  Vereinigung  aller 
Glieder  des  schweizerischen  Staatenbundes  zu  einem  kraftvollen 
Ganzen.  Hierbei  hätten  nach  ihm  alle  Untertanenverhältnisse  auf¬ 
gehoben  und  die  Grundsätze  der  Freiheit  und  Gleichheit  verwirk¬ 
licht  werden  müssen.  Durch  dieses  Mittel  hoffte  Bay  zweierlei  zu 
erreichen:  erstens  würde  man  dadurch  dem  französischen  Direk¬ 
torium  den  Hauptvorwand  zu  seinen  Plänen  rauben,  und  zweitens 
würde  es  auf  diese  Weise  möglich,  ,,die  ganze  Schweiz  unter  die 
nämliche  Fahne  zur  Gegenwehr  zu  sammeln“.26) 

Hieraus  ist  deutlich  zu  ersehen,  wie  Bay,  der  noch  ein  paar 
Jahre  früher  bloß  die  vorhandene  Staatsform  verbessern  wollte, 
ohne  an  deren  Grundlagen  zu  rühren,  nun  den  Boden  des  historischen 
Rechts  verließ  und  für  die  Form  der  modernen  Demokratie  eintrat. 
Von  da  an  stellte  er  sich  in  eine  grundsätzliche  Gegnerschaft  zur 
aristokratischen  Staatsform.  So  wurde  er  vom  Führer  der  regiments¬ 
fähigen  Bürger  der  Hauptstadt  zum  Führer  des  gesamten  bernischen 
Bürgertums. 

Heute  ist  es  uns  vollkommen  klar,  daß  der  Plan  auf  eine  kraft¬ 
volle  Vereinigung  der  ganzen  Schweiz  damals  eine  Utopie  war.  In 
den  sogenannten  demokratischen  Kantonen  und  in  den  städtischen 
Aristokratien  hätte  sich  die  herrschende  Klasse  niemals  auf  einen 
solchen  Vorschlag  eingelassen.  Gerade  in  Bern  sollte  Bay  es  noch 
erfahren,  wie  hartnäckig  das  Patriziat  an  seinen  Vorrechten  festhielt. 

Die  immer  feindseliger  und  rücksichtsloser  werdende  Haltung 
Frankreichs  gegen  Ende  des  Jahres  1797  mußte 'den  schweizerischen 
Republiken,  vorab  den  so  exponierten  wie  Bern,  Freiburg  und  Solo¬ 
thurn,  Furcht  einflößen.  Dieses  Gefühl  war  natürlich  und  berechtigt; 
denn  Frankreich  war  damals  militärisch  so  stark,  daß  keine  einzige 
Großmacht  ihm  im  Landkriege  hätte  widerstehen  können.  Nur 
so  läßt  es  sich  begreifen,  daß  die  stolze  Bernerregierung  keinen 
Widerstand  wagte,  als  der  französische  General  Goavion  St.  Cyr 
am  15.  Dezember  in  die  seit  Jahrhunderten  mit  Bern  verburg- 
rechteten  Täler  von  Münster  und  St.  Imier  einrückte.  Selbst  die 
Stadt  Biel,  die  seit  langer  Zeit  unzweifelhaft  zur  Schweiz  gehörte, 
wurde  von  den  Franzosen  weggenommen,  ohne  daß  Bern  einen 
Finger  rührte.  Wollte  die  Regierung  es  auf  eine  kriegerische  Aus- 


26)  Autobiographie. 
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einandersetzung  mit  Frankreich  ankommen  lassen,  so  war  mit  diesem 
frechen  Gewaltstreich  der  gegebene  Augenblick  gekommen.  Die 
Tatsache  allein,  daß  Bern  sich  nicht  mit  allen  Mitteln  dagegen  zur 
Wehr  setzte,  sollte  genügen,  um  zu  beweisen,  daß  die  Regenten 
der  ,, Stadt  und  Republik  Bern“  durchaus  nicht  von  dem  kriegerischen 
Mut  erfüllt  waren,  wie  so  viele  Darstellungen  glauben  machen  wollen, 
und  daß  es  nicht  einer  Anzahl  ,, jakobinischer“  Volksvertreter  be¬ 
durfte,  um  zu  jener  kleinlichen,  furchtsamen  und  zerfahrenen  Politik 
zu  gelangen,  welche  schließlich  den  Untergang  des  Staatswesens 
in  wenig  rühmlicher  Weise  herbeifübrte. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  zaghafte,  hilflose  Haltung  Berns 
und  der  übrigen  Orte  die  Franzosen  nur  ermuntern  konnte,  auf  der 
eingeschlagenen  Bahn  weiterzugehen. 

Als  sich,  zu  Beginn  des  Jahres  1798  im  Waadtland  Anzeichen 
von  revolutionären  Plänen  bemerkbar  machten,  vermochte  sich 
die  Berner  Regierung  zu  keinem  entscheidenden  Entschlüsse  aub 
zuraffen.  Das  beste  wäre  wohl  gewesen,  diesem  Untertanenland 
seinen  Wünschen  entsprechend  ein  gewisses  Maß  von  Autonomie 
zu  gewähren:  dieses  Mittel  aber  fand  keinen  Anklang.  Im  Gegenteil, 
die  Regierung  schien  entschlossen,  wie  im  Jahre  1791  durch  ihre 
Truppen  alle  aufrührerischen  Gelüste  im  Keime  zu  ersticken.  Am 
17.  Januar  erhielt  der  Landvogt  von  Moudon,  Franz  Rudolf  von  Weiss, 
unbeschränkte  Vollmacht  zu  allen  Maßnahmen,  die  geeignet  sein 
konnten,  in  diesem  Gebiete  wieder  Ruhe  und  Ordnung  herzustellen ; 
aber  gerade  durch  die  Wahl  dieses  Mannes,  der  die  waadtländischen 
Verhältnisse  kannte  und  der  vielleicht  gerade  deshalb  jeder  kriege¬ 
rischen  Auseinandersetzung  abgeneigt  war,  bewies  die  Regierung, 
daß  ihr  doch  eigentlich  bange  war  vor  dem  zu  erwartenden  Kampfe. 

Dazu  ließ  es  freilich  der  bernische  General  nicht  kommen.  Als  die 

#  ♦ 

Franzosen  gegen  Ende  des  Monats  in  die  Waadt  einrückten,  zog 
er  sich  rasch  zurück,  um  jedes  Zusammentreffen  mit  dem  Feinde 
zu  vermeiden.27) 

Es  ist  richtig,  daß  es  damals  im  großen  Rate  zwei  Parteien  gab ; 
doch  war  der  Unterschied  in  ihren  Anschauungen  lange  nicht  so 
bedeutend,  wie  vielfach  angenommen  wurde.  Beide  hatten  vor 
allem  den  Fortbestand  des  aristokratischen  Regiments  im  Auge 
und  waren  bereit,  das  Wohlwollen  Frankreichs  durch  bedeutende 
Zugeständnisse  zu  erkaufen.  Wie  weit  man  in  dieser  Beziehung 


27)  J.  Stricklcr,  Franz  Rudolf  von  Weiß,  S.  67ff. 
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gehen  wollte,  darüber  gingen  freilich  die  Ansichten  auseinander. 
Daß  es  keine  grundsätzliche  Kriegspartei  gab,  ist  schon  durch  die 
Tatsache  erwiesen,  daß  öfters  bei  Abstimmungen  über  wichtige 
Fragen,  denen  eine  solche  Partei  unmöglich  hätte  heipflichten 
können,  annähernde  oder  gänzliche  Einstimmigkeit  herrschte. 

Eine  dritte  Partei  war  vor  dem  2.  Februar  in  den  obersten 
Behörden  kaum  vertreten.  Sie  setzte  sich  hauptsächlich  aus  An¬ 
gehörigen  der  heimischen  regimentsfähigen  Familien  zweiter  Ordnung 
zusammen  und  hatte  eine  Stütze  in  der  Masse  des  Landvolkes. 
Es  waren  meist  gebildete  Männer,  Vertreter  des  nach  Macht  ringen¬ 
den  Bürgertums,  welche  daher,  sobald  sie  in  öffentliche  Stellungen 
gelangten,  den  größten  Teil  des  Volkes  hinter  sich  hatten.  Wenn 
sie  eine  Zeitlang  an  die  Möglichkeit  eines  erfolgreichen  Widerstandes 
gegen  Frankreich  glaubten,  so  waren  sie  doch  vom  Anfang  des  Jahres 
1798  an  fest  überzeugt,  daß  ein  solches  Unterfangen  aussichtslos 
wäre.  Daher  traten  sie  mit  aller  Kraft  für  eine  Staatsreform  im 
Sinne  der  neuen  Ideen  ein,  die  einen  vielleicht  aus  reiner  Über¬ 
zeugung,  andere  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  um  den  Franzosen 
dadurch  jeglichen  Vorwand  zur  Invasion  zu  entreißen.  Sie  bekämpften 
die  inkonsequente  und  scheindemokratische  Politik  der  Regierung, 
wie  sie  durch  die  Einberufung  von  Volksvertretern,  den  sogenannten 
Ausgeschossenen,  eingeleitet  wurde.  Ihr  Ideal  war  nicht  die  Demo¬ 
kratie  im  modernen  Sinne,  sondern  eine  Herrschaft  des  oberen, 
aufgeklärten  Bürgertums.  Sie  bebten  zurück  vor  einer  ,, Pöbel - 
herrschaft“  und  fürchteten  eine  Volkserhebung  im  eigenen  Lande 
fast  ebensosehr  wie  den  Einmarsch  der  Franzosen.  Je  größer  die 
Gefahr  wurde,  desto  mehr  nahm  ihr  Einfluß  zu,  nicht  zuletzt  wegen 
der  folgerichtigen,  unabänderlichen  Richtung,  die  sie  einschlugen. 
Die  tüchtigsten  politischen  Köpfe  des  damaligen  Bern  zählten  zu 
dieser  Partei;  es  seien  hier  nur  die  Namen  eines  Rengger,  Kuhn 
und  Bay  genannt. 

In  der  Regierung  herrschte  in  den  letzten  Januartagen  große 
Ratlosigkeit.  ,,Zu  stolz,  sich  schimpflich  zu  unterwerfen,  und  jetzt 
zu  schwach  zu  widerstehen,  sah  man  sich  auf  schreckliche  Abwege 
gerathen,  von  welchen  einzulenken  es  allen  zu  späthe  schien.“ 
„Bald  beherrschten  Zorn  und  Kampflust  die  Versammlung  und  bald 
Kleinmuth  und  Verlegenheit“.  So  schilderte  ein  Zeitgenosse  die 
damalige  Stimmung  im  Großen  Rate.28)  Am  26.  Januar  wurde 


28)  v.  Mutach,  Revolutionsgeschichte  I,  59f. 
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beschlossen,  eine  Anzahl  Volksvertreter  einzuberufen,  welche  an 
den  Beratungen  der  Regierung  teilnehmen  sollten.  Man  würde 
aber  irren,  wenn  man  diesen  Beschluß  als  Ausdruck  eines  Willens 
zu  einer  grundsätzlichen  Neuorientierung  des  Staatslebens  auf  fassen 
wollte.  Baß  dem  nicht  so  ist,  erhellt  deutlich  aus  der  betreffenden 
Ratsverhandlung.  Von  mehreren  Seiten  her  wurden  schwerwiegende 
Bedenken  gegen  die  Zweckmäßigkeit  dieser  Maßnahme  erhoben. 
Von  ihrer  Vortrefflichkeit  war  eigentlich  niemand  überzeugt,  nicht 
einmal  der  Antragsteller.  Dieser  brachte  in  bezeichnender  Weise 
seine  Gegner  dadurch  zum  Schweigen,  daß  er  alle  Anwesenden  auf¬ 
forderte,  einen  besseren  Rat  zu  erteilen,  falls  sie  einen  wüßten. 
Niemand  meldete  sich  zum  Wort,  und  der  Antrag  wurde  einstimmig 
angenommen.29)  Am  folgenden  Tage  wurde  festgesetzt,  daß  die 
Bürger  der  oberen  und  unteren  Gemeinde  von  Bern  je  fünf  Ver¬ 
treter  abordnen  durften,  die  neun  Munizipalstädte  des  „deutschen 
Landes“  sollten  je  einen  senden,  und  die  Gemeindevorgesetzten 
je  zweier  Bataillonsbezirke  konnten  ebenfalls  einen  Deputierten 
wählen.  Wählbar  waren  nur  diejenigen  Bürger,  „die  proprieteten 
hesizen“,  d.  h.  die  Grundbesitzer.  Ferner  wurde  „erkennt“,  daß 
die  Ausgeschossenen  bei  allen  „allgemeinen  Landesgeschäften  und 
Militärwahlen“  mitwirken  sollten,  nicht  aber  bei  den  „Administra¬ 
tionssachen  und  Civilwahlen“.  Hierzu  bemerkte  ein  Chronist: 
„Es  gab  aber  keine  solchen  Geschäfte  mehr  und  so  wohnten  sie  allem 
und  jedem  bey.“30)  Natürlich  mußten  die  Volksvertreter  auch  eine 
„Titulatur“  haben,  und  man  kam  daher  überein,  sie  als  „Edel- 
gebohrne,  Wohlgeachte,  Hoch-  und  Wohlgeehrte  Herren“  an¬ 
zureden.  Die  Auswärtigen  unter  ihnen  sollten  bei  „Standesgliedern“ 
ein  quartiert  werden . 31) 

Noch  bevor  die  Bürgerschaft  der  Hauptstadt  zur  Wahl  ihrer 
Abgeordneten  schritt,  erklärte  Bay  „öffentlich  und  freymüthig“, 
nach  seiner  Auffassung  gebe  es  nur  ein  einziges  Mittel,  um  die  all¬ 
gemeine  Unzufriedenheit  zu  beseitigen  und  das  ganze  Land  zur 
entschlossenen  Abwehr  gegen  den  äußeren  Feind  zu  vereinigen, 
nämlich  die  „schleunige  Aufnahme  der  Grundsätze  von  Gleichheit 
und  Freyheit“.  Es  zeigte  sich  gleich,  daß  er  damit  der  großen  Mehr¬ 
heit  -seiner  Mitbürger  aus  dem  Herzen  gesprochen  hatte,  indem  er 

2ft)  Tillier  V,  555.  Em.  Fr.  von  Fischer,  Rückblicke  eines  alten  Berners, 
S.  Ilöf. 

30)  Wyttenbachs  Annalen. 

31)  Wyttenbachs  Annalen. 
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am  30.  Januar  zum  ersten  Abgeordneten  der  unteren  Gemeinde- 
gewählt  wurde.32)  Diese  Wahlen  gingen  in  aller  Ordnung  vor  sich. 
Es  war  ein  Zeichen  de«  wachsenden  Mißtrauens  gegenüber  der 
Obrigkeit,  daß  kein  einziger  Angehöriger  einer  regierenden  Familie 
gewählt  wurde.  Aus  der  gleichen  Stimmung  heraus  entstand  eine 
Bittschrift,  in  welcher  verlangt  wurde,  die  Vertreter  von  Bern  so¬ 
fort  zu  den  Beratungen  der  Regierung  zuzulassen.  Viele  Bürger, 
namentlich  jüngere,  setzten  ihre  Unterschrift  auf  das  Schriftstück, 
und  nur  den  Bemühungen  einiger  Ausgeschossenen  und  anderer 
Bürger  gelang  es,  die  Veranstalter  von  ihrem  Vorhaben  abzubringen. 
Ein  ähnliches  Schicksal  erlitt  eine  andere  Bittschrift,  deren  Zweck 
war,  eine  sofortige  Verfassungsänderung  herbeizuführen.33) 

Die  Regierung  legte  den  Vertretern  der  Stadt  Bern  die  Eides¬ 
formel  vor,  die  sie  für  die  erste  gemeinsame  Sitzung  mit  den  Aus¬ 
geschossenen  vorbereitet  hatte.  Die  Deputierten  schlugen  vor,  die 
Stelle,  welche  gegenüber  ,,den  vorhandenen  Gebothen  und  Ver- 
bothen“  Gehorsam  verlangte,  wegen  Unbestimmtheit,  wie  sie  sagten, 
zu  streichen.  Nach  diesem  Entwürfe  sollte  ferner  geschworen  werden, 
alle  Einwohner  des  Landes  bei  ihrer  Religion,  ihren  Freiheiten, 
Rechten  und  Gerechtigkeiten  zu  schützen.  Diese  verfängliche  Ver¬ 
pflichtung  paßte  den  Ausgeschossenen  nicht;  sie  beantragten  daher, 
die  Worte  Rechte  und  Gerechtigkeiten  zu  streichen.  Daß  hinter 
den  vorgeschlagenen  Abänderungen  ein  ganzes  politisches  Pro¬ 
gramm  steckte,  merkten  die  gnädigen  Herren  wohl  und  traten  da¬ 
her  auf  die  Wünsche  ihrer  neuerungssüchtigen  Mitbürger  nicht  ein.34) 

Nachdem  die  auswärtigen  Volksvertreter  in  der  Hauptstadt 
I  eingetroffen  waren,  versammelten  sich  am  1.  Februar  sämtliche 
52  Ausgeschossenen  auf  dem  Zunfthaus  zum  Mohren.  Es  war  natür¬ 
lich,  daß  sie  vor  ihrem  Eintritt  in  die  Regierung  das  Bedürfnis 
nach  einem  gegenseitigen  Meinungsaustausch  empfanden.  Und 
es  gab  sich  wiederum  ganz  von  selbst,  daß  die  Abgeordneten  der 
Städte,  vermöge  ihrer  Gewandtheit  und  ihrer  Kenntnisse,  bei  diesen 
Besprechungen  den  Ton  angaben.  Besonders  von  Bay  und  Rengger 
wird  uns  mehrfach  berichtet,  allerdings  in  mehr  oder  weniger  tendenziös 
gefärbter  Weise,  daß  sie  die  ,,sehr  vaterländisch  gesinnten“  Land¬ 
deputierten  bearbeiteten,  so  daß  manche  unter  ihnen  bald  „für 
die  revolutionären  Prinzipien  und  die  französische  Partei  gewonnen 

32)  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  229f. 

33)  Wyttenbachs  Annalen. 

34)  Wyttenbachs  Annalen. 
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wurden.“35)  Am  Morgen  des  folgenden  Tages  fand  am  gleichen  Orte 
eine  zweite  Versammlung  statt,  an  welcher  über  die  in  der  Re¬ 
gierung  einzuschlagende  Politik  gesprochen  wurde.  Bay  ergriff 
das  Wort  und  beantragte,  dem  Großen  Rate  folgende  Anträge  zu 
unterbreiten:  „1.  Souveränität  des  Volks.  2.  Die  Regierung  provi¬ 
sorisch  erklären.  3.  Erhaltung  des  Schweizerbundes.  4.  Antrag  zur 
brüderlichen  Wiedervereinigung  der  Landschaft  Waadt.  5.  Antrag 
zum  ewigen  Bund  mit  der  freyen  fränkischen  Nation,  und  Deffensiv- 
Allianz.  Wenn  dieses  nicht  hinreicht,  die  Gefahr  des  Vaterlandes 
abzuwenden,  so  bleibt  den .  Repräsentanten  des  gesamten  Volks 
nichts  anders  übrig,  als  zu  den  Bataillonen  zu  eilen,  ihren  Muth 
bis  zur  Wuth  anzuflammen,  und  den  süßen  Tod  fürs  Vaterland 
zu  sterben.“36) 

Der  Stadtschreiber  Ringier  von  Zofingen  zählt  in  seinen  Be¬ 
richten  acht  Anträge  auf.  Dieselben  decken  sich  im  wesentlichen 
mit  den  von  Bay  selber  überlieferten,  nur  kommen  bei  Ringier  noch 
die  Anträge  auf  ,, Aufrechterhaltung  der  Religion“  und  „Publi¬ 
kation  dieses  Antrages“  hinzu.37)  Man  könnte  vermuten,  daß  es 
sich  bei  Ringier  um  die  zu  Beginn  der  Sitzung  gemachten  Vor¬ 
schläge  handelt  und  daß  die  in  den  „Bey trägen  zur  Geschichte 
des  Tages“  enthaltenen  fünf  Punkte  die  endgültige,  von  der  ,Ver- 
.  Sammlung  genehmigte  Fassung  darstellen.  Als  Stütze  für  diese 
Vermutung  ließe  sich  etwa  folgendes  anführen:  Der  Antrag  be¬ 
treffend  die  „Aufrechterhaltung  der  Religion“  konnte  füglich  ge¬ 
strichen  werden,  da  er  für  bernische  Verhältnisse  bedeutungslos 
war  und  nur  geeignet  sein  konnte,  die  Gemüter  unnütz  aufzu regen. 
Bei  der  Streichung  des  Vorschlages,  welcher  die  Veröffentlichung 
der  gefaßten  Beschlüsse  bezweckte,  war  vielleicht  der  Gedanke 
maßgebend,  daß  man  sonst  die  Öffentlichkeit  zu  erregten  Diskussionen 
verleiten  würde  und  die  Regierung  mit  einem  solchen  Schritte  jeden¬ 
falls  sehr  unzufrieden  wäre.  Für  unsere  Vermutung  spricht  außer¬ 
dem  noch  der  Umstand,  daß  die  Anträge  nicht  veröffentlicht  wurden. 
Genug,  dieselben  wurden  in  der  einen  oder  anderen  Fassung  mit 


35)  R.  v.  Erlach,  Zar  Bernischen  Kriegsgeschichte  des  Jahres  1798, 
3.  17.  F.  de  Roverea,  Memoires  I,  195.  J.  G.  Bürkli,  Versuch  einer  Ge¬ 
schichte  der  Staatsumwälzung  des  Kantons  Bern,  S.  241. 

36)  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  230. 

37)  Fr.  Zimmerlin,  Die  Berichte  des  Stadtschreibers  J.  R.  Ringier  aus 
Zoiingen  aus  der  Abgeordneten  Versammlung  zu  Bern  vom  1.  Februar  bis 
16.  März  1798,  S.  5. 
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allen  gegen  zwei  Stimmen  angenommen38),  woraus  hervorgeht, 
daß  die  braven  Ausgeschossenen  vom  Lande  doch  nicht  so  ganz 
vaterländisch“  gesinnt  waren  bei  ihrer  Ankunft  in  Bern  oder  daß 
die  ,, Bearbeitung“  durch  Bay  und  Kengger  überraschende  Erfolge 
zeitigte.  Der  Regierung  aber  mußte  dieses  Gebaren  der  Aus¬ 
geschossenen  höchst  unerwünscht  sein,  war  doch  dasselbe  ganz 
augenscheinlich  auf  die  Abschaffung  der  patrizischen  Vorrechte 
gerichtet. 

2.  Kapitel.  Die  Ausgeschossenen. 

Mit  ,, banger  Erwartung“  sah  die  Regierung  dem  2.  Februar 
entgegen,  dem  Tage,  an  welchem  die  Vertreter  des  Volkes  in  ihren 
Reihen  Platz  nehmen  sollten.  Trotz  der  Besetzung  der  Waadt 
durch  die  Franzosen,  trotz  großer  Meutereien  unter  den  aargau¬ 
ischen  Truppen  wagte  sie  es  nicht,  entscheidende  Beschlüsse  zu 
fassen.1)  Endlich  erschien  der  langersehnte  Tag.  Durch  eine  Ab¬ 
ordnung  der  Regierung  wurden  die  Ausgeschossenen  ,,in  einem 
ordentlichen  Zuge“  auf  das  Rathaus  geleitet.  Hierauf  hörten  sie 
in  den  Kreuzgängen  der  ,,Räth-  und  Burgerstube“  stehend  eine 
Anrede  des  Schultheißen  an.  Nachdem  der  Geheime  Rat  Bericht 
erstattet  hatte  über  die  allgemeine  Lage,  wurde  die  Einsetzung 
einer  Kommission  beschlossen,  die  den  Auftrag  erhielt,  bis  am  Abend 
ein  Gutachten  auszuarbeiten  über  ,,die  Nothwendigkeit,  sogleich 
und  augenblicklich  einen  großen  Schritt  zu  thun“.2)  Bei  der  Wahl 
dieses  Ausschusses  mußte  es  auf  fallen,  daß  Bay,  der  doch  unstreitig 
der  einflußreichste  Deputierte  war,  übergangen  wurde.  Dieser 
Mißerfolg  war  natürlich  seiner  unzweideutigen  Stellungnahme  zu¬ 
gunsten  einer  gründlichen  Reform  zuzuschreiben,  wodurch  er  seine 
politischen  Gegner  an  ihrer  wundesten  Stelle  getroffen  hatte. 

In  der  Abendsitzung  wurde  beschlossen,  dem  Antrag  der  Kom¬ 
mission  gemäß  ein  Dekret  über  die  notwendigen  Verfassungsände¬ 
rungen  zu  erlassen.  Der  vom  Ausschüsse  vorbereitete  Entwurf 
fand  aber  bei  der  aristokratischen  Mehrheit  keine  Zustimmung;  bloß 
der  erste  Artikel  wurde  unverändert  angenommen.  Obgleich  die 
Sitzung  bis  tief  in  die  Nacht  hinein  dauerte,  konnte  man  sich  über 

38)  Über  ihr  weiteres  Schicksal  ist  nichts  bekannt.  Höchstwahrscheinlich 
wurden  sie  in  der  Regierung  gar  nicht  behandelt. 

S  II  yttenbach,  Geschichte  der  bernerischen  Staatsumwälzung  im 
'  Jahre  1798,  S.  15f. 

2)  Wyttenbachs  Annalen. 
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den  zweiten  Artikel  nicht  einigen,  ,,weil  man  zn  sehr  künsteln 
wollte“.  Am  folgenden  Tage  kam  das  Dekret  zustande.  „Es  war 
ein  harter  Kampf  zwischen  den  hergebrachten  aristokratischen 
Grundsätzen  und  den  neuen  von  Freiheit  und  Gleichheit.“3)  Ein 
Teilnehmer  äußerte  sich,  man  habe  mehr  über  Worte  als  über  Sachen 
gestritten.  Richtig  ist,  daß  sich  oft  längere  Debatten  um  einen 
einzigen  Ausdruck  drehten;  aber  dann  handelte  es  sich  regelmäßig 
um  ein  Wort  oder  eine  Wendung,  die  bei  späterer  Auslegung  von 
entscheidender  Bedeutung  sein  mußten.  Die  Regierung  hoffte  noch 
immer  auf  einen  friedlichen  Ausgleich  mit  den  Franzosen.  Erfolgte 
ein  solcher,  so  war  man  bei  der  Verfassungsänderung  nur  noch  an 
das  Dekret  vom  8.  Februar  gebunden.  Auf  diesen  Fall  zielten  die 
Bemühungen  der  aristokratischen  Mehrheit  hin.  Es  war  von  ihrem 
Standpunkt  aus  natürlich,  daß  man  die  Geneigtheit  der  großen 
Nachbarrepublik  und  der  eigenen  Untertanen  durch  möglichst 
geringe  Zugeständnisse  erkaufen  wollte.  Andererseits  mußten  diese 
Konzessionen  doch  ihren  Zweck  erreichen,  der  eben  darin  bestand, 
die  Untertanen  vor  dem  Aufruhr  und  die  Franzosen  vor  weiteren 
Feindseligkeiten  abzuhalten.  So  war  es  mit  diesen  Künsteleien 
darauf  abgesehen,  durch  zweideutige  Formulierungen  scheinbar 
große  Volksrechte  zu  schaffen,  in  Wirklichkeit  aber  sich  alle  wesent¬ 
lichen  Privilegien  vorzubehalten.  Würde  es  sich  um  rein  formale 
Dinge  gehandelt  haben,  so  wäre  es  gewiß  nicht  zu  solch  heftigen 
Auseinandersetzungen  gekommen.  Da  die  Demokraten  aber  die 
Absicht  ihrer  Gegner  klar  erkannten,  suchten  sie  mit  aller  Kraft 
die  reinen  Grundsätze  zu  retten. 

Die  Kommission  hatte  vorgeschlagen,  allen  Staatsbürgern  die 
gleichen,  politischen  Rechte  zu  gewähren.  Die  betreffende  Stelle 
wurde  aber  gestrichen,  mit  anderen  Worten,  die  patrizischen  Vor¬ 
rechte  sollten  erhalten  bleiben.  Der  Entwurf  sah  eine  aus  Volks¬ 
vertretern  zusammengesetzte  Regierung  vor;  dies  wurde  umgeändert 
in  eine  „Repräsentation  des  Volkes  in  der  Regierung“,  wodurch 
die  Bestimmung  des  Entwurfes  ungefähr  in  ihr  Gegenteil  verwandelt 
wurde,  Artikel  5,  der  eine  Volksabstimmung  zur  Annahme  oder 
Verwerfung  der  neuen  Verfassung  vorsah,  wurde  geändert  wie  folgt: 
„Die  Verfassung  wird  den  zu  dem  Ende  versammelten  Staatsbürgern 
zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt.“  Man  „sträubte  sich 
gewaltig  gegen  den  Ausdruck  provisorische  Regierung“  und  „ließ 


3)  Wyttenbachs  Annalen. 
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sogar  ein  Mehr  gehen,  daß  die  Regierung  nicht  provisorisch  sein 
solle“.4) 

Über  die  Haltung  der  Ausgeschossenen  in  dieser  Beratung 
sind  wir  nur  ungenügend  unterrichtet.  In  einem  wohl  nicht  ganz 
objektiven  Berichte  heißt  es,  daß  sie  ,,sich  begnügten,  die  vor¬ 
geschlagenen  Veränderungen  zu  genehmigen,  ohne  übrigens  stark 
dafür  oder  dawider  zu  sein“;  „der  einzige  Advokat  Bay  von  Bern 
that  sich  als  Sprecher  der  Neuerer  hervor.“5)  Daraus  geht  hervor, 
daß  Bay  an  diesen  Verhandlungen  jedenfalls  einen  hervorragenden 
Anteil  hatte ;  aber  auch  ein  Rengger  und  andere  werden  sicher 
nicht  bloß  zugehört  haben. 

Autoren  wie  Mailet  du  Pan  und  F.  de  Roverea  bezeichnten 
das  Dekret  vom  8.  Februar  als  das  Werk  Bays  und  seiner  Anhänger.6) 
Es  ist  heute  nicht  mehr  nötig,  darzulegen,  daß  die  Umwälzungen 
des  Jahres  1798  nicht  das  Ergebnis  der  Wühlereien  einiger  Un¬ 
zufriedenen  sein  konnten,  sondern  daß  die  Ursachen  viel  tiefer  lagen. 
Abgesehen  davon  ist  zu  sagen,  daß  Bay  und  seine  Partei  in  den 
Beratungen  vom  2.  und  8.  Februar  ja  die  Unterlegenen  waren  und, 
wie  sich  später  zeigte,  sehr  ungehalten  waren  über  das  erlassene 
Dekret. 

Indessen  war  die  Revolution  auch  im  Aargau  ausgebrochen. 
Mengaud,  der  französische  Charge  d’affaires  in  Basel,  hatte  es  über¬ 
nommen,  in  diesem  bernischen  Untertanenland  den  Aufruhr  zu  ent¬ 
fachen.  Durch  Verteilung  von  Druckschriften,  durch  Ausstellung 
von  Sicherheitskarten  und  durch  persönliche  Aufmunterung  war 
er  seinem  Ziele  im  Verlauf  des  Monats  Januar  immer  näher  gerückt. 
Kaum  hatten  die  Abgeordneten  der  Tagsatzung  die  Stadt  Aarau 
verlassen,  so  richtete  die  revolutionäre  Bürgerschaft  einen  Freiheits¬ 
baum  auf  und  setzte  an  die  Stelle  der  bisherigen  Behörde  einen 
Sicherheitsausschuß  ein.7)  Am  2.  Februar  erließ  Mengaud  ein 
Schreiben  an  die  bernische  Regierung,  worin  er  sagte,  er  habe  ver¬ 
nommen,  daß  Truppenbewegungen  gegen  Aarau  im  Gange  seien. 
Sollten  diese  Truppen  irgend  etwas  gegen  die  Stadt  unternehmen, 
so  werde  er  sofort  die  französische  Armee  auf  dem  kürzesten  Wege 

4)  Wyttenbachs  Annalen. 

5)  Bürkli,  S.  242. 

6)  F.  de  Roverea,  Precis  de  la  revolution  de  la  Suisse,  S.  56.  F.  de 
Roverea,  Memoires  I,  196.  J.  Mailet  dn  Pan,  Essai  historique  sur  la  des- 
truction  de  la  ligue  et  de  la  liberte  helvetiques,  S.  242f. 

7)  Tillier  V,  558. 
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gegen  Bern  marschieren  lassen.8)  Als  die  Regierung  von  diesen 
Vorgängen  Kunde  bekam,  ordnete  sie  den  Oberkommissär  Wyss 
und  den  Ausgescbossenen  Neuenschwander  ab,  um  den  Aargau 
zu  „pacificiren“.  Zu  diesem  Zwecke  sollten  sie  alle  gütlichen  Mittel 
versuchen  und  nur  im  äußersten  Falle  Gewalt  anwenden.9)  Ehe  die 
beiden  in  Aarau  eintrafen,  war  der  Oberst  von  Büren,  ohne  dazu 
bevollmächtigt  zu  sein,  mit  einem  Teil  seiner  Truppen  in  die  Stadt 
eingerückt,  hatte  den  Freiheitsbaum  umhauen  lassen  und  die  alte 
Behörde  wieder  eingesetzt.  Eine  große  Zahl  Aufständischer  hatte 
die  Flucht  ergriffen,  um  bei  Mengaud  in  Basel  Schutz  zu  suchen.10) 
Die  Regierung  war  darüber  bestürzt  und  fürchtete,  der  Geschäfts¬ 
träger  könnte  seine  Drohung  verwirklichen.  Dem  wollte  man  zuvor¬ 
kommen;  es  wurde  daher  beschlossen,  von  Büren  zur  Verantwortung 
zu  ziehen.  Wyss  erhielt  den  Auftrag,  eine  allgemeine  Amnestie  zu 
erlassen,  sobald  die  Ordnung  wieder  hergestellt  sei.  Außerdem 
wurde  Bay,  welcher  dort  wohlbekannt  und  beliebt  war,  nach  Aarau 
abgeordnet,  um  die  Bevölkerung  zu  beruhigen. 

Der  eigentliche  Zweck  dieser  Sendung  war  aber  ein  anderer. 
Am  5.  Februar  war  der  Antrag  gestellt  worden,  dem  französischen 
Geschäftsträger  alles  mitzuteilen,  was  die  Regierung  wegen  der  Aar- 
auer  Vorfälle  angeordnet  hatte;  es  wurde  aber  „gänzlich  davon 
abstrahirt“.11)  Damit  stimmt  aber  ein  Schreiben  des  Kriegsrates 
an  den  General  von  Erlach,  datiert  vom  5.  Februar,  nicht  überein.12) 
Es  ist  darin  die  Rede  von  den  Begebenheiten  in  Aarau  und  den 
Maßnahmen  der  Regierung.  Hierauf  fährt  der  Bericht  weiter: 
„jedennoch  ist  zu  beförchten,  daß  Frankreich  diesen  Vorwand  er- 
.greiffen  möchte,  um  endlich  eine  bestimmte  Kriegs  Erklärung  zu 
thun“.  Der  General  möge  daher  auf  der  Hut  sein.  Dann  schließt 
das  Schreiben  mit  folgenden  Worten:  „Zum  Bericht  dient  daß  von 
Räth  und  Burgern  aus  ein  Abgeordneter  an  H.  Mengaud  in  Basel 
mit  obigen  Declarations  abgesandt  worden.“  Das  Rätsel  löst  sich, 
wenn  man  noch  ein  Gutachten  des  Geheimen  Rates  vom  8.  bei¬ 
zieht.13)  Da  die  Regierung  feierlich  erklärt  hatte,  sich  jeder  äußeren 


8)  Strickler  I,  194. 

»)  Tillier  V,  559. 

10)  Tillier  V,  559. 

X1)  Wyttenbachs  Annalen.  Otth,  Minutes. 

12)  R.  v.  Erlach,  S.  276ff. 

13)  Akten  des  Geheimen  Raths  XXXIX,  Nr.  138.  Teilweise  abgedruckt, 
bei  Strickler  I,  251. 
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Einmischung  zu  widersetzen,  so  fand  sie,  es  würde  diesem  Grund¬ 
satz  offenbar  widersprechen,  wenn  man  dem  Geschäftsträger  Rechen¬ 
schaft  ablegen  würde  über  die  Art,  wie  man  die  aargauischen  An¬ 
gelegenheiten  in  Ordnung  bringen  wollte.  Andererseits  fürchtete 
man,  daß  Mengaud  mit  seiner  plumpen  Drohung,  französische 
Truppen  gegen  Bern  von  ticken  zu  lassen,  Ernst  machen  würde,  da 
ja  der  Fall,  auf  welchen  jene  Drohung  sich  bezog,  wirklich  ein¬ 
getroffen  war.  So  entschloß  man  sich  denn,  Bay  unter  dem  Vor¬ 
wand  nach  Basel  zu  schicken,  die  dort  sich  aufhaltenden  Aarauer 
Flüchtlinge  zur  Heimkehr  zu  bewegen.  Dort  würde  er  schon  Ge¬ 
legenheit  finden,  bei  Mengaud  die  nötigen  Aufklärungen  und  Ent¬ 
schuldigungen  anzubringen  und  so  hoffentlich  eine  förmliche  Kriegs¬ 
erklärung  von  seiten  Frankreichs  verhüten  können. 

Unter  den  Papieren  des  Geheimen  Rates  findet  sich  auch  noch 
der  Entwurf  zu  dem  erwähnten  Gutachten.14)  Man  ersieht  daraus, 
daß  der  Verfasser,  Ratsschreiber  Thormann,  anfänglich  schwankte, 
wie  er  den  Charakter  von  Bays  Sendung  bezeichnen  sollte.  Schließ¬ 
lich  bezeichnete  er  die  Sache  beim  rechten  Namen  —  das  Gutachten 
war  ja  nicht  für  die  Öffentlichkeit  bestimmt  —  und  schrieb  deshalb, 
die  Regierung  habe  Bay  „keinen  offiziellen  Auftrag  an  H.  Mengaud‘ 
geben  wollen.15) 

Noch  am  5.  Februar  machte  sich  Bay  auf  den  Weg.  In  der 
Umgebung  von  Aarau  fand  er  die  Bauern  sehr  aufgebracht  gegen 
die  umstürzlerischen  Städter.  Unter  den  Truppen,  welche  die  Stadt 
besetzt  hielten,  herrschte  eine  ähnliche  Stimmung.  Bay  forderte, 
freilich  ohne  Erfolg,  die  anwesenden  Offiziere  und  den  Oberkom- 
missarius  Wyss  auf,  die  Amnestie  zu  verkünden  und  die  Truppen 
aus  der  Stadt  zu  entfernen.  Auf  der  Reise  nach  Basel  traf  er  an 
verschiedenen  Orten  Flüchtlinge  aus  der  aargauischen  Hauptstadt 
an,  welche  gerührt  waren,  als  er  ihnen  von  der  Amnestie  sprach 
und  ihm  ihre  Reue  über  das  Vorgefallene  bezeugten.  Einige  unter 
ihnen  hatten  sich  aber  schon  bei  Mengaud  beklagt,  welcher  den 
Willen  geäußert  habe,  „an  Bern  ein,  denkwürdiges  Exempel  zu 
statuiren“.  Die  Flüchtlinge  wagten  zum  Teil  nicht  heimzukehren, 
aus  Furcht,  von  den  Bauern  mißhandelt  zu  werden.  In  Basel  ge¬ 
lang  es  Bay,  mehrere  Aarauer  Bürger  zu  veranlassen,  mit  ihm  bei 
dem  Geschäftsträger  vorzusprechen,  um  so  das  äußerste  Unheil 

14)  Akten  des  Geheimen  Raths  XXXIX,  Xr.  139. 

15)  Der  Vorwurf,  Ray  habe  eigenmächtig  Beziehungen  mit  Mengaud 
angeknüpft,  muß  demnach  dahinfallen. 


von  Bern  abzuwenden.  Mengaud  zeigte  sich  anfangs  sehr  unzugäng¬ 
lich  und  bemerkte  kalt,  er  habe  bereits  einen  Bericht  an  seine  Re¬ 
gierung  abgeschickt  und  die  kommandierenden  Generäle  ersucht, 
ihren  Vormarsch  zu  beschleunigen.  Auf  Bays  Erklärungen  wollte 
er  nicht  eingehen,  wahrscheinlich,  weil  jener  bloß  als  Privatmann 
auftrat.16)  Als  Bay  fragte,  ob  die  ganze  Angelegenheit  nicht  durch 
eine  mit  gehörigen  *  Vollmachten  versehene  Abordnung  friedlich 
beigelegt  werden  könne,  entgegnete  ihm  der  Geschäftsträger,  „qu’il 
recevrait  avec  plaisir  une  deputation  de  l’Etat  de  Berne,  pourvu 
qu’elle  füt  composee  d’amis  du  peuple“.17) 

Es  ist  klar,  daß  Bays  Sendung  ihm  nur  gelegen  kommen  konnte. 
Gemäß  seiner  Drohnote  vom  2.  hätte  er  nun  die  französischen 
Heere  unverzüglich  zum  Vormarsch  auf  Bern  veranlassen  müssen, 
was  offenbar  seine  Kompetenzen  bei  weitem  überstieg.  Und  selbst 
wenn  er  die  nötigen  Vollmachten  besessen  hätte,  so  wäre  sein  Be¬ 
fehl  bei  der  damaligen  traurigen  Verfassung  der  französischen 
Truppen  in  der  Waadt  wirkungslos  geblieben.  Durch  den  Antrag 
einer  heimischen  Gesandtschaft  sah  er  sich  nun  in  die  angenehme 
Lage  versetzt,  einen  ehrenvollen  Rückzug  antreten  zu  können. 

Im  weitern  Verlaufe  der  Unterredung  gelang  es  Mengaud,  Bays 
Zutrauen  zu  gewinnen.  Er  beteuerte  seinen  Wunsch  nach  einer 
friedlichen  Auseinandersetzung  mit  der  Schweiz  und  gab  ihm  den 
Rat,  nach  Paris  zu  reisen,  um  dort  den  Haß  gegen  Bern,  „den  man 
durch  giftige  Eingebungen  bey  Reubel  entzündet  habe“,  zu  löschen. 
Zugleich  bot  er  ihm  „das  nachdrücklichste  Empfehlungsschreiben“ 
an,  um  auf  der  Stelle  vorgelassen  zu  werden.  Das  Mißtrauen,  welches 
gewisse  aristokratische  Kreise  schon  damals  auf  Bay  geworfen 
hatten,  bewog  diesen,  von  Mengauds  Anerbieten  keinen  Gebrauch 
zu  machen.18) 

Bay  reiste  sofort  heim  und  konnte  am  9.  der  Regierung  seinen 
Bericht  erstatten.  Schon  am  Tage  zuvor  hatte  er  den  Geheimen 
Rat  von  dem  Erfolge  seiner  Mission  unterrichtet,  so  daß  dieser  in 
der  Lage  war,  sogleich  mit  einem  oder  vielmehr  mit  zwei  Gutachten 
aufzuwarten.  Ein  Teil  dieser  Behörde  fand,  man  müsse  die  Ge- 


lö)  Otth,  Minutes.  Wyttenbachs  Annalen.  Die  Bemerkung  des  Venners 
Otth,  Mengaud  habe  Bay  nicht  anders  denn  als  Privatmann  empfangen 
wollen  und  habe  „keineswegs  eintretten“  wollen,  ist  wohl  in  diesem  Sinne 
zu  deuten. 

17)  Strickler  I,  251. 

18)  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  231. 
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legenbeit,  endlich  einmal  von  der  Nachbarmacht  angehört  zu 
werden,  sogleich  benutzen  und  also  eine  Gesandtschaft  nach  Basel 
abordnen.  Die  übrigen  Mitglieder  rieten  ab  von  einem  Schritte, 
der  geeignet  war,  eine  Einmischung  in  die  inneren  Angelegenheiten 
von  seiten  Frankreichs  herbeizuführen.  Die  über  diesen  Gegenstand 
vorgenommene  Abstimmung  brachte  folgendes  Ergebnis:  ,,Eine 
Gesandtschaft  an  H.  Mengaud  nach  Basel  zu  schicken,  ward  mit 
119  Stimmen  erkennt,  gegen  32  welche  noch  dermahlen  keine 
schicken,  sondern  vorerst  erwarten  wollen,  was  das  unterm  7.  diss 
an  das  Französische  Directorium  aberlassene  Schreiben,  und  die 
Unterhandlung  mit  dem  Französischen  General  Brune  mit  sich 
bringen  werde.  Daß  der  Gesandtschaft  der  Auftrag  gegeben  werden 
solle,  dem  H.  Mengaud  von  dem  zu  Aarau  vorgegangenen  Officielle 
Bekanntschaft  zu  geben,  ist  mit  122  ermehrt  worden,  gegen  24 
Stimmen,  welche  hierüber  nicht  mit  ihm  eintreten  wollen.“19) 

Zu  Mitgliedern  dieser  Gesandtschaft  wurden,  Mengau ds  Wunsch 
entsprechend,  lauter  Demokraten  gewählt:  Oberstleutnant  Tillier 
als  Vertreter  der  Regierung  und  die  Ausgeschossenen  Bay,  Dr.  Rengger 
von  Brugg  und  Gygax  von  Herzogenbuchsee.  Tillier  war  einer 
jener  wenigen  Regierungsglieder,  die  für  eine  grundsätzliche  Demo¬ 
kratisierung  des  Staatswesens  eintraten.  Er  stand  unter  dem  Ein¬ 
flüsse  von  Bay  und  war  bei  der  ,, untern“  Bürgerschaft  beliebt. 

Nach  der  ihnen  übergebenen  Instruktion  sollten  die  Depu¬ 
tierten  den  Geschäftsträger  in  erster  Linie  „über  das  in  Aarau  Vor¬ 
gegangene  und  die  dabei  gehabte  Absicht  der  Regierung  erbauen“. 
Zugleich  wurden  sie  ermächtigt,  die  Zurückziehung  der  französischen 
Truppen  zu  verlangen  und  Mengaud  mitzuteilen,  daß  die  Regierung 
auch  mit  General  Brune  in  Unterhandlungen  trete.  Ferner  sollten 
sie  die  Friedensliebe  Berns  betonen  und  allfällige  Vorschläge  Frank¬ 
reichs  entgegennebmen.20) 

Es  muß  an  dieser  Instruktion  zunächst  auffallen,  daß  in  ihr 
nichts  enthalten  war,  um  den  Abgeordneten  gegenüber  dem  franzö¬ 
sischen  Diplomaten  eine  feste  Position  zu  verschaffen.  Hielten  sie 
sich  genau  an  ihre  Vorschriften,  so  mußte  ihre  Sendung  den  Charakter 
eines  Bittganges  annehmen.  Den  mit  Sicherheit  zu  erwartenden 
Drohungen  und  Unverschämtheiten  Mengauds  hatten  sie  nichts 
entgegenzusetzen  als  die  allerdings  aufrichtig  gemeinte  Friedens- 


19)  Geheimes  Manual,  S.  122. 

20)  H.  Zschokke,  Historische  Denkwürdigkeiten  II,  315f, 
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liebe  Berns.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  die  Deputation  keinen  Auf¬ 
trag  erhielt,  sich  zu  vergewissern,  ob  Mengaud  überhaupt  die  nötigen 
Vollmachten  zu  so  weittragenden  Unterhandlungen  besitze.  Bei 
ruhiger  Überlegung  hätte  man  sich  sagen  müssen,  daß  eine  der¬ 
artige  Anfrage  einem  einfachen  Geschäftsträger  gegenüber  sehr 
wohl  am  Platze  gewesen  wäre.  Es  ist  bezeichnend,  daß  man  auch 
später,  als  Brune  und  Mengaud  sich  gegenseitig  die  Kompetenz 
bestritten,  mit  Bern  über  Krieg  oder  Frieden  zu  verhandeln,  nicht 
den  Mut  fand,  unter  Androhung  des  Abbruches  der  Beziehungen 
die  Vorweisung  hinreichender  Vollmachten  zu  fordern. 

Das  Schlimmste  jedoch  war,  abgesehen  von  der  gewollten 
Doppelspurigkeit  der  Unterhandlungen  in  Basel  und  Payerne,  daß 
man  durch  diese  Gesandtschaft  den  Franzosen  das  tatsächliche  Recht 
einräumte,  in  den  inneren  Angelegenheiten  Berns  mitzureden. 

3.  Kapitel.  Die  Unterhandlungen  in  Basel. 

Sobald  die  vier  Abgeordneten  ihre  Instruktion  erhalten  hatten, 
reisten  sie  ab.  Schon  am  folgenden  Tag  konnten  sie  sich  bei  Mengaud 
vorstellen.  Durch  offizielle  und  private  Unterredungen,  wohl  auch 
durch  ihre  baslerischen  Freunde,  suchten  sie  nun  im  Sinne  ihres 
Auftrages  auf  den  Geschäftsträger  einzuwirken.  Gleich  zu  Beginn 
der  Unterhandlungen  log  ihnen  dieser  vor,  die  beiden  schon  auf 
Schweizerboden  stehenden  französischen  Heere  befänden  sich  unter 
seinem  Oberbefehl,  und  die  ehrlichen  Berner  bekamen  so  den  Eindruck, 
daß  nur  durch  ihre  Anwesenheit  in  Basel  ein  sofortiger  feindlicher 
Vorstoß  verhindert  worden  sei.  Er  erklärte,  das  Umhauen  des  Aarauer 
Freiheitsbaumes,  welcher  unter  seinen  Augen  aufgerichtet  worden 
sei,  als  eine  ihm  persönlich  zugefügte  Beleidigung  ansehen  zu  müssen. 
Die  bernische  Regierung  beschuldigte  er  des  heimlichen  Einver¬ 
ständnisses  mit  England.  Er  forderte  eine  baldige  Verfassungs¬ 
änderung,  welcher  die  Grundsätze  der  französischen  Konstitution 
als  Grundlage  dienen  müßten.  Am  12.  Februar  äußerte  er  den 
Wunsch  nach  schriftlichen  Unterhandlungen,  ohne  indessen  münd¬ 
liche  Unterredungen  auszuschließen.  Um  der  bernischen  Regierung 
seine  Forderungen  etwas  annehmbarer  zu  machen,  erklärte  er  Bay 
in  einem  Privatgespräch,  er  könne  im  Namen  des  Direktoriums 
die  Zusicherung  geben,  Frankreich  werde  der  Wiedervereinigung 
der  Waadt  mit  Bern  kein  Hindernis  in  den  Weg  legen,  vorausgesetzt, 
daß  dies  der  Wille  der  Waadtländer  sei.1) 


1)  Strickler,  I,  253f.  H.  Zschokke  II,  316f. 
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Inzwischen  waren  auch  mit  Brune  Unterhandlungen  ungebahnt 
worden.  Dieser,  ein  Meister  in  der  Kunst  der  Verstellung,  ließ  der 
bernischen  Regierung  sagen,  er  sei  im  Besitze  der  nötigen  Voll¬ 
macht  und  erklärte,  der  Geschäftsträger  in  Basel  stehe  unter  seinem 
Befehle.  Durch  seine  glatten  Worte  wußte  er  bei  den  Bernern  große 
Hoffnungen  auf  eine  friedliche  Beilegung  des  Konfliktes  zu  erwecken, 
und  die  Regierung  zögerte  keinen  Augenblick,  mit  ihm  in  Unter¬ 
handlung  zu  treten.  Als  der  Geheime  Rat  diese  neue  Sachlage  prüfte, 
war  die  Rede  davon,  die  Gesandtschaft  in  Basel  zurückzuberufen.  a) 
In  der  Sitzung  vom  12.  vertrat  ein  Teil  der  Regierung  die  Meinung, 
es  sei  vorerst  auf  einen  Bericht  der  Abgeordneten  in  Basel  zu  warten, 
bevor  man  auf  die  Frage  ihrer  allfälligen  Rückberufung  eintrete.2 3) 
Am  Ende  fanden  sich  die  Meinungen  in  einem  bequemen  Kompro¬ 
miß:  Der  Entschluß,  mit  Brune  in  Unterhandlungen  zu  treten, 
wurde  den  Gesandten  mitgeteilt;  es  wurde  aber  ihrem  Gutfinden 
überlassen,  noch  länger  in  Basel  zu  bleiben  oder  die  Rückreise  an¬ 
zutreten.  Für  den  Fall,  daß  sie  sich  zum  Bleiben  entschlossen, 
wurde  ihnen  ans  Herz  gelegt,  mit  aller  Behutsamkeit  zu  Werke 
zu  gehen  und  alles  zu  vermeiden,  was  zu  einer  „Negotiation“  führen 
könnte.4) 

Nachdem  diese  von  der  Äußerung  Brünes,  Mengaud  sei  ihm 
untergeordnet,  Kenntnis  erhalten  hatten,  richteten  sie  über  diesen 
Gegenstand  eine  vorsichtige  Anfrage  an  den  Geschäftsträger.  Men¬ 
gaud  behauptete,  nichts  davon  zu  wissen,  daß  der  General  zu  Unter¬ 
handlungen  bevollmächtigt  sei.  Dann  fügte  er  noch  bei,  daß  Brune, 
wenn  er  seine  Pflichten  genau  kennen  würde,  sich  kaum  in  solche 
Dinge  einlassen  könnte,  da  er  sonst  Gefahr  laufen  müßte,  bei  seinen 
Vorgesetzten  in  Ungnade  zu  fallen.5) 

Vom  Beginn  der  französischen  Invasion  an  war  Mengaud  be¬ 
ständig  von  der  Besorgnis  erfüllt,  der  militärische  Befehlshaber 
könnte  ihm  sein  Verdienst,  die  Revolutionierung  der  Schweiz,  zu 
entreißen  trachten.  Da  er  keine  Gewalt  über  die  Truppenführer 
besaß,  so  mußte  er,  sollte  das  Hauptverdienst  an  der  Umwälzung 
ihm  allein  zukommen,  dieselbe  auf  eine  unblutige  Weise  durch¬ 
führen.  Als  er  nun  bemerken  mußte,  daß  Brune  sich  auch  der  diplo- 

2)  Dies  geht  aus  einer  durchgestrichenen  Stelle  in  den  Geheimrats¬ 
akten  hervor.  Bd.  XXXIX,  Nr.  160. 

3)  Geheimes  Manual,  S.  129. 

4)  H.  Zschokke  II,  329f. 

5)  H.  Zschokke  II,  320f. 
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malischen  Führung  bemächtigen  wollte  und  ihn  so  vollständig  aus¬ 
zuschalten  drohte,  wurde  er  sehr  aufgebracht.  In  einem  Schreiben 
an  das  Direktorium  machte  er  seinem  Ärger  Luft;  gleichzeitig  ent¬ 
wickelte  er  darin  einen  Plan,  durch  den  er  die  vollständige  Ab¬ 
dankung  der  bernischen  Regierung  zu  erreichen  hoffte.  Um  die 
Führung  wieder  an  sich  zn  reißen,  beabsichtigte  er,  an  Bern  ein 
Ultimatum  zu  richten.  Wurde  dasselbe  angenommen,  so  war  der 
Umsturz  da.  wo  nicht,  so  konnte  er  mit  überlegener  Miene  Brune 
einladen,  mit  den  Waffen  das  Seinige  zu  tun.  Um  sein  Ziel  zu  er¬ 
reichen,  bat  er  das  Direktorium,  mit  den  militärischen  Operationen 
noch  ein  paar  Tage  lang  zuzuwarten.6)  Er  wandte  sich  auch  direkt 
an  Brune  mit  dem  Ersuchen,  vorläufig  keine  feindseligen  Truppen¬ 
bewegungen  auszuführen  und  erteilte  ihm  den  gewiß  aufrichtig 
gemeinten  Rat,  mit  Bern  in  keine  Unterhandlangen  einzutreten.7)' 
Dieser  war  jedoch  weit  davon  entfernt,  auf  solche  Vorschläge  ein¬ 
zugehen,  da  auch  er  nach  dem  Ruhme  trachtete,  der  Urheber  des 
Sturzes  der  Eidgenossenschaft  zu  werden. 

Am  13.  überreichte  Mengaud  der  bernischen  Gesandtschaft 
das  erwähnte  Ultimatum.  Dasselbe  enthielt,  neben  einer  Reihe 
von  Vorwürfen  an  die  schweizerischen  Regierungen,  vier  Forde¬ 
rungen:  1.  Abdankung  der  bejnischen  Regierung;  Aufhebung  des 
Kriegsrates  und  des  Geheimen  Rates.  2.  Wahl  einer  provisorischen 
Regierung,  von  welcher  alle  Mitglieder  der  bisherigen,  die  sich 
durch  Anhänglichkeit  an  das  ,,regime  olygarchique“  auszeichneten, 
ausgeschlossen  sein  sollten.  3.  Sofortige  Gewährung  der  Preßfreiheit. 
4.  Ausrichtung  von  Entschädigungen  an  alle  Bürger,  welche  wegen 
ihrer  politischen  Meinungen  oder  infolge  ihrer  Weigerung,  die 
Waffen  gegen  Frankreich  zu  ergreifen,  verfolgt  wurden  und  eine 
angemessene  Genugtuung  an  die  Bürger  der  Stadt  Aarau  für  die 
erlittenen  Belästigungen.8) 

Die  Abgeordneten  waren  äußerst  bestürzt  über  den  Inhalt 
dieser  Note  und  wußten  nicht  recht,  wie  sie  sich  zu  verhalten  hatten. 
Sie  hegten  begründete  Zweifel  darüber,  ob  die  Regierung  auf  diese 
nackten  Forderungen  eintreten  würde.9)  Daher  baten  sie  Mengaud 
um  eine  Audienz  und  fragten  ihn  schriftlich  an,  ob  sie  die  Note  einfach 
nach  Bern  schicken  sollten  und  ob  im  Falle  der  Annahme  derselben 

6)  Archiv  für  Schweizerische  Geschichte  XIV,  327f. 

7)  Archiv  für  Schweizerische  Geschichte  XIV,  339f. 

8)  Strickler  I,  254f. 

9)  Strickler,  Die  Helvetische  Revolution  1798,  S.  53. 

Gilomen,  Dissertation. 
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die  Franzosen  sich  zurückziehen  würden,  wenn  Bern  seine  Truppen 
entlassen  würde.10)  Der  Geschäftsträger  antwortete,  es  handle 
sich  vor  allem  darum,  ob  die  Regierung  das  Ultimatum  annehme 
oder  nicht.  Bevor  die  Antwort  darauf  eingetroffen  sei,  müsse  er 
jede  mündliche  Erörterung  ablehnen.11)  Hierauf  entschlossen  sich 
die  Deputierten,  das  Ultimatum  und  die  gewechselten  Noten  un¬ 
verzüglich  nach  Bern  zu  senden.  In  ihrem  Berichte  wiederholten 
sie  Mengauds  und  ihre  eigenen  Zweifel  an  Brünes  Vollmachten. 
Dieses  Zweifels  wegen  waren  sie  unschlüssig,  ob  sie  ihre  Rückreise 
antreten  sollten  oder  nicht,  um  so  mehr,  weil  sie  sich  sagten,  daß 
es  schwer  halten  würde,  die  einmal  abgebrochenen  Unterhandlungen 
wieder  anzuknüpfen.  Aus  diesem  Grunde  ersuchten  sie  die  Re¬ 
gierung  um  bestimmte  Verhaltungsbefehle.12) 

Am  folgenden  Tage  berief  der  Geschäftsträger  den  Major  Bay 
zu  sich,  „um  sich  vertraulich  mit  ihm  zu  unterreden“.13)  Er  äußerte 
den  Wunsch,  daß  der  Landvogt  Jenner  von  Köniz,  einer  seiner 
Bekannten,  nach  Basel  komme.  Als  Bay  ihm  mitteilte,  die  Unter¬ 
handlungen  mit  Brune  würden  allernächstens  in  Payerne  beginnen, 
wiederholte  er  seine  schon  früher  geäußerten  Zweifel;  doch  riet  er 
an,  Brünes  Vorschläge  anzuhören.  Hierauf  bat  ihn  Bay,  einige 
Punkte  des  Ultimatums  näher  zu  erläutern.  ,,Der  Gesandte  schien 
dazu  äußerst  geneigt,  trat  ein  mit  aller  Bereitwilligkeit,  unter  Ver- 


10)  H.  Zschokke  II,  323f.  Rengger  war  mit  dieser  Anfrage  nicht  ein¬ 
verstanden. 

“)  H.  Zschokke  II,  324f. 

12)  H.  Zschokke  II,  341  ff.  Stricklers  Bemerkung,  die  Zweifel  an 
Brünes  Vollmacht  sollten  soviel  bedeuten  als  der  Wink:  „Macht  den  Frieden 
so  bald  und  wo  ihr  könnt“,  können  wir  uns  nicht  anschließen,  weil  sie  uns 
nicht  gerechtfertigt  erscheint.  Wir  können  darin  nichts  weiter  erblicken 
als  eben  einen  tatsächlichen  Zweifel,  der  die  Regierung  gegenüber  dem 
General  zur  Vorsicht  mahnen  sollte.  Tatsächlich  besaßen  weder  Mengaud 
noch  Brune  eine  hinreichende  Vollmacht.  Vgl.  Strickler,  Die  Helvetische 
Revolution  1798,  S.  53. 

13)  Akten  des  Geheimen  Raths  XXXIX,  Nr.  226.  Wyttenbachs 
Annalen.  Nach  Strickler  hätte  Bay  um  diese  Unterredung  nachgesucht. 
In  dieser  Form  stimmt  dies  nicht.  Es  verhält  sich  vielmehr  so,  daß  die 
Deputierten  Mengaud  nochmals  um  eine  offizielle  Unterredung  gebeten 
hatten.  Da  dieser  aber  in  seiner  Antwortnote  vom  13.  erklärt  hatte,  keine 
mündlichen  Verhandlungen  mehr  zu  führen,  bis  die  Antwort  auf  sein  Ulti¬ 
matum  eingetroffen  sei,  so  wählte  er  den  Ausweg,'  einen  der  Abgeordneten 
zu  einer  Privatunterredung  einzuladen.  Vgl.  Strickler,  Die  Helvetische 
Revolution  1798,  S.  53. 
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Sicherung,  es  liege  ihm  alles  daran,  jede  Mißdeutung  und  jeden  Ver¬ 
dacht  über  Nebenabsichten  seiner  Constituenten  durch  ein  gerades 
und  offenes  Benehmen  zu  entwaffnen.“  Es  lassen  sich  nur  Ver¬ 
mutungen  aussprechen  über  die  Gründe,  welche  Mengaud  zu  dieser 
raschen  Sinnesänderung  veranlaßten.  Wie  wir  gesehen  haben, 
erhoffte  er  durch  sein  Ultimatum  eine  rasche  Lösung.  Durch  die 
Mitteilung  Bays  von  den  bevorstehenden  Unterhandlungen  in 
Payerne  mußte  er  die  unangenehme  Beobachtung  machen,  daß  die 
Lage  sich  zu  seinen  Ungunsten  verändert  hatte.  Brune  würde 
jedenfalls  auch  Forderungen  stellen.  Wenn  dieselben  aber  weniger 
weitgehend  und  in  eine  den  Gepflogenheiten  einer  anständigen 
Diplomatie  besser  entsprechende  Form  gekleidet  waren  als  die 
seinigen,  so  würden  sich  die  Berner  höchstwahrscheinlich  an  Brune 
halten,  und  damit  würde  das  Ultimatum  vom  13.  ohne  weiteres 
aus  der  Diskussion  fallen.  Dann  war  er  vollkommen  ausgeschaltet, 
und  die  Früchte  des  Sieges  würden  Brune  zufallen.  Dem  galt  es 
vorzubeugen,  so  gut  dies  noch  möglich  war.  Daher  ging  er  bereit¬ 
willig  auf  die  Bitte  des  bernischen  Abgeordneten  ein  und  erläuterte 
seine  Forderungen.14)  Hierbei  machte  er  ein  wesentliches  Zugeständnis 
an  das  aristokratische  Prinzip:  Während  er  in  seiner  Note  ein  „gou- 
,  vernement  provisoire  base  sur  les  principes  de  la  democratie“  ver¬ 
klangt  hatte,  stellte  er  sich  nun  auf  den  Boden  des  Dekrets  vom 
3.  Februar,  indem  er  diese  Forderung  dahin  abänderte,  daß  die 
provisorische  Regierung  sich  aus  bisherigen  Mitgliedern  unter  „Bei¬ 
fügung  der  Volksrepräsentanten“  zusammensetzen  solle,  auf  Grund 
der  proklamierten  „und  als  Grundlage  der  neuen  Verfassung  an¬ 
genommenen  Grundsätze  des  Repräsentativsystems“.15)  Nun  wissen 
wir,  daß  die  durch  das  Dekret  vom  3.  verkündeten  Prinzipien  im 
Grunde,  wenn  auch  in  verhüllter  Form,  den  Fortbestand  des  aristo- 

Ikratischen  Regimentes  in  sich  schlossen.16)  Die  Forderung,  welche 
lie  Gewährung  der  Preßfreiheit  verlangte,  erläuterte  Mengaud  in 
hnem  Sinne,  welcher  der  modernen  Auffassung  dieses  Rechtes 
entspricht.  Er  zeigte  sich  auch  bereit,  gewisse  Normen  festzusetzen 


14)  Strickler,  Actensammlung  I,  256f. 

15pDaß  Mengaud  den  wahren  Sinn  des  Dekrets  vom  3.  Februar  er¬ 
zürnte,  geht  aus  dem  Schreiben  der  Deputierten  vom  19.  Februar  deutlich 
tervor.  Strickler  I,  260ff. 

16)  Wir  befinden  uns  hier  im  Gegensatz  zu  Strickler,  der  in  Mengauds 


Irläuterungen  keine  materiellen  Zugeständnisse,  sondern  bloß  eine  „mildere 
Lusdrucksweise“  erblickt.  Strickler,  Die  Helvetische  Revolution  1798,  S.  53. 
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über  die  Art,  wie  die  wegen  politischer  Vergehen  verfolgten  Bürger 
zu  entschädigen  seien. 

Bas  Ergebnis  dieser  Unterredung  schien  den  bernischen  Ab¬ 
geordneten  so  wichtig,  daß  sie  sofort  einen  Bericht  an  die  Regierung 
schickten  mit  der  Bemerkung,  „daß  die  vorausgegangene  Note  da¬ 
durch  einer  weit  günstigem  Deutung  fähig  werde/'17) 

In  einer  außerordentlichen,  zu  diesem  Zwecke  veranstalteten 
Sitzung  befaßten  sich  der  Große  Rat  und  die  Ausgeschossenen  mit 
diesem  Bericht  und  dem  Ultimatum.  „Nach  allseitig  geäußerten 
gerechten  Empfindungen“  wurden  diese,  „eine  freye  Nation  so 
beleidigende  Vorschläge  von  der  ganzen  Versammlung  einmüthig 
mißbilligt  und  verworfen“.18)  Das  war  ein  mannhafter  und  kräftiger 
Beschluß;  aber  gleich  darauf  zeigte  sich  die  Regierung  wieder  in 
ihrer  ganzen  Schwäche,  indem  sie  es  nicht  wagte,  die  nötigen  Fol¬ 
gerungen  zu  ziehen  und  die  Beziehungen  mit  Mengaud  abzubrechen. 
Als  der  „Anzug“  auf  sofortige  Rückberufung  der  Gesandtschaft 
in  Basel  zur  Abstimmung  gebracht  wurde,  sprachen  sich  123  Mit¬ 
glieder  dagegen  aus;  nur  10  oder  11  wollten  annehmen.19)  Man 
wollte  vorerst  den  Bericht  über  die  inzwischen  mit  Brune  begonnenen 
Unterhandlungen  abwarten. 

Über  den  unanständigen  Ton,  welchen  Mengaud  in  seinen  Noten 
anschlug,  war  man  äußerst  ungehalten.  Besonders  schmerzlich 
fiel  den  gnädigen  Herren  auf,  daß  der  Geschäftsträger  anfing,  „eine 
ganz  neue  Titulatur“  zu  gebrauchen:  Statt  „Magnifiques  et  puissants 
Seigneurs“  schrieb  er  bloß  noch  „Messieurs“,  und  am  Schlüsse 
„fügte  er  keine  Courtoisie  mehr  bei“,  sondern  setzte  „bloß  schlecht¬ 
weg“  seinen  Namen  unter  das  Schriftstück.20)  Es  war  nur  gut, 
daß  sie  damals  noch  nicht  ahnten,  daß  die  Ära  der  „Citoyens“  schon  j 
vor  der  Türe  stand!  Trotz  alledem  war  die  große  Mehrheit  der  Re- . 
gierung  nicht  zu  haben  für  ein  Begehren  um  Abberufung  des  frechen 
Mengaud.21)  Schließlich  nahm  man,  um  den  entscheidenden  Schritt 
neuerdings  hinausschieben  zu  können,  Zuflucht  zu  einer  zweideutigen t 
Maßnahme:  Die  Abgeordneten  in  Basel  erhielten  den  Auftrag,  Men¬ 
gaud  mitzuteilen,  daß  die  Regierung  sein  Ultimatum  ablehnen  müsse 

und  daß  die  Besprechungen  in  Payerne  nun  wirklich  ihren  Anfang  f 

♦ 

17)  Strickler,  Die  Helvetische  Revolution  1798,  S.  53. 

18)  Wyttenbachs  Annalen. 

19)  Wyttenbachs  Annalen.  Geheimes  Manual. 

20)  Wyttenbachs  Annalen. 

21)  Wyttenbachs  Annalen. 
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genommen  hätten.  Gleichzeitig  erhielten  sie  die  Weisung,  ihre 
„Unterhandlungen  mit  dem  Herrn  Mengaud  für  einmal  ein¬ 
zustellen“.22) 

In  dem  herrischen,  den  damaligen  Zuständen  so  gar  nicht  an¬ 
gepaßten  Betragen  des  Oberkommissärs  Wyss  erblickten  Bay  und 
die  übrigen  Deputierten  ein  Haupthindernis  für  einen  glücklichen 
Ausgang  ihrer  Unterhandlungen.  Weit  entfernt  davon,  den  Be¬ 
schlüssen  der  Kegierung  gemäß  die  Bewohner  der  aargauischen 
Städte  durch  milde,  versöhnliche  Maßregeln  zu  beruhigen,  erbitterte 
er  dieselben  durch  unnötige  und  willkürliche  Verfügungen  immer 
mehr,  was  bei  den  Baslern  und  dem  Geschäftsträger  den  denkbar- 
schlechtesten  Eindruck  machte.  Die  bernischen  Abgeordneten  hatten 
schon  in  ihrem  ersten  Berichte  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung 
auf  diesen  Punkt  zu  lenken  gesucht.23)  Dann  wandten  sie  sich  an 
den  Ratsherrn  Stürler,  welcher  Wyss  beigeordnet  war,  mit  dem 
Ersuchen,  auf  den  letztem  einzuwirken,  damit  er  nicht  durch 
seine  „wahrlich  sehr  unzeitigen  Maßregeln“  ein  befriedigendes  Er¬ 
gebnis  der  Unterhandlungen  mit  Frankreich  verunmögliche.24)  Am 
14.  Februar  beschwerten  sie  sich  direkt  bei  der  Regierung  über 
Wyss  und  verlangten  dessen  Abberufung,  mit  der  Begründung, 
der  Oberkommissär  arbeite  der  Politik  der  Regierung,  die  doch  das 
Ziel  verfolge,  „daß  man  auf  jedem  Wege,  welcher  mit  der  Würde 
des  Standes  vereinbar  seye,  die  Erhaltung  des  Friedens  zu  erzwecken 
bedacht  seyn  wolle“,  geradezu  entgegen.  Ferner  kündigten  sie  an, 
daß  zwei  von  ihnen  sich  nach  dem  Aargau  begeben  würden,  „um 
den  dortigen  Stands  Abgeordneten  (Stürler)  zu  bewegen,  von  Ihm 
aus  diesen  Anmaßungen  Einhalt  zu  thun“.25)  Wyss,  der  die  Gesinnung 
der  Deputierten  ihm  gegenüber  wohl  kannte,  korrespondierte  eifrig 
mit  dem  Geheimen  Rate,  welcher  den  Streit  zu  seinen  Gunsten  ent¬ 
schied  und  die  Abgeordneten  in  belehrendem  Tone  davor  warnte, 
allen  Aussagen  der  flüchtigen  Aarauer  Glauben  zu  schenken.26) 

Die  bernische  Antwort  auf  das  Ultimatum  vom  13.  Februar 
traf  am  lt>.  in  Basel  ein.  Tillier  und  Rengger  waren  von  ihrer  Reise 
in  den  Aargau  noch  nicht  zurückgekehrt.  Bay  und  Gygax  wagten 


22)  H.  Zschokke  II,  340f. 

23)  Strickler,  Actensammlung  I,  254. 

24)  H.  Zschokke  II,  320. 

25)  Akten  des  Geheimen  Raths  XXXIX,  Nr.  201. 
Strickler  I,  257. 

26)  Akten  des  Geheimen  Raths  XXXIX,  Nr.  239. 


Im  Auszug  hei 


38 


es  nicht,  Mengaud  den  abschlägigen  Bescheid  mitzuteilen,  weil  sie 
aus  den  Absichten  der  Regierung  nicht  klug  werden  konnten,  was 
sehr  begreiflich  war.  Führten  sie  ihren  Auftrag  aus  und  übermittel¬ 
ten  dem  Geschäftsträger  die  nackte  Ablehnung  seiner  Forderungen, 
so  waren  offenbar  dadurch  alle  weiteren  Verhandlungen  ausgeschlossen. 
Wie  reimte  sich  dies  aber  mit  der  Weisung  einer  bloß  einstweiligen 
Einstellung?  Sollte  dieser  letztere  Zweck  erreicht  werden,  so  mußte 
in  der  Antwort  doch  mindestens  eine  Andeutung  enthalten  sein, 
die  durchblicken  ließ,  daß  unter  Umständen  eine  Wiederaufnahme 
der  Unterhandlungen  erwünscht  wäre;  aber  dazu  waren  sie  nicht 
im  mindesten  bevollmächtigt.  In  ihrer  verzweifelten  Stimmung 
berichteten  sie  nach  Bern,  sie  hätten  sich  entschlossen,  die  ,,in 
wenigen  Stunden  eintretende  Rückkunft“  ihrer  Mitabgeordneten 
zu  erwarten,  um  alsdann  gemeinschaftlich  ihrem  Aufträge  Folge, 
zu  leisten,  ,, jedoch  mit  der  Klugheit,  daß  durch  diesen  Schritt,  auf 
den  nicht  unwahrscheinlichen  Fall,  die  Friedensunterhandlung 
wieder  anknüpfen  zu  müssen  —  der  Faden  derselben  einstweilen 
nicht  auf  eine  beleidigende  Art  zerrissen  werde“.  Dann  wünschten 
sie  bestimmte  Weisungen,  entweder  den  unzweideutigen  Befehl 
zur  Abreise  oder  eingehende  Instruktionen  für  jeden  Punkt  des 
Ultimati  ms.27) 

\ 

Nachdem  Tillier  und  Rengger  in  Basel  eingetroffen  waren, 
wurde  die  Sachlage  einer  erneuten  Prüfung  unterzogen,  wobei  die 
Deputierten  zu  dem  Schlüsse  kamen,  es  bleibe  ihnen  nichts  anderes 
übrig,  als  dem  Geschäftsträger  die  Antwort  der  Regierung  in  mög¬ 
lichst  schonender  Form  mitzuteilen.  Mengand  war  wütend,  als  ihm 
dieselbe  übergeben  würde.28) 

,,Räth  und  Burger  samt  den  Ausgeschossenen  von  Stadt  und 
Land“  beeilten  sich  nicht  sonderlich  mit  der  Behandlung  der  dringen¬ 
den  Anfrage  von  Bay  und  Gygax.  Am  19.  Februar  ersuchten  sie 
den  Geheimen  Rat,  ,,mit  Beförderung“  ein  diesbezügliches  Gut¬ 
achten  vorzulegen.  Das  Begehren,  die  innere  Politik  mit  der  äußeren 
in  Einklang  zu  bringen,  das  Benehmen  des  Kommissärs  Wyss  zu 
desavouieren  und  denselben  sogleich  seiner  Stellung  zu  entheben, 
fand  nur  taube  Ohren  in  der  Regierung.  Man  beschloß,  wiederum 
an  den  Geheimen  Rat  zu  gelangen  „mit  dem  freundlichen  Ansinnen, 
zu  überlegen,  auf  welchem  Fuß  die  uncompetirliche  Einwürkung 

27)  Akten  des  Geheimen  Raths  XXXIX,  Nr.  246.  Im  Auszug  bei 
Stri ekler  I,  259. 

28)  Strickler  I,  260.  H.  Zschokke  II,  351. 
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der  Herren  Abgeordneten  zu  Basel  in  die  Angelegenheiten  von 
Aarau  könne  geltoben  und  diesem  verdrießlichen  Zwist  der  Faden 
abgeschnitten  werden  könne“.  „Als  worüber  Ihr  MGHH.  Euer 
kluges  Befinden  samt  Projektantwortschreiben  zu  hinterbringen  be¬ 
liebt  seyn  werdet.“29) 

Am  gleichen  Tage  erstatteten  Frisching  und  Tscharner  Be¬ 
richt  über  die  Unterhandlungen  in  Payerne.  Dabei  kam  die  betrübende 
Tatsache  zum  Vorschein,  daß  Brune  bloß  eine  Instruktion,  aber 
keine  Vollmacht  zum  Unterhandeln  besaß.  „So  viel  sie  absehen 
können,  scheine  es  ihnen,  keiner,  weder  Brune  noch  Mengaud  sey 
dem  andern  untergeordnet“,  was  auch  der  Wirklichkeit  entsprach; 
die  Kompetenzen  der  beiden  waren  gar  nicht  bestimmt  gegen  ein- 
ander  abgegrenzt.  Um  die  heimischen  Gesandten  zu  ködern,  hatte 
sich  der  schlaue  General  ein  bißchen  dumm  gestellt  und  gesagt, 
„er  sey  kein  Diplomatiker“;  als  sich  dieselben  bei  ihm  über  das 
freche  Gebaren  des  französischen  Geschäftsträgers  beklagten,  gab 
er  zur  Antwort,  „er  einmahl  sey  nicht  unhöflich“.30) 

Unterdessen  befanden  sich  die  vier  Abgeordneten  in  hoff¬ 
nungsloser  Stimmung.  Jeden  Augenblick  erwarteten  sie,  Mengaud 
werde  den  Befehl  zum  Vormarsch  auf  Bern  geben.  Sie  schrieben 
dem  Geschäftsträger  eine  weit  größere  Gewalt  zu,  als  er  in  Wirk¬ 
lichkeit  besaß:  dies  war  ihr  verhängnisvoller  Irrtum.31)  Aber  auch 
in  Bern  täuschte  man  sich  in  dieser  Beziehung,  sonst  hätte  man  die 
Gesandtschaft  unbedingt  abberufen  müssen.  Es  ist  bezeichnend 
für  den  ängstlichen,  unsicheren  Kurs  der  bernischen  Politik  in  diesen 
Tagen,  daß  man  den  nötigen  Mut  nicht  fand,  sich  durch  eine  energische 
Anfrage  zu  vergewissern,  ob  Frankreich  dadurch,  daß  es  Brune 
oder  Mengaud  mit  ausreichenden  Vollmachten  ausstattete,  wirklich 
die  Absicht  auf  ein  fiiedliches  Übereinkommen  hegte.  Eine  solche 
Anfrage  hätte  vielleicht  Gewißheit  gebracht  über  das,  was  man  wohl 
dunkel  ahnte,  sich  aber  nicht  einzugestehen  wagte.  Statt  dessen 
zog  die  Kegierung  eine  quälende  Ungewißheit  vor,  in  welche  doch 
immer  noch  der  schwache  Schimmer  einer  unbestimmten  Hoffnung 
leuchtete. 

Was  die  Haltung  der  vier  Deputierten  von  derjenigen  der  Re- 

29 )  Geheimes  Manual. 

30)  Wyttenbachs  Annalen. 

31)  Tatsächlich  war  er  kaum  viel  mehr  als  ein  besoldeter  Aufhetzer. 
Das  Direktorium  hielt  es  mehrmals  für  unnötig,  ihn  über  wichtige,  die  Schweiz 
betreffende  Dinge  auf  dem  Laufenden  zu  halten. 
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gierung  unterschied,  war,  daß  jene  vom  ersten  bis  zum  letzten  Tage 
ihrer  Sendung  folgerichtig  die  zu  Anfang  des  Monats  eingeschlagene 
Politik  verfolgten,  welche  darin  bestand,  zur  Erhaltung  des  Friedens 
mit  Frankreich  jedes  dazu  geeignete  Zugeständnis  zu  machen,  in¬ 
sofern  dasselbe  mit  der  Würde  und  Unabhängigkeit  des  Staates 
vereinbar  war,  während  diese  von  dem  einmal  gewählten  Wege 
immer  wieder  abwich,  ohne  sich  doch  zu  einer  grundsätzlichen 
Änderung  entschließen  zu  können.  Nachdem  ihnen  bald  zum  Be¬ 
wußtsein  gekommen  war,  daß  Mengaud  sich  mit  den  Beschlüssen  vom 
3.  Februar  niemals  zufrieden  geben  würde,  wagten  sie  sich  —  natürlich 
nicht  in  den  offiziellen  Besprechungen  —  mit  ihren  persönlichen  An¬ 
sichten  hervor,  die  auf  eine  friedliche  Umwälzung  nach  dem  Vorbilde 
Basels  hinzielten.  '  Die  Durchführung  der  dortigen  Revolution  hatte 
ihre  Bewunderung  erregt;  hier  sahen  sie,  wie  ein  Staat  sich  nach  den 
auch  von  ihnen  vertretenen  Grundsätzen  ohne  schwere  Erschütterungen 
reformiert  hatte  und  infolgedessen,  wenigstens  damals,  von  Frankreich 
unbehelligt  gelassen  wurde.  Am  13.  Februar  schrieb  Rengger  an  den 
Fürsprecher  Lüthardt  in  Bern:  ,,In  einer  nächtlichen  Privat  Unterredung 
mit  Mengaud  habe  ich  darauf  hinzuarbeiten  gesucht  und  durch  meine 
Basler  Freunde  darauf  hinwirken  lassen :  daß  er  sich  streng  an  die  Forde¬ 
rung  der  Sache,  unsere  vollständige  Revolution,  halte,  die  ja  der  Haupt¬ 
zweck  des  französischen  Direktoriums  sein  müsse,  und  daß  er  bloß  ein¬ 
lade,  schnell  eine  Nationalversammlung,  die  er  allein  als  die  rechtmäßige 
Regierung  anerkennen  könne,  zu  veranstalten;  mit  dieser  wären  dann 
alle  übrigen  Forderungen  gefallen  und  dieser  hätte  man  mit  Ehren 
entsprechen  können.“32)  Bay  bezeugt  in  einem  Privatbriefe,  daß  Men¬ 
gaud  bei  derartigen  Unterredungen  recht  grob  werden  konnte.33) 

Die  führenden  Basler  Staatsmänner  waren  mit  den  Gedanken  der 
Abgeordneten  vollkommen  einverstanden,  was  nicht  verfehlen  konnte, 
sie  in  ihrer  Haltung  zu  bestärken. 

Nachdem  die  Unterhandlungen  zum  Stillstand  gekommen  waren 
und  Mengaud  keine  Miene  machte,  neue  Vorschläge  zu  unterbreiten, 
fühlten  sie  sich  verpflichtet,  der  Regierung  das  Gefährliche  der  Lage 
vor  Äugen  zu  führen  und  das  nach  ihrer  Ansicht  einzig  taugliche  Ret¬ 
tungsmittel  vorzuschlagen.  Am  19.  Februar  sandten  sie  deshalb  ein 
langes  Schreiben  nach  Bern34),  worin  sie  darlegten,  daß  sie  alle  Mittel 
angewendet  hätten,  um  zu  einem  glücklichen  Ende  zu  gelangen.  „Wahr- 

32)  F.  Wydler,  Leben  und  Briefwechsel  von  Albrecht  Rengger  1,  58. 

33)  H.  Zschokke  II,  350. 

34)  Strickler  I,  260ff. 
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scheinlich  würde  dies  auch  gelungen  sein,“  meinten  sie,  „wenn  statt 
der  zweideutigen  Abfassung  des  zweiten  Artikels,  die  Euer  hohen  Gnaden 
von  Hochdero  Commission  am  2.  Hornung  vorgeschlagene  einfache  und 
gerade  Erklärung  der  Grundsätze  von  Rechtsgleichheit  und  Stell¬ 
vertretungs-System35)  wäre  angenommen  worden36),  und  wenn  nicht 
die  in  Hochdero  Namen  ausgeführte  Militär-Execution  gegen  Aarau 
nebst  der  ganzen  Reihe  ihrer  Folgen  und  anderen,  zum  Theil  auch  gemiss- 
deuteten  öffentlichen  Verfügungen37)  unmittelbar  darauf  erfolgt  wären. 
Allein  die  Zweideutigkeit  im  Ausdrucke  verbreitete  Zweifel  über  die 
Absichten  des  Decrets,  und  Handlungen,  die  dem  Geiste  desselben 
so  ganz  zuwiderliefen,  ließen  zu  der  verheißenen  neuen  Ordnung  kein 
Zutrauen  fassen.  Vergebens  bemühten  wir  uns  bei  dem  fränkischen 
Minister  sowohl  als  anderwärts,  den  wahren  Sinn  des  Beschlusses  vom 
8.  Hornung  darzustellen.“  Sie  machten  aufmerksam  auf  die  täglich 
ein  treffenden  französischen  Verstärkungen,  „fürchterlich  durch  er¬ 
probten  Muth  und  lange  Kriegserfahrung,  aber  noch  fürchterlicher 
durch  Entblößung  von  nothwendigen  Bedürfnissen  und  gieriger  Raub¬ 
sucht,  kaum  zurückgehalten  vom  sehnlich  gewünschten  Angriffe;  der 
helvetische  Staatenbund  sich  selbst  überlebend,  im  (tanzen  und  in 
seinen  Theilen  zerrissen,  ohne  Willen  noch  Kraft;  in  unserm  Innern 
Gährung,  Parteiwuth,  das  wilde  Spiel  der  persönlichen  Leidenschaften, 
Landbürger  gegen  Städter,  Brüder  gegen  Brüder,  Söhne  gegen  Väter 
im  Aufstande,  und  das  lähmende  Vorurtheil  noch  nicht  allgemein  ent¬ 
wurzelt,  daß  die  Regierung  nur  ihre  Sache,  und  nicht-  die  Sache  des 
Volkes  gegen  Frankreich  führe  .  .  .“  Nachdem  sie  so  die  Lage  des  Landes 
geschildert  und  eine  scharfe,  aber  berechtigte  Kritik  an  der  Politik  der 
Regierung  geübt  hatten,  schlugen  sie  als  einziges  Rettungsmittel  die 


3§)  D.  h.  repräsentative  Verfassung. 

36)  Der  Entwurf  der  Kommission  bestimmte,  „daß  Gleichheit  der 
politischen  Rechte  und  repräsentative  Regierung  die  Grundsäulen  dieser 
künftigen  Verfassung  seyn  werden,  d.  h.  daß  zufolge  derselben  alle  Staats¬ 
bürger  zu  allen  Regierungsstellen  sollen  gelangen  können,  und  das  Volk 
durch  selbstgewählte  Repräsentanten  beherrscht  werde.“  Die  definitive 
Fassung  lautete:  „Zu  diesem  Ende  haben  Wir  .  .  .  verordnet  .  .  .  Daß 
jeder  Staatsbürger  das  Recht  habe,  zu  allen  Stellen  der  Regierung  und  Ver¬ 
waltung  des  Staates  zu  gelangen,  und  daß  die  Repräsentation  des  Volkes 
in  der  Regierung,  durch  selbstgewählte  Repräsentanten,  als  Grundlage 
dieser  Verfassung  festgesetzt  seyn  solle.“  Wyttenbachs  Annalen.  Berner 
Taschenbuch  1898,  S.  46. 

37)  Vor  allem  das  berüchtigte  „Neue  Polizei- Gesetz  gegen  politische 
Umtriebe“  vom  7.  Februar.  Strickler  I,  285f. 
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sofortige  Einberufung  einer  Nationalversammlung  vor;  dieselbe  hätte 
eine  neue  Verfassung  auszuarbeiten,  welche  dann  einer  allgemeinen 
Volksabstimmung  unterbreitet  würde.  Dabei  wiesen  sie  auf  das  Beispiel 
von  Basel,  Schaffhausen  und  Luzern  hin,  welche  Orte  durch  das  an¬ 
geratene  Mittel  „ihre  Buhe  von  Innen  gesichert  und  ihre  Unabhängig¬ 
keit  von  Außen  gerettet“  hätten. 

Daneben  suchten  sie  durch  Privatbriefe  auf  ihre  Freunde  unter 
den  Mitgliedern  der  Regierung  und  den  Ausgeschossenen  im  Sinne  ihrer 
Vorschläge  einzuwirken.  Am  19.  Februar  schrieb  Bav  an  einen  seiner 
Kollegen,  den  Fürsprecher  Hermann,  der  gleich  ihm  von  der  stadt- 
bernischen  Bürgerschaft  zum  Ausgeschossenen  erwählt  worden  war.38) 
Der  Brief  beginnt  mit  der  Feststellung,  der  „ Prozess  mit  den  Franken 
seye  zur  Beurtheilung  reif.“  Dann  fährt  er  fort:  „Innert  acht  Tagen 
müssen  wir  schlagen  oder  Frieden  machen.  Fragt  sich,  worzu  soll  sich 
ein  Mann,  dem  das  allgemeine  Heil  seines  Vaterlandes  am  Herzen  liegt, 
nach  einem  vernünftigen  Calkul  entschließen?“  In  dem  darauf¬ 
folgenden  „CalkuD  kommt  Bav  zu  dem.  Schlüsse,  daß  Bern  in  einem 
Kriege  mit  Frankreich  notwendigerweise  unterliegen  müsse.  Dabei 
überschätzte  er  die  Stärke  der  feindlichen  Heere  allerdings  um  ein  Be¬ 
trächtliches;  doch  wäre  er  wohl  auch  bei  richtiger  Schätzung  zu  einem 
ähnlichen  Ergebnisse  gelangt,  da  er  die  Schwächen  der  bernischen 
Armee  aus  eigener  Erfahrung  kannte.  Er  wußte,  daß  die  Berner  sich 
in  bezug  auf  Ausdauer,  Gewandtheit  und  Führung  mit  dem  Feinde 
nicht  messen  konnten  und  daß  die  französische  Kavallerie  der  berni¬ 
schen  weit  überlegen  war.  Auch  wenn  es  gelänge,  die  Franzosen  beim 
ersten  Zusammenstöße  zu  schlagen,  meinte  er,  so  wäre  damit  nicht  viel 
gewonnen;  denn  dieselben  würden  sich  auf  eine  starke  Stellung  zurück¬ 
ziehen  und  von  hier  aus,  verstärkt  durch  „einen  verdoppelten  Eil- 
Sukkurs“,  immer  wieder  angreifen  und  schließlich  das  bernische  Gebiet 
„der  Vendee  gleich  zu  Boden  treten“. 

Was  aber  würde  geschehen,  wenn  das  bernische  Heer  beim  ersten 
Angriff  geworfen  würde?  „Nach  meinem  Ermessen  zöge  sich  die 
schwache  Hülfe  unserer  Bundsgenossen,  vielleicht  gar  auf  den  Ruf 
ihrer  Obrigkeiten  und  Landsleute,  um  nicht  an  unserm  Untergang 
Theil  zu  nehmen,  zurück“,  die  erschreckten  Berner  würden  aus¬ 
einander  gesprengt  und  wären  nur  schwer  wieder  zu  sammeln,  kurz, 
Berns  Schicksal  wäre  bald  besiegelt.39)  Hierauf  schildert  Bay  in 


38)  H.  Zschokke  II,  346ff.  Strickler  I,  238ff. 

39)  Es  muß  auffallen,  wie  richtig  Bay  hier  prophezeite. 
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kräftigen  Ausdrücken  die  Folgen  eines  solchen  Krieges  und  zieht 
daraus  den  Schluß,  daß  die  Regierenden  in  ihrem  eigenen  Interesse 
nichts  Besseres  tun  könnten,  als  die  Demokratisierung  der  Verfassung 
unverzüglich  an  die  Hand  zu  nehmen.  Dann  beschwört  er  den  Freund 
in  ergreifenden  Worten,  überall  in  diesem  Sinne  zu  wirken;  ,,denn 
länger  schweigen  sehe  ich  wie  meine  drey  Gefährten  in  diesem  ent¬ 
scheidenden  Augenblick  als  das  größte  Verbrechen  gegen  das  Vater¬ 
land  und  besonders  gegen  unsere  Regenten  an.  Tillier,  der  edle  Mann, 
schreibt  an  seine  Freunde  und  Verwandte  und  schließt  seine  tragischen 
Vorstellungen  mit  dem  Gelübde,  daß  er,  um  sein  Gewissen  zu  ent¬ 
laden,  wenn  er  noch  frühe  nach  Bern  kommt,  öffentlich  vor  Räth 
und  Burgern  seine  Stelle  niederlegen  werde.“  Sollten  sich  die  Unter¬ 
handlungen  mit  Brune  zerschlagen,  so  möge  man  Jenner  von  Worb¬ 
laufen  nach  Basel  schicken,  da  Aussicht  vorhanden  wäre,  von  Men 
gaud  in  einigen  untergeordneten  Punkten  noch  Zugeständnisse  zu 
erhalten.  „Was  aber  das  Prinzipium,  die  schnelle  Einführung  der 
Demokratie  oder  provisorischen  Regierung  anbelangt,  da  ist  er  wie 
ein  Löwe  und  ihm  gar  nicht  beyzukommen.“ 

In  einer  Nachschrift  vom  20.  erzählt  Bay,  im  Verlauf  einer  Privat¬ 
unterredung  habe  ihm  Mengaud  soeben  erklärt,  er  habe  vom  Direk¬ 
torium  den  Befehl  zum  Angriffe  erhalten;  vorläufig  teile  er  ihm  den¬ 
selben  nur  mündlich  mit,  damit  Bern  noch  einmal  Gelegenheit  habe, 
„durch  unverzügliche  Umschaffung  der  Regierung  und  Erklärung 
der  Preßfreyheit“  seinem  Untergange  zuvorzukommen.  Geschehe 
dies  nicht,  so  werde  er  „die  Ordre“  schriftlich  mitteilen,  „aber  dann 
müsse  er  auch  auf  der  Stelle  den  Befehl  zur  Attaque  aus¬ 
stellen“. 

Daß  Mengaud  keinen  derartigen  Befehl  erhalten  hatte,  liegt  auf 
der  Hand,  wenn  man  bedenkt,  daß  Brune  ihm  keineswegs  unter¬ 
geordnet  war  und  alle  seine  Weisungen  direkt  aus  Paris  erhielt.  Ver- 
mutlich  wußte  der  Geschäftsträger  um  den  auf  Ende  des  Monats 
angesetzten  Angriff.  Diese  Sachlage  wollte  er  nun  geschickt  be¬ 
nutzen,  um  die  hartnäckige  Berner  Regierung  doch  noch  zum  Nach¬ 
geben  zu  veranlassen  und  so  seinen  diplomatischen  Ruf  zu  retten, 
der  wieder  einmal  bedenklich  gefährdet  war,  da  er  ja  den  negativen 
Bescheid  auf  sein  Ultimatum  nicht  durch  eine  Kriegserklärung 
beantworten  konnte.  Aus  Rücksicht  auf  seine  Vorgesetzten  durfte 
er  aber  nicht  so  weit  gehen,  den  erwähnten  „Befehl“  schriftlich  mit¬ 
zuteilen.  Ein  findiger  diplomatischer  Gegner  hätte  diesem  Manöver ' 
aus  verschiedenen  Gründen  nicht  getraut ;  die  bernischen  Abge- 
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ordneten  aber  schenkten  seinen  Äußerungen  allem  Anschein  nach 
vollen  Glauben.40) 

Am  gleichen  Tage  hatte  ihnen  Mengau d  eine  Note  übergeben, 
worin  er  mitteilte,  daß  er  die  bernische  Antwort  zur  Kenntnis  des 
Direktoriums  bringen  werde.41)  Dieselbe  war  in  so  höhnischem  Tone 
abgefaßt,  daß  dadurch  das  geplante  Manöver  von  vornherein  zum 
Scheitern  verurteilt  war.  In  Mengauds  Brust  wohnten  eben  zwei 
Seelen:  auf  der  einen  Seite  ein  brennender  Ehrgeiz,  auf  der  andern 
ein  glühender  Haß  gegen  alle  ,, Oligarchen' 4 ,  der  bei  jeder  Gelegenheit 
durchbrach  und  sich  dem  ehrgeizigen  Streben  in  keiner  Weise  unter¬ 
ordnen  wollte. 

Große  Aufregung  verursachte  in  Bern  ein  Brief  Tilliers42),  dessen 
Inhalt  sich  wie  ein  Lauffeuer  in  allen  Teilen  des  Landes  und  im  Heere 
verbreitete.  Derselbe  enthielt  im  wesentlichen  die  gleichen  Gedanken 
wie  derjenige  Bays  an  Hermann;  was  aber  in  den  Augen  der  Le¬ 
gierung  schwerer  wog,  war  die  darin  enthaltene  Aufforderung,  den 
Inhalt  ,, allenthalben  bekannt  zu  machen“.  Aber  auch  Rengger  wollte 
nicht  Zurückbleiben;  in  einem  Briefe  an  Kuhn  forderte  er  die  Ab- 
dankung  der  Regierung  und  die  Einberufung  einer  Nationalversamm¬ 
lung.  ,,Dann  läßt  sich  mit  dem  französischen  Direktorium  in  einem 
anderen  Tone  sprechen.“  ,,Wir  wären  gerne  heimgekommen,  wenn 
wir  uns  nicht  noch  als  das  lose  Friedenshand  zwischen  uns  und  Frank¬ 
reich  angesehen  hätten.“43)  In  einer  Denkschrift  wagte  es  Rengger, 
der  Regierung  offen  zu  sagen,  daß  ihre  „demokratische“  Politik  im 
Grunde  ein  Schwindel  war,  da  die  Ausgeschossenen  des  Landes  nicht 
durch  das  Volk,  sondern  durch  dessen  Vorgesetzte  ernannt  worden 
waren  und  es  im  Belieben  der  Obrigkeit  stand,  die  „Volksvertretung“ 
jederzeit  heimzuschicken.44) 

Aus  diesen  und  anderen  Äußerungen  ist  klar  zu  ersehen,  daß  die 
vier  Abgeordneten  in  allen  grundsätzlichen  Fragen,  einig  und  ge¬ 
schlossen  dastanden.  Sie  besaßen  in  Bern  eine  Anzahl  Freunde, 
besonders  unter  den  Ausgeschossenen,  welche  durchaus  einverstanden 
waren  mit  ihren  Ansichten.  Kuhn  und  Hermann  teilten  den  Inhalt 
der  Briefe  aus  Basel  den  demokratischen  Regierungsmitgliedern  und 

40)  F.  Wydler,  Leben  und  Briefwechsel  von  Albrecht  Rengger  I,  59. 

41)  Strickler  I,  262. 

42)  Strickler  I,  240. 

43)  p  Wydler  I,  59. 

44)  F.  Wydler  I,  60.  W.  Fr.  von  Mülinen,  Erinnerungen  an  die  Zeit 
des  Übergangs,  S.  31. 
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Deputierten  mit;  doch  scheint  es  an  entschlossenen  Führern  gefehlt 
zu  haben,  die  es  auf  sich  genommen  hätten,  in  den  Bitzungen  der 
Regierung  die  Vorschläge  der  Gesandten  nachdrucksvoll  und  mit 
Geschick  zu  verfechten.  Bay  und  Rengger  wurden  schwer  vermißt  ; 
durch  ihr  persönliches  Auftreten  hätten  sie  zum  mindesten  eine  klare 
Lage  geschaffen.  Es  gab  unter  den  Männern,  welche  damals  die 
heimische  Regierung  ausmachten,  viele  schwankende  Elemente,  die 
eigentlich  mit  den  Anträgen  der  Gesandten  einverstanden  waren, 
die  sich  aber  in  den  Ratssitzungen  nicht  zu  entscheidendem  Handeln 
aufzuraffen  wagten,  weil  ihnen  graute  vor  den  möglichen  Folgen 
einer  gänzlichen  Neuordnung  und  weil  die  Festigkeit  ihrer  Über¬ 
zeugung  immer  wieder  erschüttert  wurde  durch  die  gewandteren 
aristokratischen  Führer. 

Als  die  heimische  Regierung  die  Nationalversammlung  von  Basel 
um  die  Sendung  von  Hilfstruppen  bat,  wurde  dieses  Gesuch  rund¬ 
weg  abgewiesen.  Legrand  und  Buxt.orf  begaben  sich  nach  dem  Gast¬ 
hof  zu  den  Drei  Königen,  wo  die  Berner  Deputierten  ihren  Aufent¬ 
halt  genommen  hatten,  und  erklärten  denselben,  die  einzige  Rettung 
für  Bern  sei  eine  auf  Freiheit  und  Gleichheit  gegründete  Verfassung.45) 
Gleich  darauf  beschloß  die  Nationalversammlung,  eine  Gesandt¬ 
schaft  nach  Bern  zu  schicken  mit  dem  Aufträge,  die  dortige 
Regierung  zur  Nachgiebigkeit  zu  bewegen.  Es  ist  wahrscheinlich, 
daß  der  Plan  zu  diesem  Schritte  vorher  mit  den  bernischen  Ab¬ 
geordneten  verabredet  worden  war  und  daß  diese  dabei  kaum  die 
bloß  passive  Rolle  gespielt  hatten,  die  sie  sich  in  dem  Berichte,  worin 
sie  ihrer  Regierung  den  Beschluß  der  Nationalversammlung  mit¬ 
teilten,  beilegten.46)  Am  21.  Februar  verreiste  die  baslerische  Ge¬ 
sandtschaft,  begleitet  von  einer  Deputation  aus  Schaffhausen,  welche 
sich  entschlossen  hatte,  das  Begehren  der  Basler  zu  unterstützen. 

Nachdem  Mengaud  und  Brune  sich  in  ihren  Berichten  gegen¬ 
seitig  an  geschwärzt  hatten"17),  sah  sich  das  Direktorium  veranlaßt, 
dieser  schädlichen  Rivalität  ein  Ende  zu  machen,  indem  es  am 
17.  Februar  bestimmte  Weisungen  nach  der  Schweiz  abgehen  ließ.48) 
Das  Schreiben  war  an  Brune  gerichtet;  gleichzeitig  erhielt  Mengaud 


45)  H.  Buser,  Johann  Lukas  Legrand,  S.  253. 

46)  Strickler  I,  240.  Nach  B.  Haller,  dessen  Angaben  aber  nicht  immer 
zuverlässig  sind,  wäre  die  Initiative  zu  dieser  Gesandtschaft  von  Bay  aus¬ 
gegangen.  B.  Haller,  Niklaus  Friedrich  Steiger,  S.  131. 

47)  Archiv  für  Schweizerische  Geschichte  XII,  247  und  XIV,  328. 

48)  Archiv  für  Schweizerische  Geschichte  XIV,  360f. 
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eine  Abschrift.  Darin  erklärte  die  französische  Regierung,  mit  Bern 
könne  nur  auf  der  Grundlage  dör  Abdankung  der  Regierung  und 
der  sofortigen  Annahme  und  Inkraftsetzung  der  helvetischen  Kon¬ 
stitution  unterhandelt  werden.  Dies  bedeutete  einen  schweren 
Schlag  für  Mengaud;  da  der  Befehl  sich  an  den  General  wandte, 
so  war  damit  zugleich  gesagt,  daß  eine  allfällige  ernste  Unterhandlung 
diesem  übertragen  war.  Zudem  sollte  die  Annahme  der  helvetischen 
Verfassung  eine  unerläßliche  Bedingung  Frankreichs  bilden,  und 
davon  hatte  er  in  seinem  Ultimatum  an  Bern  kein  Wort  gesagt.49) 
Nun  mußte  er  danach  trachten,  sich  aus  dieser  mißlichen  Lage 
herauszuwinden.  Um  die  Nichterwähnung  der  Einheitsverfassung 
zu  verwischen,  schrieb  er  hochtrabend  an  Brune,  er  sei  den  Absichten 
der  Regierung  zuvorgekommen,  indem  er  den  Bernern  bereits  am 
3.  Februar  ähnliche  Vorschläge  unterbreitet  habe;  da  diese  indessen 
nicht  eingehen  wollten  auf  solche  Forderungen,  Labe  er  alle  Be¬ 
ziehungen  mit  ihnen  abgebrochen.  Wir  sehen,  auf  eine  Lüge  mehr 
oder  weniger  kam  es  ihm  nicht  an.  Um  sich  die  heimischen  Gesandten 
vom  Halse  zu  schaffen,  teilte  er  ihnen  mit,  er  habe  nun  amtliche 
Nachrichten  erhalten,  „ welche  außer  Zweifel  setzen,  daß  der  General 
Brune  zum  Unterhandeln  bevollmächtigt  seye“.50) 

Inzwischen  hatte  Brune  mit  der  bernischen  Regierung  einen 
vierzehntägigen  Waffenstillstand  abgeschlossen.  Dadurch  wurden 
in  Bern  neue  Hoffnungen  rege,  und  Mengauds  Drohung  mit  der 
sofortigen  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  kam  so  um  die  gewünschte 
Wirkung.  Der  Geheime  Rat  beschloß  am  19.  Februar  einstimmig, 
der  Regierung  die  Rückberufung  der  vier  Abgeordneten  zu  beantragen, 
in  der  Meinung,  daß  dadurch  auch  der  Einmischung  derselben  in 
die  aargauischen  Verhältnisse  der  Boden  entzogen  sei.51)  Doch  trat 
die  Regierung  vorläufig  auf  dieses  Gutachten  nicht  ein;  dafür  wünschte 
sie  einen  geheimrätlichen  Bericht  über  das  Schreiben  der  Gesandten 
vom  19.  und  die  nur  mündlich  mitgeteilte  ,, Ordre“  Mengauds.  Es 
brauchte  wahrhaftig  viel,  bis  sie  es  wagte,  ihre  Beziehungen  zu  Men¬ 
gaud  endgültig  abzubrechen.  Am  23.  schlug  der  Geheime  Rat  vor, 
auf  die  kühnen  Vorschläge  der  Abgeordneten  nicht  einzutreten, 
sondern  bei  dem  Dekret  vom  3.  zu  verbleiben;  ,,die  hiesigen  Depu- 

49)  Dieser  letztere  Umstand  war  Brune  nicht  entgangen,  und  er  ver¬ 
säumte  nicht,  das  Direktorium  darauf  aufmerksam  zu  machen.  Archiv  für 
Schweizerische  Geschichte  XII,  272. 

50)  Akten  des  Geheimen  Raths  XXXIX,  Nr.  280.  Strickler  I,  240. 

51)  Akten  des  Geheimen  Raths  XXXIX,  Nr.  257. 
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tierten  sollen  zurückberufen  werden,  da  Brune  Negotiator  sey  und 
inan  mit  ihrem  Betragen  unzufrieden  wäre“.52)  Mit  der  Begründung, 
daß  vor  der  Entscheidung  noch  die  Abgeordneten  der  baslerischen 
Nationalversammlung  angehört  werden  müßten,  wurde  die  An¬ 
gelegenheit  nochmals  verschoben53)  Nachdem  dies  am  folgenden 
Tage  geschehen  war,  schritt  die  Regierung  zur  Behandlung  des  Gut¬ 
achtens.  Die  Beratung  endigte  damit,  daß  .die  Anträge  des  Ge¬ 
heimen  Rates  „mit  einhellem  Mehr“  angenommen  wurden.54)  Noch 
am  gleichen  Tage  wurde  ein  Schreiben  nach  Basel  geschickt,  worin 
die  Gesandten  eingeladen  wurden,  Mengaud  über  den  Stand  der 
Unterhandlungen  mit  Brune  zu  unterrichten  und  sich  ,,nunmehro“ 
bei  ihm  zu  beurlauben.55) 

Die  aristokratische  Mehrheit  war  äußerst  ungehalten  über  das 
Betragen  ihrer  Gesandten,  besonders  über  Tillier.  Kuhn  schrieb 
seinem  Freunde  Rengger  über  die  Beratungen  vom  24.  Februar: 
„Wir  werden  also  gewiß  den  Krieg  haben,  weil  unsere  gnädigen 
Herren  an  nichts  anderes  denken  als  an  die  Erhaltung  der  ihnen  von 
Gott  (?)  verliehenen  Gewalt,  nicht  aber  an  die  Erhaltung  des  Vater¬ 
landes.“  „Über  Euch  sowie  über  jeden  Mann,  der  im  tiefen  Gefühl 
der  Leiden,  welche  dem  Vaterlande  bereitet  werden,  die  Sache  so 
ansieht,  wie  sie  wirklich  ist,  und  es  wagt,  unsern  Krieg  ein  toll¬ 
kühnes  Unternehmen  zu  heißen,  davon  ab  und  zu  dem  einzigen, 
jetzt  noch  übrigen  Versöhnungsmittel  zu  rathen,  zur  Abdikation 
und  gänzlichen  Popularisirung  unserer  Verfassung  —  ist  der  Stab 
bereits  gebrochen.“56) 

Die  „Ober  Polizey  Kommission“  erhielt  den  Auftrag,  Tillier 
sofort  nach  seiner  Heimkehr  wegen  seines  bekannten  Briefes  zu 
verhören  und  „sodann  die  verführte  Procedur  dem  Tribunal  vor¬ 
zulegen“57) 

Als  die  bernischen  Abgeordneten  dem  Geschäftsträger  ihre 
Rückberufung  ankündigten,  suchte  dieser  sie  noch  einmal  durch 
plumpe .  Drohungen  einzuschüchtern,  indem  er  ihnen  erklärte,  nun 
werde  er  den  Befehl  zum  Angriffe  auf  Bern  abgehen  lassen.  Zu¬ 
gleich  bemerkte  er,  es  gebe  noch  ein  Mittel,  um  dies  zu  vermeiden, 

52)  Strickler  I,  241f.  Wyttenbachs  Annalen. 

53)  Wyttenbachs  Annalen. 

54)  Geheimes  Manual. 

55)  Missivenbuch. 

56)  F.  W yd ler  I,  63. 

57)  Wyttenbachs  Annalen. 
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nämlich  die  Auslieferung  von  Geiseln  an  Frankreich,  wobei  er  einige 
hervorragende  Aristokraten,  darunter  den  Schultheißen  Steiger, 
namentlich  bezeichnete.  „Mit  tiefem  Unwillen“  wiesen  die  Berner 
diese  beleidigende  Zumutung  zurück.  Hierauf  bot  ihnen  Mengaud 
Sicherheitskarten  an,  damit  sie  beim  Einmarsch  der  französischen 
Truppen  vor  abfälligen  Mißhandlungen  geschützt  seien.  Die  Depu¬ 
tierten  lehnten  dieses  höhnische  Anerbieten  ab  und  traten,  wie 
ihnen  befohlen  worden  war,  „mit  so  viel  möglicher  Beschleunigung“ 
die  Rückreise  an.  Kaum  in  Bern  angelangt,  wurden  sie  auf  Befehl 
der  außerordentlichen  Polizeikommission  „konsigniert“.58)  Dieser 
war  aber  doch  nicht  recht  wohl  bei  der  Sache;  sie  erklärte  am  27.  Fe¬ 
bruar,  da  Tillier  „in  diplomatischem  Charakter  stehe“,  so  glaube 
sie  sich  nicht  kompetent,  diesen  Fall  zu  behandeln.  Vorerst  be- 
harrte  die  Regierung  auf  ihrem  Begehren,  indem  sie  die  Polizei¬ 
kommission  anwies,  ihre  Pflicht  zu  tun;  aber  kurz  darauf  wurde  die 
Untersuchung  eingestellt59),  weil  man  Unruhen  befürchtete,  und 
vom  1.  März  an  erschienen  die  vier  „Staatsverbrecher“  wieder  in 
den  Sitzungen  der  Regierung. 


4.  Kapitel.  Die  provisorische  Regierung. 

Nachdem  sich  die  Unterhandlungen  mit  Mengaud  zerschlagen 
hatten,  verschlechterte  sich  die  Stimmung  der  hauptstädtischen 
Bevölkerung  von  Tag  zu  Tag.  Schon  früher  hatten  ängstliche  Bür¬ 
ger  ihre  Kostbarkeiten  ins  Oberland,  in  die  innere  Schweiz  oder  sogar 
nach  Deutschland  verbracht;  jetzt  nahm  aber  diese  Ausfuhr  einen 
derartigen  Umfang  an,  daß  sich  die  Regierung  genötigt  sah,  dagegen 
einzuschreiten.1)  Es  war  ein  bedenkliches  Zeichen,  daß  für  einen 
Louis  d’or  bis  16  Batzen  Aufgeld  bezahlt  wurden.2) 

Am  1.  März  hatte  sich  die  Regierung  neuerdings  mit  einem 
Ultimatum  zu  befassen,  dessen  Urheber  aber  diesmal  Brune  war. 
Nach  einer  langen  Beratung  wurde  dasselbe  fast  einstimmig  ver¬ 
worfen;  dagegen  wurden  nun  Beschlüsse  gefaßt,  welche  sogar  noch 
über  dasjenige  hinausgingen,  was  die  heimischen  Gesandten  von  Basel 
aus  so  dringend  angeraten  hatten.  Die  Regierung  ließ  sich  endlich 

58)  H.  Zschokke  II,  343f.  Carl  Müller,  Die  letzten  Tage  des  alten 
Bern,  S.  180ff. 

59)  Otth,  Minutes. 

b  Heinzmann,  Kleine  Schweizer-Chronik  2.  Teil,  S.  284.  Tillier  V,  569. 

2)  Heinzmann,  S.  285. 
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hei  bei,  sich  provisorisch  zu  erklären,  die  Grundsätze  von  politischer 
Freiheit  und  Gleichheit  wurden  in  unzweideutiger  Form  angenommen, 
ebenso  das  Prinzip  der  repräsentativen  Staatsform;  die  wegen  poli¬ 
tischer  Vergehen  verhafteten  Personen  sollten  auf  Empfehlung  des 
französischen  Direktoriums  sogleich  in  Freiheit  gesetzt  werden3), 
mit  einem  Wort,  es  war  die  Kapitulation  des  ratlosen  und  verzweifelten 
Patriziats  vor  dem  aufstrebenden,  zielbewußten  Bürgertum. 

Fünf  Tage  vorher  hatte  die  gleiche  Behörde  ungefähr  dieselben 
Anträge  einstimmig  verworfen.  Der  Grund  dieser  raschen  Sinnes¬ 
änderung  liegt  darin,  daß  die  meisten  Mitglieder  übertriebene  Hoff¬ 
nungen  auf  den  scheinbar  so  versöhnlichen  Brune  gesetzt  hatten. 
Nachdem  dieser  nun  aber  ein  scharfes  Ultimatum  gestellt  und  die 
bernischen  Unterhändler  auf  einmal  stolz  und  herrisch  behandelt 
hatte,  gingen  ihnen  plötzlich  die  Augen  auf,  und  sie  erblickten  mit 
erschreckende!  Deutlichkeit  die  riesengroße  Gefahr,  die  den  ganzen 
Staat*  zu  verschlingen  drohte.  An  einen  siegreichen  Ausgang  des 
nahenden  Krieges  glaubte  eigentlich  niemand,  auch  die  kleine  Minder¬ 
heit  nicht,  welche  am  1 .  März  gegen  die  Abdankung  stimmte  und 
nun  wirklich  zum  Verzweiflungskampfe  entschlossen  war.  So  sah 
die-  Mehrheit  keinen  anderen  Ausweg  mehr  vor  sich  als  die  Erfüllung 
der  wesentlichsten  französischen  Forderungen,  die  zugleich  die 
Forderungen  des  Bürgertums  waren. 

Manche  Autoren  haben  diese  Sachlage  übersehen  und  die  Be¬ 
schlüsse  des  1.  März  einfach  „den  strafbaren  Kunstgriffen“,  „den 
verbrecherischen  Manövern“  und  „der  unheimlichen  Beredsamkeit“ 
der  aus  Basel  zurückgekehrten  Deputierten  zugeschrieben.  Besonders 
Bay  und  Tillier  werden  von  den  Lobrednern  des  patrizischen  Re¬ 
giments  mit  V orwürfen  überschüttet.4)  Es  darf  allerdings  angenommen 
werden,  daß  Rengger,  Bay  und  Tillier  ihre  in  Briefen  und  amtlichen 
Berichten  ausgesprochene  Überzeugung  auch  im  Ratssaale  mutig 
verfochten;  aber  ebenso  sicher  ist,  daß  ihre  Bemühungen  erfolglos 
geblieben  wären,  wenn  nicht  Brünes  Ultimatum  zuvor  der  Mehr¬ 
heit  zum  Bewußtsein  gebracht  hätte,  daß  die  Zeit  des  Schwankens 
nun  endgültig  vorüber  sei  und  man  nur  noch  zwischen  einer  wirklichen 
Demokratisierung  und  dem  aussichtslosen  Kampfe  zu  wählen  habe. 

Bald  zeigte  sich  aber,  daß  Frankreich  tatsächlich  auf  Eroberungen 
ausging  und  die  Forderungen  an  Bern  nur  ein  Vorwand  waren, 

3)  Tillier  V,  570f. 

4)  J.  G.  Bürkli,  S.  274.  F.  de  Roverea,  Memoires  I,  220.  J.  Mailet 
du  Pan,  S.  267. 
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welcher  die  freche  Raubgier  der  französischen  Staatslenker  in  den 
Augen  der  Welt  einigermaßen  rechtfertigen  sollte.  Brune  erklärte 
die  Beschlüsse  des  1.  März  für  ungenügend  und  ließ  der  heimischen 
Regierung  ein  neues  Ultimatum  überreichen.  Als  dasselbe  zur  Be¬ 
ratung  kam,  hatten  die  Feindseligkeiten  schon  begonnen,  waren 
Solothurn  und  Freiburg  in  den  Händen  der  Franzosen.  Die  Be¬ 
dingungen  des  feindlichen  Generals  wurden  angenommen  bis  auf 
das  Verlangen  der  sofortigen  Entlassung  aller  Truppen.  Doch  war 
die  Hoffnung,  daß  Brune  sich  damit  begnügen  werde,  eine  geringe, 
und  so  wurde  am  3.  März  eine  Kapitulationskommission  eingesetzt, 
um  eine  allfällige  Übergabe  der  Hauptstadt  vorzubereiten  und  ab¬ 
zuschließen.5)  Eine  andere  Kommission  erhielt  den  Auftrag,  auf 
,,alle  Fälle  hin  die  Organisation  einer  provisorischen  Regierung 
/  zu  entwerfen“.6) 

Die  Kapitulationskommission  erhielt  eigentliche  diktatorische 
Befugnisse,  die  nur  durch  die  Kompetenzen  des  Kriegsrates  und  des 
Generals  eingeschränkt  waren.  Sie  setzte  sich  unverzüglich  mit  den 
Führern  der  beiden  feindlichen  Armeen  in  Verbindung  und  suchte 
durch  weitere  Zugeständnisse  dem  Kampf  ein  Ende  zu  bereiten. 
Schauenburg  ließ  antworten,  er  könne,  da  er  unter  dem  Oberkommando 
Brünes  stehe,  auf  keine  Unterhandlungen  eintreten,  Brune  wendete 
ein,  „man  fehle  noch  immer  in  der  Form;  es  sei  noch  keine  provi¬ 
sorische  Regierung  da,  niemand  sei  mit  einer  ganz  eigentlichen  Voll¬ 
macht  versehen.“7)  Zu  diesen  unerfreulichen  Aussichten  kamen  noch 
ungünstige  Berichte  über  die  Haltung  der  eigenen  Truppen,  so  daß 
die  Kapitulationskommission  keinen  anderen  Ausweg  mehr  sah, 
als  die  sofortige  Abdankung  cler  Regierung.  Am  Morgen  des  4.  März 
fand  die  entscheidende  Sitzung  statt.  Mit  Einstimmigkeit  wurde 
die  Abdankung  der  bisherigen  und  Einsetzung  einer  provisorischen 
Regierung  beschlossen,  deren  Organisation  sogleich  festgelegt  wurde. 
Den  52  Ausgeschossenen  lag  es  nun  ob,  sich  durch  die  Wahl  von  53 
bisherigen  Regierungsmitgliedern  zu  ergänzen.  Nach  seinem  eigenen 
Zeugnis  übte  Bay,  der  auch  unter  diesen  schwierigen  Umständen 
seine  Geistesgegenwart  nicht  verlor,  bei  der  ,, damaligen  Betäubung“ 
auf  diese  Wahlen  einen  entscheidenden  Einfluß  aus.  Er  lenkte  die 
Aufmerksamkeit  seiner  Kollegen  „ausschließlich  auf  die  fähigsten 
und  entschlossensten  Glieder  der  ehevorigen  Regierung,  ohne  Rück- 


5)  Tillier  V,  577. 

6)  Wyttenbachs  Annalen. 

7)  Wyttenbachs  Annalen. 


sicht  auf  ihre  bisherigen  politischen  Gesinnungen“* 8).  In  der  Tat 
wunderte  man  sich  allgemein,  nachdem  das  Ergebnis  bekannt  ge¬ 
worden  war,  daß  eine  Eeihe  der  ,, heftigsten  Aristokraten“  auf  der 
Liste  der  Gewählten  stand.9)  Nach  dem  Yorbilde  der  alten  Verfassung 
wurden  sogleich  einige  ständige  Ausschüsse  bestellt.  Der  wichtigste 
unter  denselben  wrar  der  Regierungsrat  oder  die  Administrations¬ 
kommission,  welcher  auch  Bay  als  Mitglied  angehörte.10) 

An  diesem  denkwürdigen  Bonntage  waren  die  Verwirrung  und 
Unordnung  in  Bern  auf  ihrem  höchsten  Punkte  angelangt.  Ein 
Befehl  widersprach  dem  anderen,  Geschütze  wurden  ,, hinaus  zur 
Stadt  und  wieder  zurückgeführt“,  führerlose  Soldatenhaufen,  von 
Neugierigen  umringt,-  schrien  über  Verrat,  ganze  Truppenabteilungen 
hungerten  mitten  in  der  Stadt.11)  Viele  Offiziere  und  Soldaten, 
welche  ihren  Vorgesetzten  nicht  mehr  trauten,  begaben  sich  zu  Bay, 
um  von  ihm  zu  wissen,  wie  sie  sich  zu  verhalten  hätten.  Dieser 
forderte  sie  auf,  sich  so  rasch  wie  möglich  auf  ihre  Posten  zu  be¬ 
geben,  indem  er  darauf  hinwies,  daß  nur  die.  feste,  unerschrockene 
Haltung  der  Armee  das  Land  vor  dem  Untergange  bewahren  könne.12) 

Vom  Morgen  des  5.  an  erwartete  die  Kapitulationskommission, 
welcher  Bay  als  Vertreter  der  Ausgeschossenen  angehörte,  stündlich 
das  Erscheinen  der  Franzosen  vor  den  Mauern  der  Stadt.  Nach  dem 
unglücklichen  Gefecht  im  Grauholz  zogen  sich  die  Berner,  von  den 
feindlichen  Husaren  verfolgt,  auf  das  Breitfeld  zurück,  um  dort  noch 
einmal  Widerstand  zu  leisten.  Diese  Bemühungen  waren  indessen 
aussichtslos  und  hätten  der  Stadt  leicht  zum  Verhängnis  werden 
können.  Bay  begab  sich  auf  den  Kampfplatz  und  wies  die  flüchtenden 
Berner  an,  sich  nicht  auf  die  Stadt  zurückzuziehen,  da  sonst  ein  Bom¬ 
bardement  durch  die  französische  Artillerie  zu  befürchten  war.13) 
Bei  der  Batterie  auf  dem  Altenberg  drangen  wütende  Soldaten, 
welche  ihn  für  einen  Verräter  hielten,  auf  ihn  ein,  in  der  Absicht,  ihn 
zu  ermorden.  Unter  eigener  Lebensgefahr  gelapg  es  jedoch  einem 
Wehrmanne,  seine  Kameraden  von  ihrem  Vorhaben  abzuhalten.14) 

8)  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  235. 

8)  Wyttenbachs  Annalen. 

10)  Geheimes  Manual. 

X1)  Abschiede  VIII,  716.  Heinzmann,  S.  347. 

12)  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  234. 

13)  R.  von  Erlach,  S.  923.  L.  Wurstemberger,  B.  Ein.  v.  Rodt,  S.  3T 

14)  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  235.  Es  ist  allerdings  nicht 

direkt  bezeugt,  daß  der  Angriff  auf  Bay  bei  dieser  Gelegenheit  geschah, 
doch  kann  dies  als  höchstwahrscheinlich  angenommen  werden. 
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Vermutlich  befand  sich  Bay  unter  der  Deputation,  welche 
Schauenburg  entgegenritt,  um  mit  ihm  die  Kapitulation  der  Haupt¬ 
stadt  abzuschließen.15)  Bald  darauf  empfingen  er  und  Frisching 
beim  unteren  Tore  den  an  der  Spitze  seiner  Truppen  in  die  Stadt 
einziehenden  französischen  General.16) 

Auf  dessen  Befehl  nahm  die  provisorische  Begierung  ihre  Tätig¬ 
keit  wieder  auf.  Ihr  Bestreben  mußte  in  erster  Linie  darauf  gerichtet 
sein,  das  wirtschaftliche  Leben,  welches  vollständig  ins  Stocken  ge¬ 
raten  war,  wieder  in  Gang  zu  bringen  und  die  Hauptstadt  mit  Lebens¬ 
mitteln  und  Brennmaterial  zu  versorgen.  Nur  mit  großer  Mühe  ge¬ 
lang  es,  das  mißtrauisch  gewordene  Landvolk  zu  beruhigen,  welches 
seiner  Erregung  durch  Verwüstung  und  Ausplünderung  der  obrig- 
keitlichen  Schlösser  Luft  machte.  Hierzu  kam  die  Auseinander¬ 
setzung  mit  den  räuberischen  Franzosen,  welche  ihren  Absichten  oft 
genug  entgegentraten  und  ihr  durch  die  Wegnahme  der  öffentlichen 
Gelder  die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  verunmöglichten.17)  Vergeblich 
wehrte  sie  sich  gegen  die  durch  Frankreich  verfügte  Lostrennung 
eines  großen  Teils  ihres  Gebiets.  So  war  sie,  ,, aller  Mittel  und  alles 
Gewalts  beraubt“,  gezwungen,  ein  elendes  Dasein  zu  führen,  und 
mochte  daher  kaum  das  Ende  dieses  demütigenden  Zustandes  er¬ 
warten,  wie  uns  von  Bay  und  anderen  hervorragenden  Mitgliedern 
berichtet  wird. 

In  den  unteren  Schichten  der  Bevölkerung  machte  sich  gleich 
nach  dem  Falle  Berns  eine  Bewegung  bemerkbar,  die  auf  Gleich¬ 
berechtigung  mit  den  nun  zur  Herrschaft  gelangten  Stadtbürgern 
und  wohlhabenden  Bauern  hinzielte.  Auf  dem  Lande  zeigte  sich  dies 
vornehmlich  in  dem  Begehren  der  ,, Tauner“  und  anderer  Bürger 
minderen  Beeiltes  auf  Mitbenutzungsrecht  am  Gemeindeeigentum,  in 
den  Städten  wollten  die  Hintersässen  in  politischen  Angelegenheiten 
auch  mitsprechen,  so  gut  wie  die  ,, Burger“.  Sie  mußten  aber  bald 
erfahren,  daß  weder  die  Bürger  noch  die  Bauern  gewillt  waren,  die 
Begriffe  von  Freiheit  und  Gleichheit  auf  das  ,, Gesindel“,  mit  welchem 
Sammelnamen  sie  die  unteren  Volksschichten  zu  bezeichnen  pflegten, 
auszudehnen. 

Zu  solchen  Bestrebungen  gesellte  sich  fast  überall  eine  tiefe  Er¬ 
bitterung  über  die  ,, verräterischen“  Patrizier,  denen  alle  Schuld  an 

15)  R.  von  Erlach,  S.  923.  Berner  Taschenbuch  1858,  S.  199  und  278ff. 

16)  Berner  Taschenbuch  1858,  S.  199. 

17)  Manual  der  provisorischen  Begierung.  G.  Itten, 
von  Frisching,  S.  103. 


Karl  Albrecht 


53 


den  unglücklichen  Ereignissen  beigemessen  wurde.  Diese  Stimmung 
suchten  einige  dunkle  Elemente  auszunutzen,  indem  sie,  besonders 
in  Bern,  das  Volk  zu  allerlei  verbrecherischen  Anschlägen  zu  verleiten 
suchten.  Bay,  damals  unstreitig  der  populärste  Mann  in  der  Re¬ 
gierung,  durfte  es  wagen,  in  den  bewegten  Versammlungen  des  Volkes 
aufzutreten,  und  es  gelang  ihm  mehrmals,  durch  sein  einnehmendes, 
leutseliges  Wesen  gewaltsame  Ausbrüche  der  Masse  und  allerlei  „Mo¬ 
tionen  und  Deliberationen“,  welche  der  Regierung  nicht  genehm 
waren,  zu  verhüten.18) 

Bald  nach  dem  Einmarsch  der  Franzosen  hatte  sich  in  Bern 
eine  Volksgesellschaft  gebildet,  welche  ihre  Sitzungen  im  Kommerzien- 
haus  abhielt  und  „großen  Zulauf  hätte“.19)  Sie  bestand  zum  größten 
Teile  aus  durchaus  harmlosen  Leuten,  die  sich  kraft  der  ihnen  ver¬ 
kündeten  Freiheit  und  Gleichheit  berechtigt  glaubten,  öffentlich 
über  die  staatlichen  Angelegenheiten  sprechen  zu  dürfen.  Obwohl 
eigentlich  niemand  etwas  Nachteiliges  über  ihre  Verhandlungen  aus- 
sagen  konnte,  so  witterte  doch  die  neue  Regierung  dahinter  einen 
wahrhaftigen  Jakobinerklub.  Eines  Abends,  als  Bay  im  Kommerzien- 
haus  erschien,  wurde  er  mit  großem  Jubel  empfangen.  Damit  be¬ 
gnügten  sich  die  guten  Leute  jedoch  nicht,  sondern  sie  erwählten 
ihn  auch  noch  gleich  zum  Präsidenten.  Am  folgenden  Tage  mußten 
sie  aber  die  höchst  betrübende  Beobachtung  machen,  daß  ihr  Ver¬ 
trauen  schlecht  belohnt  wurde.  Bay  ging  nämlich  hin  und  berichtete 
der  Regierung  die  ganze  Begebenheit.  Obwohl  er  glaube,  daß  die 
Ziele  der  Volksgesellschaft  rein  und  ungefährlich  seien,  fügte  er  hinzu, 
so  könnten  doch  zwischen  ihr  und  den  Behörden  Reibungen  ent¬ 
stehen,  die  den  letzteren  „zum  größten  Nachteil  gereichen,  ja  zur 
gänzlichen  Anarchie  führen  könnten“.  Er  schloß  mit  dem  Anträge, 
den  General  Brune  zu  ersuchen,  diesen  Klub  aufzuheben  oder  doch 
wenigstens  scharf  zu  überwachen.  Mit  Einstimmigkeit  wurde  dieser 
„.Anzug“  zum  Beschlüsse  erhoben,  und  Brune  war  so  gefällig,  alle 
politischen  Vereinigungen  zu  verbieten.20)  Die  Regierung  teilte  dem 
Volke  dieses  Verbot  in  einer  phrasenhaft  aufgeputzten  Proklamation 
mit:  Darin  wurde  versprochen,  den  Wünschen  der  Bürger  nach  Mög¬ 
lichkeit  zu  entsprechen,  während  ihnen  gleichzeitig  die  Mittel  aus 

18)  Autobiographie. 

19)  Heinzmann,  S.  393. 

20)  Eidgenössische  Nachrichten,  S.  45.  Bulletin  officiel  vom  19.  März, 
Anfänglich  hatten  die  Franzosen  die  Bestrebungen  der  unteren  Volks¬ 
schichten  unterstützt. 
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der  Hand  genommen  wurden,  ihre  Begehren  untereinander  zu  be¬ 
sprechen  und  zu  formulieren.  Abgesehen  von  dieser  etwas  sonderbaren 
Auffassung  der  neuen  Freiheit,  war  es  einer  sich  demokratisch  nennen¬ 
den  Regierung  ganz  unwürdig,  sich  in  dieser  Angelegenheit  an  einen 
fremden  General  zu  wenden. 

An  allen  Orten,  wo  sich  französische  Truppen  befanden,  mußten 
Freiheitsbäume  aufgestellt  werden,  so  auch  in  Bern.  Eine  Volks¬ 
versammlung  hatte  den  Wunsch  geäußert,  Bay  möchte  dabei  den 
Vorsitz  führen,  und  die  Regierung  wählte  ihn  dann  wirklich  zum 
Präsidenten  der  ganzen  Veranstaltung.  Die  Feier,  welche  unter  den 
damaligen  Umständen  allerdings  eher  einer  Farce  gleichkam,  fand 
am  Nachmittage  des  9.  März  statt.  In  Anwesenheit  der  Regierung  und 
des  französischen  Generals  wurde  der  Baum  mit  der  blechernen 
Jakobinermütze  aufgerichtet.  Hierauf  hielt  Brune  dem  ,, befreiten“ 
Volke  eine  Ansprache,  die  vom  Präsidenten  der  provisorischen  Re¬ 
gierung  in  einer  etwas  kurz  geratenen  Rede  erwidert  wurde.  Zwischen¬ 
hinein  ließ  eine  französische  Militärmusik  die  Weisen  des  „ca  ira“ 
und  der  Marseillaise  ertönen. 

Am  14.  März  beantragte  Bay,  die  Regierung  möge  eine  allgemeine 
Amnestie  erlassen  für  alle  vor  dem  6.  März  begangenen  „militärischen 
Vergehen“.21)  Die  Militärkommission,  welche  in  dieser  Angelegenheit 
um  ein  Gutachten  angegangen  wurde,  empfahl  diesen  Antrag  ein¬ 
stimmig  zur  Annahme.22)  Infolgedessen  wurde  die  gegen  die  Mörder 
des  Generals  von  Erlach  und  der  anderen  Offiziere  eingeleitete  Unter¬ 
suchung  eingestellt  und  die  Verhafteten  in  Freiheit  gesetzt.23) 

Als  Brune  die  Absicht  verlauten  ließ,  bei  den  bevorstehenden 
Wahlen  alle  ehemaligen  Regenten  auszuschließen,  beschwor  ihn  der 
„Bürger  und  Mayor  Bay“  in  „offener  Audienz  und  in  Gegenwart 
vieler  Menschen“,  von  diesem  Vorhaben  abzustehen,  weil  sonst  die 
neuen  Behörden  aus  lauter  in  Regierungsgeschäften  unerfahrenen 
Leuten  bestehen  würden.  Dies  sei  der  erste  Beweis  von  Freimütig¬ 
keit,  den  er  erhalte,  antwortete  ihm  der  General,  indem  er  ihn  „mit 
scheinbarer  Rührung  umarmte,  “doch  sei  er  außerstande,  diese  Bitte 
zu  gewähren,  da  er  an  bestimmte  Instruktionen  gebunden  sei.24) 

Nach  den  Anweisungen  des  französischen  Oberbefehlshabers 

21)  Manual  der  provisorischen  Regierung. 

22)  Revolutionsakten  VII,  586ff. 

23)  K.  L.  Stettier,  Erinnerungen  an  den  Übergang  (Berner  Taschen* 
buch  1910),  S.  272.  —  Berner  Taschenbuch  1856,  S.  235. 

24)  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  235. 
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fanden  am  22.  März  die  Primär  Versammlungen  statt.  In  der  untern 
Gemeinde  der  Hauptstadt  wurde  neben  andern  auch  Bay  zum  Wahl- 
mann  ernannt.25)  Drei  Tage  später  traten  die  Wahlmänner  des  ganzen 
Kantons  zusammen.  Ihre  Aufgabe  bestand  in  der  Wahl  der  bernischen 
Mitglieder  des  helvetischen  Großen  Rates  und  des  Senats,  der  kanto¬ 
nalen  Verwaltungskammer  und  des  Obergerichts.  „Beynahe  ein- 
müthig“  wurde  Bay  zum  ersten  Senator  gewählt.  Es  fiel  den  Wählern 
der  Hauptstadt  unangenehm  auf,  daß  fast  keine  Stadtberner  in  die 
obersten  Landesbehörden  abgeordnet  wurden.26)  Auch  Bay  war  nicht 
zufrieden  mit  dem  Ergebnis  dieser  Wahlen.  Nach  seiner  Meinung 
hätte»  der  Kanton  Bern  mehr  Vertreter  des  aufgeklärten  Bürgertums 
statt  eine  Mehrheit  von  Bauern  wählen  sollen. 

Schon  am  24.  hatte  sich  die  provisorische  Regierung  aufgelöst. 
Es  war  zu  Ende  mit  dem  stolzen  ,, Freistaat  Bern“,  der  nun  für  mehrere 
Jahre  nur  noch  ein  Verwaltungsbezirk  der  Helvetischen  Republik  war. 


25)  Bulletin  officiel  vom  3.  April. 

26)  Berner  Tagebuch  vom  27.  März.  Wyttenbach,  Geschichte  der 
bernerischen  Staatsumwälzung,  S.  35. 


II.  Teil. 

I.  Kapitel.  Das  erste  Direktorium  und  der  helvetische  18.  Fruktidor. 

Schon  vor  dem  12.  April  1798,  dem  Tage,  an  welchem  ,,die  Un¬ 
abhängigkeit  der  schweizerischen  Nation  und  ihre  Bildung  in  eine 
einzige,  unteilbare,  demokratische  und  repräsentative  Republik  ver¬ 
kündet“  wurde,  trafen  die  künftigen  Gesetzgeber  in  Aarau  ein.  Da 
wurden  Bekanntschaften  geschlossen,  Gleichgesinnte  taten  sich  zu 
Gruppen  zusammen,  vor  allem  aber  wurde  die  bevorstehende  Wahl 
der  Regierung  besprochen  und  vorbereitet.  Diese  letztere  Frage  hatte 
die  Gemüter  schon  lange  beschäftigt;  viele  Namen  waren  aufgetaucht, 
unter  welchen  diejenigen  von  Ochs,  Laharpe,  Johannes  von  Müller, 
und  Franz  Rudolf  von  Weiß  die  bekanntesten  waren.1)  Daß  Ochs, 
der  Vater  der  Einheitsverfassung,  in  erster  Linie  gewählt  würde,  galt 
als  selbstverständlich.2)  Mehrere  hervorragende  Männer,  die  späteren 
Führer  der  republikanischen  Partei,  waren  jedoch  nicht  gesonnen, 
dem  Manne  ihre  Stimme  zu  geben,  der  Frankreich  ermuntert  hatte, 
der  Schweiz  einen  Teil  ihres  Gebiets  wegzunehmen. 

Albrecht  Rengger,  welcher  den  gesetzgebenden  Räten  nicht  an¬ 
gehörte,  empfahl  seinem  Freund  Usteri  den  Senator  Bay  als  den  für 
Bern  einzig  in  Betracht  fallenden  Kandidaten  für  das  Direktorium. 
Überhaupt  suchte  er  die  bedeutendsten  Berner  und  Zürcher  Abge¬ 
ordneten  einander  zu  nähern,  was  auch  sogleich  gelang.  Usteri  war 
sehr  erfreut  über  seine  Bekanntschaft  mit  Bay  und  Kuhn,  und  er 
nannte  diese  beiden  zusammen  mit  Pfyffer  von  Luzern  die  besten 
Männer,  die  er  kenne.3) 

Je  näher  der  Tag  dieser  Wahlen  rückte,  desto  eifriger  besprachen 
sich  die  Abgeordneten  untereinander  und  stellten  Kandidatenlisten 
auf,  die  sie  den  maßgebenden  französischen  Beamten  und  Offizieren 

0  Ed.  Haug,  Der  Briefwechsel  der  Brüder  «T.  Georg  Müller  und  Joh. 
v.  Müller,  S.  88,  98,  114,  120. 

2)  W.  Oechsli,  Die  Schweiz  in  den  Jahren  1798  und  1799,  S.  49. 

3)  H. 'Flach,  Dr.  Albrecht  Rengger.  S.  132. 
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Unterbreiteten.  Ochs  schien  seines  Erfolges  sicher  zu  sein,  da  ihm 
von  allen  Seiten  Huldigungen  dargebracht  wurden4)  und  er  der  Unter¬ 
stützung  durch  die  Organe  Frankreichs  sicher  zu  sein  glaubte. 

Vermutlich  spielte  bei  diesen  Vorbereitungen  der  Generaladjutant 
der  französischen  Armee  in  der  Schweiz,  Brandes,  eine  entscheidende 
Bolle.  Wohl  auf  sein  Betreiben  hin,  um  sich  seiner  Unterstützung  ihrer 
übrigen  Kandidaten  zu  sichern,  nahmen  die  Gemäßigten  den  un¬ 
bedeutenden  Solothurner  Oberlin  auf  ihre  Liste.5)  In  einem  an  Talley- 
rand  gerichteten  Schreiben  rühmte  Mengaud  später,  er  könne  mit 
Befriedigung  feststellen,  daß  gerade  diejenigen  gewählt  worden  seien, 
welche  er  den  ihn  um  Bat  bittenden  Patrioten  indirekt  bezeichnet 
habe.6)  Diese  Behauptung  ist  auf  jeden  Fall  übertrieben,  was  schon 
daraus  hervorgeht,  daß  der  gleiche  Mengaud  ein  andermal  gestehen 
mußte,  er  habe  seine  Vertrauensmänner  nicht  dazu  veranlassen 
können,  Peter  Ochs  auf  ihre  Liste  zu  nehmen.7)  Aber  auch  Schauen¬ 
burg,  Lecarlier  und  Bapinat  mischten  sich  in  das  Wahlgeschäft. 
Möglicherweise  waren  sie  von  Brandes  beeinflußt,  hinter  welchem 
wiederum  die  Gemäßigten  standen.  Der  Umstand,  daß  sie  gegen 
Ochs  auftraten  und  den  von  Brandes  bevorzugten  Oberlin  in  den 
Vordergrund  schoben,  spricht  für  diese  Annahme.8) 

Ochs  schrieb  seinen  Mißerfolg  bei  den  Wahlen  vom  17.  und 
18.  April  hauptsächlich  der  Agitation  und  den  Intriguen  Ludwig  Bays 
zu,  der  sogar  Mengauds  Liste,  auf  welcher  sein  eigener  Name  an  erster 
Stelle  stand,  empfohlen  habe.9)  Dieser  Behauptung  läßt  sich  das 
Zeugnis  Albrecht  Benggers  gegenüberstellen,  wonach  alle  fünf  Di¬ 
rektoren  ,,ohne  eigene  Mitwirkung  zur  Begierung  berufen“  wurden.10) 
Abgesehen  davon,  daß  Bav  durch  ein  so  plumpes' Vorgehen  nur  sich 
selber  geschadet  hätte,  kann  man  sich  fragen,  warum  denn  Ochs 
später,  als  er  Bav  im  Senat  angriff,  von  dieser  angeblichen  Tatsache 
keinen  Gebrauch  machte  und  bloß  von  „heimlichen  Kabalen“ 
sprach.11)  Es  ist  allerdings  richtig,  daß  die  Gemäßigten  seine  Kan- 

4)  Buser,  S.  260. 

5)  Flach,  S.  133. 

6)  E.  Dun  an  t,  Les  relations  diplomatiques  de  la  France  et  de  la  Repu- 
blique  helvetique,  S.  14.  . 

7)  H.  Barth,  Mengaud  und  die  Revolutionierung  der  Schweiz,  S.  64. 

8)  Dunant,  S.  40.  H.  Barth,  Untersuchungen  zur  politischen  Tätigkeit 
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1X)  Der  schweizerische  Republikaner!,  89f. 
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didatur  bekämpften  und  sich  dabei,  wenigstens  teilweise,  nicht  ein¬ 
wandfreier  Mittel  bedienten.  So  bekannte  am  28.  Juni  Haas  im 
Großen  Rate:  „Ich  werde  mich  nicht  mehr  täuschen  lassen  wie  bei 
den  ersten  Direktorwahlen,  um  auf  bloße  Anzeigen  hin  Männer  aus- 
zuschließen,  von  denen  man  sagt,  sie  werden  vom  fränkischen  Direk¬ 
torium  nicht  genehmigt,  sondern  ich  werde  nun  immer  meiner  freien 
Überzeugung  folgen.“  Huber  bezeugte,  „daß  er  wie  Haas  irregeführt 
worden  sey“.  Kurz  vorher  hatte  schon  Genbard  im  Senate  gesagt: 
„Ich  kenne  auch  die  Verläumdungen,  welche  Ochsen  bei  den  letzten 
Wahlen  vom  Direktorio  ausschlossen:  mit  Schmerz  erinnere  ich  mich, 
daß  wir  damals  so  irre  geführt  wurden.“12) 

Am  Tage  vor  den  Wahlen  konnte  Usteri  seinem  Freunde  Rengger 
melden,  daß  die  Gemäßigten  Legrand,  Bay,  Pfyffer  und  Glayre  sicher- 
gewählt  würden.13)  Am  17.  April  zeigte  es  sich  gleich  am  Anfang  der 
Wahl  Verhandlungen,  daß  die  Republikaner  ihren  Plan  gut  vorbereitet 
hatten.  Der  Große  Rat,  dem  durch  das  Los  die  Aufstellung  des  ersten 
Fünfervorschlages  zugewiesen  wurde,  bezeichnete  die  von  Usteri  ge¬ 
nannten  Kandidaten  und  dazu  noch  Oberlin,  den  Schützling  des 
französischen  Generaladjutanten.  Es  waren  dies  die  fünf  Männer,  die 
dann  in  der  Folge  einer  nach  dem  anderen  gewählt  wurden.  Zweimal, 
bei  der  dritten  und  vierten  Wahl,  hatte  der  Senat  die  Vorschläge 
aufzustellen.  Beide  Male  erhob  er  unter  anderen  seinen  Präsidenten 
Peter  Ochs  auf  den  Schild;  aber  der  Große  Rat  wollte  nichts  von 
ihm  wissen  und  zog  ihm  Oberlin  bzw^.  Bay  vor.14) 

In  dieser  Zusammensetzung  des  Direktoriums  lag  nun  aber  der 
Keim  zu  späteren  Verwicklungen.  Ochs,  „der  geistige  Urheber  der 
Helvetik“,  war  tief  gedemütigt  und  trachtete  nach  dem  Sturze  seiner 
Gegner,  indem  er  sie  bei  den  gesetzgebenden  Räten  und  vor  allem  bei 
Frankreich  auf  alle  mögliche  Weise  verdächtig  zu  machen  und  ihnen 
den  Boden  zu  entziehen  suchte.  Das  Mißverhältnis,  welches  darin 
bestand,  daß  die  Republikaner,  die  in  den  Räten  eigentlich  doch  nur 
eine  kleine  Minderheit  bildeten,  in  der  Regierung  durch  vier  der 
ihrigen  vertreten  waren,  während  sich  die  Mehrheit  mit  dem  unselb¬ 
ständigen  Oberlin  begnügen  mußte,  bot  ihm  dabei  die  geeignete  Grund¬ 
lage  dar. 

Diese  für  die  Geschichte  des  „helvetischen  18.  Fruktidor“  noch 


12)  Republikaner  I,  245,  254,  255. 

13)  Flach,  S.  134. 

14)  Strickler,  Actensammlung  aus  der  Zeit  der  helvetischen  Republik  1, 
652f.  Oechsli,  S.  51. 
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zu  wenig  gewürdigten  Verhältnisse  bilden  den  Schlüssel  zu  dem  Ver¬ 
halten  der  sogenannten  Patrioten  in  dem  Streite  zwischen  dem  hel¬ 
vetischen  Direktorium  und  den  französischen  Machthabern  in  der 
Schweiz.  Nur  so  wird  es  erklärlich,  daß  die  schweizerische  Regierung 
in  ihrem  an  sich  vollkommen  berechtigten  Widerstand  gegen  die  Ver¬ 
fügungen  der  französischen  Kommissäre  an  den  gesetzgebenden  Räten 
nicht  den  nötigen  Rückhalt  fand  und  daß  in  „Helvetien“  so  un¬ 
würdige  und  demütigende  Vorfälle,  wie  sie  sich  Ende  Juni  in  Aarau 
abspielten,  überhaupt  möglich  wurden. 

Gleich  in  den  ersten  Wochen  seines  Bestehens  beging  das  Direk¬ 
torium  einen  schweren  .Mißgriff  ,  indem  es  sich  in  dem  Streite  zwischen 
Schauenburg  und  Rapinat  einerseits  und  Mengaud  andererseits  auf 
die  Seite  des  Geschäftsträgers  stellte15),  dessen  Einfluß  es  in  Un¬ 
kenntnis  der  tatsächlichen  Verhältnisse  sehr  überschätzte.  In  Wirk¬ 
lichkeit  war  Mengaud s  Bedeutung  eine  sehr  untergeordnete,  und 
seine  Bemühungen,  neben  Rapinat  und  Schauenburg  emporzukommen, 
waren  vergeblich.  Indem  er  sich  gegen  das  Raubsystem  der  fran¬ 
zösischen  Kommissäre  aussprach  und  die  Behörden  in  ihrem  Wider¬ 
stand  ermunterte,  erwarb  er  sich  das  Zutrauen  der  schweizerischen 
Regierung;  auf  der  anderen  Seite  zog  er  sich  aber  gerade  dadurch 
den  Unwillen  seiner  Vorgesetzten  zu.  Das  helvetische  Direktorium 
glaubte  in  ihm  einen  einflußreichen  Fürsprecher  bei  den  Pariser 
Machthabern  zu  besitzen,  durch  dessen  Vermittlung  es  eine  mildere 
Behandlung  der  Schweiz  erhoffte. 

Insbesondere  setzte  Bay  noch  immer  große  Hoffnungen  auf  ihn. 
Mit  Erfolg  suchte  er  ihm  eine  günstigere  Meinung  über  Bern  und 
dessen  ehemalige  Regierung  beizubringen.  Es  ist  wohl  nicht  zum 
mindesten  seinen  Bemühungen  zuzuschreiben,  daß  Mengaud  darauf 
hinarbeitete,  Bern  zur  Hauptstadt  der  helvetischen  Republik  zu 
machen  und  daß  er  seiner  Regierung  beantragte,  die  Mitglieder  der 
ehemaligen  Großen  Räte  nicht  grundsätzlich  von  den  öffentlichen 
Ämtern  auszuschließen. 1(i)  ,,In  diesem  verr ätherischen  Sinne  war 
ich  Mengauds  Freund“,  schrieb  Bay,  um  sich  gegen  den,  Vorwurf 
unehrenhafter  Beziehungen  zu  dem  Geschäftsträger  zu  rechtfertigen, 
„weil  ich  ihn  mehrere  male  über  das  Schicksal  meines  Vaterlands 
wüthen  und  weinen  sähe,  und  mehr  als  eines  seiner  mit  der  Bered¬ 
samkeit  der  Verzweiflung  begeisterten  Sendschreiben  an  die  frän- 

15)  Barth,  S.  180. 

16)  Dunant,  S.  19,  21,  22,  38.  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  t, 
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kischen  Direktoren  über  das  Verfahren  ihrer  Machthaber  in  der 
Schweiz  las,  und  selbst  auf  seine  Einladung,  Noten  und  Memoriale 
zum  Besten  meiner  Vaterstadt  bevlegte,  welches  wahrscheinlich 
meinen  ersten  Austritt  aus  dem  Direktorio  bewirkt  hat.“17) 

Gestützt  auf  ein  Dekret  der  gesetzgebenden  Räte,  traten  am 
21 .  April  die  in  Aarau  anwesenden  Direktoren  Bay,  Pfyffer  und  Oberlin 
zur  konstituierenden  Sitzung  zusammen.18)  Nachdem  auch  Legrand 
eingetroffen  war,  übertrugen  sie  diesem  als  dem  Ältesten  vorläufig 
den  Vorsitz.  Da  die  verschiedenen  Ministerposten  noch  nicht  besetzt 
waren,  so  verteilten  die  Direktoren  die  Departement©  unter  sich. 
Bay  übernahm  das  Justiz-Polizei-  und  Kriegswesen.19)  Schon  am 
26.  wählte  die  Regierung  indessen  Meyer  von  Schauensee  zum  Justiz¬ 
ministe]'20),  so  daß  für  Bay  bald  eine  Entlastung  eintrat. 

Am  26.  kam  General  Schauenburg  nach  Aarau  und  entwickelte 
dem  Direktorium  seinen  Operationsplan  gegen  die  widerspenstigen 
Kantone  der  Innerschweiz.  Vergeblich  hatte  dieses  einige  Tage  vorher 
dem  französischen  Generaladjutanten  gegenüber  seine  Abneigung 
gegen  ein  gewaltsames  Eingreifen  geäußert  und  sich  dem  Vorhaben 
der  Franzosen  widersetzt,  noch  mehr  Truppen  ins  Land  zu  ziehen.21) 
So  hatte  es  schon  in  den  ersten  Tagen  seiner  Tätigkeit  deutlich  fühlen 
müssen,  daß  die  Schweiz  bloß  dem  Namen  nach  ein  unabhängiger 
Staat  war.  Trotzdem  erhob  es  bei  jeder  Gelegenheit  Einspruch  gegen 
die  willkürlichen  Verfügungen  und  Erpressungen  der  französischen 
Kommissäre,  so  daß  die  Beziehungen  zwischen  diesen  beiden  Gewalten 
bald  recht  gespannte  waren.  Nach  seinem  eigenen  Geständnis  war  es 
Bay,  der  die  Mehrheit  in  der  Regierung  fortwährend  zu  dieser  mehr 
mutigen  als  klug  berechneten  Politik  ermunterte.22) 

Der  Eeldzug  der  französischen  Machthaber  und  des  Senators 
Peter  Ochs  gegen  die  widerspenstige  Regierung  wurde  durch  einen 
Brief  eingeleitet,  den  Ochs  veranlaßt  hatte,  um  die  gegen  ihn  aus¬ 
gestreuten  Gerüchte  zu  bekämpfen.  Das  französische  Direktorium 
erklärte  darin,  daß  Ochs  sein  ganzes  Vertrauen  besitze.  Daneben 

*  9 

7)  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  232.  Inwieweit  Mengaud  sich 
in  dieser  Politik  von  selbstlosen  Beweggründen  leiten  ließ,  wollen  wir  hier 
nicht  untersuchen. 

i8)  Protokoll  des  Direktoriums.  Strickler  I,  670. 

i»)  Protokoll  des  Direktoriums. 

20)  Republikaner  I,  26. 

21)  Strickler  I,  689f. 

22)  Autobiographie. 
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wurden  seine  Verdienste  um  die  Revolutionierung  der  Schweiz  rüh¬ 
mend  hervorgehoben.23)  Dieses  Schreiben,  welches  durch  den  Druck 
im  ganzen  Lande  verbreitet  wurde,  bot  nun  Ochs  den  nötigen  Rück¬ 
halt,  um  seinerseits  angriffsweise  gegen  die  verhaßten  Gegner  vor¬ 
zugehen.  Nachdem  er  schon  am  8.  Mai  dem  Direktorium  die  Absicht 
zu  einem  18.  Fruktidor  unterschoben  hatte24),  schritt  er  einige  Tage 
später  zum  Angriff  auf  Bav,  seinen  gehaßtesten  Gegner.  Ein  Beschluß 
des  Großen  Rates  über  die  innere  Organisation  des  Direktoriums  bot 
ihm  den  erwünschten  Anlaß.  Als  derselbe  im  Senate  zur  Beratung 
gelangte,  erhob  sich  Frossard  gegen  die  darin  enthaltene  Bestimmung, 
daß  Siegel  und  Unterschrift  in  der  Hand  des  gleichen  Direktors  ver¬ 
einigt  seien.  Hier  setzte  nun  Ochs  ein.  Da  nach  einer  anderen  Be¬ 
stimmung  des  vorliegenden  Beschlusses  die  Mitglieder  der  Regierung 
ermächtigt  würden,  sich  ohne  besondere  Bewilligung  bis  auf  zehn 
Stunden  von  der  Hauptstadt  zu  entfernen,  meinte  er,  so  könnte  ein 
Direktor,  der  Siegel  und  Unterschrift  besäße,  sich  ins  Fricktal  be¬ 
geben,  sich  mit  den  dortigen  Berner  Emigranten  vereinigen  und  die 
Gegenrevolution  organisieren.  Muret  erwiderte  auf  diese  nicht  be¬ 
sonders  geschickte  Argumentation,  bei  welcher  es  handgreiflich  darauf 
abgesehen  war,  Bay  verdächtig  zu  machen,  wenn  man  schon  bei 
einzelnen  Direktoren  gegenrevolutionäre  Absichten  voraussetze,  so 
könne  wahrhaftig  die  Trennung  von  Siegel  und  Unterschrift  der 
Republik  wenig  Sicherheit  versprechen.23) 

In  der  Sitzung  vom  12.  erneuerte  Ochs  seine  Angriffe,  indem  er 
erklärte,  das  Direktorium  stehe  unter  einem  Einflüsse,  der  „das  ge¬ 
rechteste  Mißtrauen“  einflößen  müsse.  Vor  den  Direktorialwahlen 
„seien  Ränke  gebraucht  worden,  vor  denen  man  jetzt  erröten  müsse“. 
Der  Haupturheber  jener  Intriguen  sitze  nun  im  Direktorium,  fuhr 
Ochs  weiter;  „er  habe  heimliche  Kabalen  von  ihm  erlitten“  und  scheue 
sich  nun  nicht,  ihn  öffentlich  einen  Schurken  zu  nennen.  Seine  An¬ 
klagerede  gegen  Bay  und  die  Regierung  schloß  mit  den  Worten: 
„Alles  Dinge,  die  beweisen,  daß  im  Direktorium  Personen  sich  be¬ 
finden,  die  entweder  mit  Blindheit  geschlagen  sind,  oder  boshafte 
Absichten  im  Schilde  führen;  im  ersten  Fall  sollen  sie  abtreten,  im 
zweiten  müssen  sie  entfernt  werden.“26)  Es  war  ein  bedenkliches 

23)  Stri ekler  I,  781. 

24)  Neueste  Weltkunde  1798,  S.  551. 

25)  Republikaner  I,  87. 

26)  Republikaner  I  89f.  Tillier,  Geschichte  der  helvetischen  Republik  I 
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Zeichen,  daß  im  Senate  niemand  den  Mut  zur  Verteidigung  der  An¬ 
gegriffenen  fand;  aber  noch  bedenklicher  war  die  Haltung  der  Re¬ 
gierung  in  dieser  für  ihr  Ansehen  so  wichtigen  Angelegenheit.  Sobald 
sich  Gelegenheit  dazu  bot,  beantragte  Bay  seinen  Kollegen,  durch 
eine  Botschaft  an  den*  Senat  „Genugthuung  oder  Entlassung  des 
Directorii“  zu  verlangen,  oder  aber  den  ,, Bürger  Ochs  zur  Erwahrung 
seiner  Beschuldigungen  und  Nennung  des  Schurken,  so  im  Directorio 
size“,  aufzufordern.  Es  zeigte  sich  nun  aber,  daß  die  Regierung  im 
entscheidenden  Augenblick  völlig  versagte  und  dadurch  ihren  Feinden 
ein  unwürdiges  Bild  der  Schwäche  darbot.  Bays  Anträge  wurden  von 
den  vier  übrigen  Direktoren  verworfen.  Hingegen  wurde  beschlossen, 
eine  farblose,  nichtssagende  Rechtfertigung,  deren  Verfasser  Glayre 
war,  in  die  Zeitungen  einzurücken  und  im  übrigen  die  Sache  auf  sich 
beruhen  zu  lassen.27) 

Unmutig  über  die  Haltung  seiner  Kollegen,  faßte  Bay  den  Vorsatz, 
Ochs  persönlich  zur  Rede  zu  stellen.  Als  er  sich  auf  dem  Wege  nach 
dessen  Wohnung  befand,  begegnete  ihm  Glayre,  welcher  ihn  fragte: 
,,Oü  allez-vous,  vous  etes  agite?“  „Eorcer  Ochs  de  me  decharger 
pour  ma  part  des  reproches  qu’il  a  fait  au  Directoire,  otr  bien  de  me 
donner  sur  le  Champ  satisfaction  miJitaire  et  au  Cas  de  Refus  le  traitter, 
comme  un  lache  intriguant  le  merite“,  gab  ihm  Bay  zur  Antwort. 
Hierauf  beschwor  ihn  Glayre,  von  diesem  Vorhaben  abzustehen  und 
gleich  den  übrigen  Direktoren  mit  Verachtung  über  die  Beschimpfungen 
des  Senators  Ochs  hinwegzugehen.  Er  stellte  ihm  vor,  wie  ein  offener 
Kampf  mit  dem  ,, Protegierten  des  Französischen  Directorii  und  seiner 
Agenten“  für  das  ganze  Land,  insbesondere  aber  für  Bern,  das  größte 
Unheil  nach  sich  ziehen  würde.  Schließlich  gab  Bay  diesen  eindring¬ 
lichen  Bitten  und  Vorstellungen  nach  und  verzichtete  auf  einen  Vor¬ 
satz,  der  nach  seiner  späteren  Ansicht  der  Revolution  vielleicht  eine 
andere  Wendung  gegeben  hätte,  indem  der  ,, feige  und  treulose  Ochs“ 
schon  damals  „für  ein-  und  allemal“  aus  den  Räten  entfernt  worden 
wäre.28) 

27)  Autobiographie.  Zschokke  III,  13.  Republikaner  I,  112. 

28)  Autobiographie.  Zschokke  III,  13f.  H.  Buserund  H.  Barth  glauben, 
Ochs  habe  mit  dem  Ausdruck  ,, Schurke“  zweifellos  Legrand  gemeint.  Sie 
stützen  sich  dabei  wesentlich  auf  zwei  Artikel  im  ,,Ami  des  lois“,  wo  Laharpe 
gegen  Legrancl  genau  die  gleichen  Vorwürfe  erhebt  wie  Ochs  in  seiner  Rede 
vom  12.  Mai  gegen  den  „Schurken“:  er  habe  vor  den  Wahlen  gegen  Ochs 
intriguiert  und  gegen  die  Verfassung  gearbeitet.  Buser,  S.  267.  Barth,  S.  181. 

Abgesehen  davon,  daß  Bay  selber  sich  als  den  Angegriffenen  betrachtete 
und  mehrere  Zeitgenossen,  Avelche  darüber  schrieben,  diese  Ansicht  teilten, 
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Das  Schweigen  der  republikanischen  Partei  im  Senat  und  die 
schwächliche  Haltung  der  Regierung  hatten  die  Wirkung,  .Rapmat 
und  seine  Helfer  zu  neuen  Gewalttätigkeiten  anzuspornen.  Am 
14.  Mai  degradierte  ersterer  das  Direktorium  zur  bloßen  Verwaltungs¬ 
behörde,  indem  er  ihm  vorschrieb,  es  habe  sich  einzig  und  allein  auf 
die.  Administration  des  Landes  zu  beschränken.  Gleichzeitig  gab  er 
der  bestimmten  Erwartung  Ausdruck,  daß  es  in  Zukunft  keine  den 
Absichten  Frankreichs  widersprechenden  Maßnahmen  mehr  treffen 
werde.29)  Natürlich  protestierte  die  Regierung  gegen  derartige  Ver¬ 
fügungen,  durch  welche  die  Schweiz  auch  der  äußeren  Form  nach 
zum  französischen  Vasallen  herabgewürdigt  wurde.  Aber  gerade  in 
jenem  von  Glavre  verfaßten  Protestschreiben  kam  die  vollendete 
Haltlosigkeit  des  Direktoriums  zum  Ausdrucke,  nämlich  dort,  wo  der 
freche  Kommissär  an  seine  Pflicht  erinnert  wurde,  in  der  schweize¬ 
rischen  Regierung  ,,das  Werk  und  den  Willen“  der  französischen  zu 
ehren.30)  Diese  Mahnung  fruchtete  aber  wenig.  Am  26.  Mai  verordnete 
Rapinat,  daß  jeder  Einwohner  der  Schweiz,  der  nach  dem  Ausland, 
gleichviel,  ob  nach  Frankreich  oder  nach  einem  anderen  Lande,  zu 
reisen  wünsche,  das  Paßvisum  des  französischen  Geschäftsträgers 
einzuholen  habe.  Ließ  die  Schweiz  sich  diese  Verordnung  gefallen, 
so  bedeutete  dies,  wie  sich  das  Direktorium  in  dem  sich  darauf  be¬ 
ziehenden  Protest  ausdrückte,  nichts  anderes  als  das  schimpfliche 
Eingeständnis  der  verlorenen  Unabhängigkeit.31) 

Den  Nachrichten  aus  Paris  ließ  sich  mit  aller  Deutlichkeit  ent¬ 
nehmen,  daß  Reubel  und  andere  maßgebende  Persönlichkeiten  höchst 
ungehalten  waren  über  die  vielen  Klagen  und  Proteste  der  schweize¬ 
rischen  Regierung.  Am  7.  Juni  traf  in  Aarau  ein  Brief  von  Feilenberg 
ein,  worin  dieser  meldete,  daß  man  in  Paris  bereits  von  einer  bevor¬ 


geht  aus  den  Aufzeichnungen  des  Peter  Ochs  hervor,  daß  dieser  in  Bay  den 
Urheber  der  gegen  ihn  gerichteten  „Intriguen“  vermutete.  Hierzu  kommt 
noch  ein  weiteres  Moment:  In  seiner  Rede  vom  12.  Mai  spielte  Ochs  deutlich 
auf  Umtriebe  an,  welche  vor  dem  17.  April  in  Aarau  stattgefunden  haben 
sollen,  indem  er  alle  Senatoren  aufforderte,  zu  bezeugen,  welche  „schänd¬ 
lichen  Lügen“  über  ihn  ausgestreut  worden  seien.  Weiterhin  bezeichnete 
er  eben  den  Urheber  dieser  Ränke  als  Schurken.  Da  nun  aber  Legrand 
zu  jener  Zeit  sich  überhaupt  nicht  in  Aarau  befand,  was  Ochs  jedenfalls 
wußte,  so  konnte  sich  jene  Beschimpfung  nur  auf  Bay  beziehen.  Vgl.  Haug, 
S.  130  und  Schüler  VI,  444. 

29)  Strickler  I,  851.  Oechsli,  S.  97. 

30)  A.  v.  Gonzenbach,  J.  M.  S.  J.  Mousson,  S.  160  f. 

31)  Oechsli,  S.  105.  Strickler  II,  100. 
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stehenden  Änderung  im  helvetischen  Direktorium  spreche.  Die  Be¬ 
richte  von  Zeltner  und  Laharpe  lauteten  in  ähnlichem  Sinne.32)  Am 
15.  wurde  im  Direktorium  ein  Brief  des  bernischen  Gesandten  Jenner 
verlesen,  der  die  umlaufenden  Gerüchte  bestätigte.  Jenner  kündigte 
an,  daß  man  in  Paris  eine  ,, Reinigung  des  Direktoriums  und  der  Bäte“ 
im  Schilde  führe.  Er  bestärkte  die  Direktoren  in  ihrem  mutigen 
Widerstande,  fügte  aber  in  einer  für  ihn  höchst  bezeichnenden  Weise 
die  Mahnung  bei,  diejenigen  Mittel  nicht  zu  vernachlässigen,  „ welche 
die  Klugheit  vorschreibt  und  das  Gewissen  erlaubt.“33) 

Am  16.  Juni  holte  Bapinat  zu  dem  erwarteten  Schlage  aus.  Ein 
französischer  Stabsoffizier  überbrachte  dem  Direktorium  ein  Schreiben, 
in  welchem  die  Demission  der  Direktoren  Bav  und  Pfyffer,  sowie  die 
Entlassung  des  Ministers  Begoz,  des  Generalsekretärs  Steck  und  der 
Verwaitungskammern  von  Bern  und  Luzern  verlangt  wurden.  Zur 
Begründung  dieses  Begehrens  führte  Bapinat  aus,  der  entschiedene 
Hang  einiger  Direktoren  ,,zur  Bückkehr  nach  der  ehemaligen  Be- 
gierungsform“  könnte  die  größten  Übel  nach  sich  ziehen.  Die  Stadt 
Bern,  ,, dieser  Mittelpunkt  der  giftigsten  Oligarchie“,  besitze  einen 
unheilvollen  Einfluß  auf  die  Entschließungen  der  Begierung.  ,,Sähe 
Bern,  sähe  Luzern  nicht  Bürger,  die  in  seinen  Mauern  geboren  waren, 
im  Direktorium  sizen,  so  würden  sich  diese  Kantone  der  Kontribution 
nicht  widersetzen,  die  doch  nur  eine  gerechte  Entschädigung  der  an¬ 
sehnlichen  Kosten  ist,  welche  eine  Armee,  die  um  die  Freunde  der 
Freiheit  zu  beschüzen  nach  Helvetien  gescliikt  wurde,  verursacht 
hat.“  „Ich  werde  die  beiden  abgehenden  Direktoren  durch  die  Er¬ 
nennung  von  anderen  Bürgern,  deren  Ergebenheit  an  die  Franken, 
und  Anhänglichkeit  an  ihr  Vaterland  bekannt  ist,  ersetzen,  und  das 
Direktorium  wird  zu  einer  neuen  Wahl  eines  anderen  General- Sekretärs 
und  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  schreiten.“  „Der 
Stabsoffizier,  der  Ihnen  diesen  Brief  überreichen  wird,  soll  Ihre  Ant¬ 
wort  abwarten,  und  sein  Bericht  wird  die  Maasregeln  bestimmen,  die 
mir  meine  entschiedene  Festigkeit  und  bestimmter  Entschluß,  Hel¬ 
vetien  zu  retten,  eingiebt.“34) 

Das  war  aber  noch  nicht  alles.  Bapinat  wollte  sich  nicht  mit 
zwei  von  ihm  eingesetzten  Direktoren  begnügen.  Um  in  der  Be- 

32)  Protokoll  des  Direktoriums,  R.  Steck,  Aus  der  Zeit  der  Helvetik, 
S.  32  und  42. 

33)  Protokoll  des  Direktoriums. 

34)  Republikaner  I,  227f.  Strickler  II,  23off.  C.  Hilty,  Öffentliche 
Vorlesungen  über  die  Helvetik,  S.  270f. 
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gierung  eine  ihm  ergebene  Mehrheit  zu  bekommen,  beabsichtigte  er, 
auch  Legrancl  durch  einen  Franzosenfreund  zu  ersetzen.35) 

Im  Direktorium  dachte  niemand  daran,  dieser  unerhörten  Ver¬ 
fügung  auch  nur  den  geringsten  Widerstand  entgegenzusetzen.  Um 
das  Land  vor  weiteren,  vielleicht  noch  größeren  Demütigungen  zu 
bewahren,  entschlossen  sich  Bay,  Pfyffer,  Begoz  und  Steck  auf  der 
Stelle,  ihre  Entlassung  zu  nehmen.  Dabei  war  wohl  die  Erwägung 
ausschlaggebend,  daß  sie  im  gesetzgebenden  Körper  keine  starke 
Partei  hinter  sich  hatten.  Sie  mußten  vielmehr  erwarten,  daß  die 
täglich  an  Boden  gewinnende  ,, Parthey  des  Bürgers  Ochs“  das  freche 
Begehren  Bapinats  billigen  würde.  Bei  der  damaligen  Zusammen¬ 
setzung  der  Regierung  war  ohnehin  an  ein  ersprießliches  Zusammen¬ 
arbeiten  mit  der  Gesetzgebung  nicht  zu  denken,  so  daß  die  beiden 
Direktoren  die  ihnen  ,, äußerst  zum  Ekel  gewordenen“  Stellen  ohne 
Bedauern  niederlegten.36)  So  konnten  die  drei  bleibenden  Regierungs¬ 
mitglieder  dem  Kommissär  gehorsam  melden,  daß  seinem  Verlangen 
in  allen  wesentlichen  Punkten  entsprochen  werde,  wobei  sie  sich  aber 
mit  ihren  scheidenden  Kollegen  gewissermaßen  solidarisch  erklärten, 
indem  sie  ihm  zu  verstehen  gaben,  daß  sie  in  ihren  Beratungen  stets 
einstimmig  gewesen  seien.37) 

Legrand  —  vielleicht  auch  Glayre  —  und  mehrere  Mitglieder  der 
gesetzgebenden  Räte  waren  anfänglich  entschlossen,  den  empörenden  . 
Staatsstreich  mit  ihrem  Entlassungsbegehren  zu  beantworten;  doch 
unterließen  sie  endlich  diesen  Schritt,  wohl  in  der  Erwägung,  daß  die 
Folge  davon  nur  ein  vermehrter  Einfluß  der  Franzosenfreunde  ge¬ 
wesen  wäre.38) 

Am  19.  gelangten  die  Demissionen  von  Bay  und  Pfyffer  im 
Großen  Rate  zur  Verhandlung.39)  Secretan  beantragte,  dieselben  zu 
genehmigen,  unter  Verdankung  der  geleisteten  Dienste  und  Bezeugung 
der  Trauer  über  ihre  Entfernung.  Über  Eschers  Antrag,  die  beiden 
Direktoren  aufzufordern,  auf  ihrem  Posten  zu  bleiben,  „bis  die  Stell¬ 
vertreter  des  Volks  sie  abrufen,  oder  bis  sie  durch  Waffengewalt 


35)  Strickler  II,  239. 

36)  Tillier  I,  112.  Autobiographie.  Th.  Im  Hof,  Aus  den  ersten  Zeiten 
der  Helvetik,  S.  19. 

37)  Strickler  II,  239. 

38)  Dunant,  S.  59f.  Buser,  S.  271.  Haug,  S.  137.  Neueste  Welt¬ 
kunde  1798,  S.  713. 

39)  Bays  Entlassungsgesuch  ist  abgedruckt  in  der  Neuesten  Welt¬ 
kunde  1798,  S.  713. 
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davon  verdrängt  werden“,  konnte  nicht  einmal  abgestimmt  werden, 
da  er  von  keiner  Seite  unterstützt  wurde.  Schließlich  wurde  Secretans 
,, Meinung“  mit  großer  Mehrheit  angenommen.40)  Am  folgenden  Tage 
gelang  es  Cartier,  einem  Anhänger  der  Patrioten,  diesen  Beschluß 
teilweise  umzustoßen,  indem  die  ,, Bezeugung  der  Trauer“  daraus 
gestrichen  wurde.41)  Offenbar  wollte  die  Mehrheit  auch  den  bloßen 
Schein  vermeiden,  als  ob  sie  die  Gewalttat  Bapinats  mißbillige. 

Die  ,, Bürger  Senatoren“  erwiesen  sich  aber  noch  als  viel  „vor¬ 
sichtiger.“  Fornerod  lief  Sturm  gegen  die  Dankesbezeugung,  die  der 
zugestutzte  Beschluß  noch  enthielt.  Eine  solche  sei  unschicklich, 
erklärte  er,  da  die  beiden  Direktoren  von  Bapinat  angeklagt  werden 
und  der  Schein  gegen  sie  spreche.  Zäslin  wagte  sich  schüchtern  mit 
der  kritischen  Bemerkung  hervor,  das  Direktorium  hätte  manches 
anders  machen  sollen;  was,  sagte  er  freilich  nicht.  Der  Vorsitzende 
fand,  es  habe  gar  keinen  Sinn,  darüber  zu  beraten,  ob  man  die  Ent¬ 
lassungsbegehren  genehmigen  wolle  oder  nicht,  da  die  Entlassung  ja 
durch  Bapinat  bereits  stattgefunden  habe.  Es  handle  sich  jetzt  nur 
noch  darum,  ob  man  Pfvffer  und  Bay  für  ihre  Dienste  danken  wolle 
oder 'nicht.  Genhard  erklärte,  man  könne  nicht  gleichzeitig  die  ge¬ 
wünschte  Entlassung  erteilen  und  danken;  wenn  man  schon  danken 
wolle,  dann  dafür,  daß  die  beiden  auf  der  Stelle  demissioniert  hätten. 
Kubli  mußte  gestehen,  „lauter  Gutes“  über  sie  gehört  zu  haben; 
dennoch  wollte  er,  aus  Bücksicht  auf  Bapinat,  dem  er  offensichtlich 
ein  unbegrenztes  Vertrauen  entgegenbrachte,  die  Dankesbezeugung 
streichen.  „Übrigens  wenn,  wie  ich  hoffen  will,  lauter  edle  patrio¬ 
tische  Absichten  diese  Purgaz  nothwendig  machten,  o,  so  verdient 
unser  Doktor  vor  diese  seine  sorgfältige  Arbeit  Lob  und  Dank.“  Er 
wurde  aber  noch  überboten  durch  Peter  Ochs,  der  seinen  Kollegen 
weismachen  wollte,  der  Große  Bat  beabsichtige  durch  diesen  Be¬ 
schluß,  dem  Senate  „eine  Falle  zu  legen“.  Eine  solche  List  müsse  mit 
einer  anderen  erwidert  werden.  Diese  „List“,  welche  nachher  vom 
Senat  wirklich  angewendet  wurde,  bestand  darin,  mit  der  Begründung, 
daß  die  Entlassungsbegehren  keineswegs  der  Genehmigung  durch  die 
gesetzgebenden  Bäte  bedürften,  zur  Tagesordnung  zu  schreiten.  Ochs, 
der  Bapinats  Streich  zum  voraus  gebilligt  hatte,  scheute  sich  nicht, 
zu  sagen :  „Überdem  muß  man  in  dem  gegenwärtigen  Fall  annehmen, 
daß  die  Entlassungen  entweder  auf  fremde  Einladung  hin,  oder  frei- 


40)  Republikaner  I,  215f.  Gonzenbach,  S.  185ff. 

41)  Strickler  II,  259. 
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willig  sind  gegeben  worden;  im  ersten  Pall  müssen  wir  die  Motive  der 
Einladung  respektieren;  im  zweiten  Fall  aber  würde  die  freiwillige 
Verlassung  des  Amtes  statt  Lob  eher  Tadel  verdienen.“42) 

Bay  und  Pfyffer  hatten  wirklich  gut  daran  getan,  sich  nicht  auf 
den  Unabhängigkeitssinn  der  Gesetzgeber  zu  verlassen. 

Während  der  gleichen  Sitzung  trat  der  französische  Brigade¬ 
kommandant  Meunier  in  den  Saal  und  überreichte  unter  dem  Beifall 
der  Versammlung  den  von  Rapinat  zu  Mitgliedern  des  Direktoriums 
ernannten  Senatoren  Ochs  und  Dolder  ihre  Ernennungsurkunden. 
Hierauf  hielt  Ochs  eine  Rede,  deren  ,, Druck  und  Einrückung  ins 
Protokoll“  sogleich  beschlossen  wurde.  Unter  erneutem  Beifall  des 
Senats  verließ  dann  Meunier  mit  den  Direktoren  von  Frankreichs 
Gnaden  den  Saal,  um  die  letzteren  persönlich  in  ihr  neues  Amt  ein¬ 
zuführen.43)  Begleitet  von  einer  kleinen  Abteilung  französischer 
Kavallerie,  begaben  sie  sich  unverzüglich  in  das  Sitzungslokal  der 
Regierung,  wo  Meunier  die  beiden  in  aller  Form  in  die  ersehnte  Würde 
einsetzte.  Und  endlich  wurde  —  wenn  man  den  Angaben  des  Spions 
der  schweizerischen  Emigranten  Glauben  schenken  darf  —  auf  Ver¬ 
anlassung  von  Rapinat  ein  glänzendes  Festmahl  veranstaltet;  die 
Stadt  Aarau  wurde  illuminiert,  und  stundenlang  rollte  der  Kanonen¬ 
donner  zu  Ehren  des  französischen  Kommissärs  und  seiner  schweize¬ 
rischen  Sklaven.44) 

Am  23.  erschienen  Bay  und  Pfyffer,  um  gemäß  Artikel  39  der 
Verfassung  ihre  Plätze  im  Senat  einzunehmen.  Ersterer  ergriff  das 
Wort  und  gab  die  Erklärung  ab,  daß  nur  zwei  Gründe  ihn  und  seinen 
Kollegen  daran  hindern  könnten,  von  diesem  Rechte  Gebrauch  zu 
machen:  wenn  die  französische  Regierung  sich  dagegen  aussprechen 
würde  oder  wenn  der  Senat  eine  Anklage  gegen  sie  erhebe.  Nun  ent¬ 
spann  sich  eine  Diskussion  darüber,  ob  die  beiden  wirklich  Exdirek¬ 
toren  im  Sinne  der  Verfassung  seien,  was  von  mehreren  Rednern 
bestritten  wurde.  Schließlich  schritt  die  Versammlung  darüber  hinweg 
zur  Tagesordnung.45) 

Es  zeigte  sich  nun  bald,  daß  „der  helvetische  18.  Fruktidor“ 


42)  Republikaner  I,  223f.  Gonzenbach,  S.  196ff.  Über  das  Einver¬ 
ständnis  zwischen  Rapinat  und  Ochs  vgl.  Dunant,  S.  95. 

43)  Republikaner  I,  225. 

44)  Protokoll  des  Direktoriums.  Oechsli,  S.  110.  K.  Henking,  Die 
Korrespondenz  Johannes  von  Müllers  mit  Schultheiß  Steiger,  General¬ 
lieutenant  v.  Hotze  und  Oberst  v.  Roverea,  S.  29  und  31. 

45)  Republikaner  I,  230f. 
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einen  für  die  Ehre  des  Landes  günstigeren  Ausgang  hätte  nehmen 
können,  wenn  die  maßgebenden  Behörden  dabei  etwas  mehr  Rückgrat 
und  Sinn  für  die  Würde  des  Staates  gezeigt  hätten.  Was  die  Schweiz 
gleichgültig  oder  sogar  mit  Beifall  ohne  weiteres  hingenommen  hatte, 
das  erschien  dem  französischen  Direktorium  doch  etwas  zu  stark. 
Nicht  als  ob  ihm  die  eingetretenen  Änderungen  unerwünscht  gewesen 
wären;  aber  die  plumpe,  jeden  Schein  von  schweizerischer  Souveränität 
vernichtende  Art,  mit  welcher  Rapinat  vorgegangen  war,  paßte  ihm 
doch  nicht.  Daher  beeilte  es  sich,  sobald  es  davon  Kenntnis  erhalten 
hatte,  den  ungeschlachten  Beamten  abzuberufen  und  dessen  letzte 
Verordnungen  ungültig  zu  erklären.46) 

Das  war  nun  für  die  neuen  Direktoren  eine  kurze  Herrlichkeit 
gewesen.  Ochs  machte  gute  Miene  zum  bösen  Spiel  und  teilte  dem 
Großen  Rate  brieflich  mit,  seiner  Auffassung  nach  stehe  bei  dieser 
Sachlage  dem  Wiedereintritt  der  gestürzten  Direktoren  in  die  Re¬ 
gierung  nichts  im  Wege.47)  Der  Große  Rat  schloß  sich  dieser  Meinung 
an  und  faßte  einen  in  diesem  Sinne  lautenden  Beschluß.  Anders  der 
Senat ;  dort  wurde  vorerst  eine  Kommission  zur  Prüfung  dieser  neuen 
Verhältnisse  bestellt.  In  der  Abendsitzung  vom  26.  Juni  stattete 
dieselbe  ihren  Bericht  ah  und  empfahl  den  Beschluß  des  Großen  Rates 
zur  Verwerfung.  Sie  stützte  sich  in  ihren  Erwägungen  hauptsächlich 
auf  ein  Schreiben  des  Generals  Schauenburg,  worin  dieser  die  gesetz¬ 
gebenden  Räte  einlud,  sogleich  neue  Wahlen  vorzunehmen,  falls  die 
Entlassung  von  Bav  und  Pfvffer  wirklich  stattgefunden  habe.  Da 
letzteres  nun  zutreffe,  folgerte  die  Kommission,  so  müsse  der  Be¬ 
schluß  verworfen  werden.  Eines  ihrer  Mitglieder  fügte  dem  Bericht 
noch  den  vorsichtigen  Rat  bei,  alles  zu  vermeiden,  was  den  General 
beleidigen  könnte.  IJsteri,  der  im  Ausschüsse  mit  seiner  abweichenden 
Meinung  allein  geblieben  war,  trat  nun  mit  aller  Kraft  und  Bered¬ 
samkeit  für  den  Beschluß  ein.  Er  machte  auf  den  Widerspruch  auf¬ 
merksam,  der  zwischen  der  Verfügung  der  französischen  Regierung 
und  dem  Brief  Schauenburgs  bestand  und  vertrat  den  offenbar  einzig 
richtigen  Standpunkt,  daß  man  sich  vor  allem  an  erstere  halten  müsse. 
Danach  waren  Rapinats  jüngste  Erlasse  für  null  und  nichtig  erklärt. 
Hieraus  zog  Usteri  den  nicht  wohl  anfechtbaren  Schluß,  daß  sich 
jene  Nichtigkeitserklärung  notwendigerweise  auch  auf  die  Folgen 
derselben,  wie  die  Entlassungsbegehren  und  die  darauf  sich  beziehen- 


46)  Oechsli,  S.  110.  Gonzenbach,  S.  202f. 

47)  Republikaner  I,  239f. 
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den  Verhandlungen  der  Räte  erstrecken  müsse.  Vergeblich  beschwor 
er  den  Senat  bei  seinem  „Patriotism“  und  „Freiheitsgefühl“,  den 
Beschluß  anzunehmen:  mit  26  gegen  21  Stimmen  wurde  derselbe 
verworfen.48) 

Es  wäre  verfehlt,  diese  Haltung  des  Senats  einzig  und  allein  der 
Furcht  vor  Schauenburg  und  der  Liebedienerei  gegenüber  Frankreich 
zuzuschreiben.  Man  darf  nicht  außer  acht  lassen,  daß  durch  die  An¬ 
nahme  des  erwähnten  Beschlusses  das  Übergewicht  der  republika¬ 
nischen  Partei  in  der  Regierung  wieder  hergestellt  worden  wäre  und 
Maß  Peter  Ochs,  das  Haupt  der  Patrioten,  den  dreifarbigen  Strauß 
an  seinen  schärfsten  Gegner  hätte  abtreten  müssen,  und  dies  galt  es 
zu  verhüten. 

Escher  versuchte  nun  den  Großen  Rat  zu  veranlassen,  an  seinem 
Beschlüsse  festzuhalten.49)  Bevor  es  jedoch  darüber  zur  Abstimmung 
kam,  baten  Bay  und  Pfyffer  neuerdings  um  ihre  Entlassung,  welche 
ihnen  nun  sogleich  erteilt  wurde.50)  An  ihrer  Stelle  wurden  Ochs  und 
Laharpe  zu  Direktoren  gewählt. 

Als  der  Senat  davon  Kenntnis  erhielt,  daß  die  Abberufung 
Rapinats  rückgängig  gemacht  w orden  sei,  bezeugte  er  dem  General 
Schauenburg  seine  Freude  über  dieses  Ereignis.51)  Sogar  das  ver¬ 
stümmelte  Direktorium  brachte  es  über  sich,  Rapinat  zu  schreiben, 
es  habe  die  Nachricht  von  seiner  Entfernung  „mit  Bedauern“  auf¬ 
genommen.52) 

Es  wird  uns  heute  schwer,  die  unterwürfigen  Dankesbezeugungen 
zu  verstehen,  welche  auch  Männer,  die  sonst  nicht  als  Franzosen¬ 
freunde  galten,  der  siegreichen  Nachbarmacht  und  ihren  Organen 
damals  entgegenbrachten.  So  äußerte  Bay  in  der  Sitzung  des  Senats 
vom  27.  Juni  den  Wunsch,  die  helvetischen  Behörden  möchten  zu 
Ehren  des  Generals  Schauenburg  ein  Fest  veranstalten,  „an  welchem 
alles  Vergangene  der  Vergessenheit  übergeben,  aller  Partheigeist  und 
jeder  persönliche  Haß  auf  dem  Altar  des  Vaterlandes  zum  Opfer  dar¬ 
gebracht  würde.“53)  Am  16.  Juli,  als  bekannt  wurde,  daß  die  fran¬ 
zösische  Regierung  der  Wahl  von  Laharpe  zum  Direktor  auf  dessen 
Ersuchen  ihre  Genehmigung  erteilt  hatte,  rief  Bay  aus:  „Es  lebe  die 


48)  Republikaner  I,  243ff. 

49)  Republikaner  I,  247ff. 

50)  Republikaner  I,&259f„  262. 

51)  Republikaner  I,  257f. 

52)  Protokoll  des  Direktoriums. 
63)  Republikaner  I,  251. 
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große  fränkische  Nation,  und  ihr  edles  Direktorium!“  und  sämtliche 
Senatoren  stimmten  mit  ihm  ein.54)  Nach  Zimmermanns  Antrag, 
wurde  der  Vorsitzende  des  Großen  Eates  verpflichtet,  jeden  Bedner, 
der  sich  eines  unschicklichen  Ausdruckes  gegenüber  Frankreich  be¬ 
dienen  würde,  sogleich  zur  Ordnung  zu  rufen.55)  Am  3.  Juli  antwortete 
Glayre  auf  eine  Ansprache  Rapinats:  ,,Avec  quel  plaisir  ce  Peuple 
verra  votre  nom  place  au  milieu  de  ceux  des  bienfaiteurs  de  PHel- 
vetie.“56) 

2.  Kapitel.  Ludwig  Bay  als  Gesetzgeber. 

Ein  halbes  Jahr  lang  gehörte  nun  Bay  dem  helvetischen  Senate 
an,  wo  er  seine  gemäßigte  Politik  fortsetzte  und  bald  eine  führende 
Stellung  einnahm.1)  In  der  Frage  der  Patriotenentschädigung,  welche 
damals  die  Gemüter  in  Spannung  versetzte,  hielt  er  es  mit  denjenigen, 
welche  grundsätzlich  dafür  eintraten,  daß  wirklich  einzelnen  Patrioten 
für  die  erlittenen  Nachteile  eine  Entschädigung  gebühre,  die  sich 
aber  auf  der  andern  Seite  nachdrücklich  dagegen  stemmten,  gegen 
die  verhaßten  ,, Oligarchen“  Verordnungen  mit  rückwirkender  Kraft 
zu  erlassen.  Den  hervorragendsten  ,, verfolgten  Patrioten“  suchte 
Bay  klarzumachen,  daß  es  für  ihren  Ruhm  weit  dienlicher  sei,  sich 
mit  ,,der  Verehrung  aller  Edlen  und  der  Bürgerkrone“  zu  begnügen, 
statt  ,,ihr  Martyrium  in  klingende  Münze  umzuwandeln.“2) 

Ungleich  wichtiger  war  aber  in  jener  Zeit  ein  anderes  Problem, 
nämlich  die  Frage  der  Aufhebung  aller  Feudallasten.  Man  darf  schon 
sagen:  sie  ist  der  Angelpunkt  der  Helvetik,  und  ihre  Bedeutung  für  die 
Geschichte  jener  Jahre  kann  schwerlich  überschätzt  werden. 

Die  patriotische  Partei  hatte  es  durchgesetzt,  daß  am  8.  Juni  ein 
Dekret  erlassen  wurde,  wonach  der  Zehntenbezug  eingestellt  werden 
sollte.3)  Dabei  wurde  jedoch  unterlassen,  den  Finanzhaushalt  des 
Staates  zuvor  auf  eine  neue,  feste  Grundlage  zu  stellen,  was  der  ganzen 
Helvetik  zum  Verhängnis  wurde.  Als  der  Große  Rat  ein  Gesetz  vor¬ 
legte,  welches  die  unentgeltliche  Aufhebung  des  Zehntens  dekretierte, 
fand  sich  doch  im  Senate  eine  verwerfende  Mehrheit,  welche  voraus¬ 
sah,  daß  ein  derartiges  Vorgehen  unausweichlich  zum  Ruin  des  Staates 


54)  Republikaner  I,  335. 

-°)  Bulletin  officiel.  vom  4.  Juli  1798. 
56)  Bulletin  officiel,  vom  7.  Juli  1798. 
b  Allg.  D.  Biogr.  Art.  Bay. 

2)  Strickler  II,  456f.  Oechsli,  S.  155f. 

3)  Strickler  II,  163. 
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führen  mußte.  Insbesondere  übte  Bay  an  dieser  etwas  leichtfertigen 
Politik  des  Großen  Rates  eine  nicht  unberechtigte  Kritik.  Vor  allem 
rügte  er,  daß  die  Urheber  des  Gesetzes  es  in  unverantwortlicher  Weise 
unterlassen  hatten,  sich  mit  dem  Finanzministerium  in  Verbindung 
zu  setzen,  um  durch  die  Veranstaltung  der  nötigen  Erhebungen  ein 
klares  Bild  von  der  ganzen  Tragweite  der  Vorlage  zu  bekommen.  Er 
wies  darauf  hin,  daß  das  Wohlergehen  des  Landes  wesentlich  von 
einem  guten  Finanz-  und  Steuerwesen  abhänge  und  daß  ein  übereiltes 
Vorgehen  auf  diesem  Gebiete  die  unheilvollsten  Folgen  nach  sich 
ziehen  würde.  Mit  Recht  sandte  er  sich  gegen  die  Absicht,  dem 
reichen  Bauern  die  Zehnten,  „nach  deren  Betrag  er  sein  Gut  so  viel 
wohlfeiler  gekauft  hat“,  einfach  zu  schenken  und  den  Staat  zu  ver¬ 
pflichten,  sich  durch  die  Entschädigung  der  privaten  Eigentümer 
von  Zehnten  mit  einer  unerträglichen  Schuldenlast  zu  beladen.  Aus 
diesen  Gründen  schlug  Bay  die  Verwerfung  dieses  Gesetzes  vor.  Um 
zu  einem  besseren,  den  bestehenden  Verhältnissen  Rechnung  tragen¬ 
den  zu  gelangen,  empfahl  er  folgende  Mittel:  1.  Der  Große  Rat  soll 
das  Direktorium  einladen,  Erhebungen  über  die  Höhe  der  vom  Staat 
an  die  übrigen  Besitzer  von  Zehnten  zu  leistenden  Entschädigungen 
anzustellen.  Gestützt  auf  das  Ergebnis  dieser  Untersuchung,  wäre 
sodann  festzustellen,  „was  (nach  unentgeldlicher  Abschaffung  aller 
kleinen  Zehnden  und  persönlichen  Lehensdienste)  ohne  einige  Härte 
noch  Unbill  dem  Grundbesitzer  für  ein  Loskaufpfennig  angemuthet 
werden,  und  was  im  Verhältnis  die  Nation  ohne  ihren  Ruin,  zur  Er¬ 
leichterung  des  Landmanns,  als  der  nützlichsten  Menschenklasse,  auf 
sich  nehmen  kann.“  2.  Es  soll  ein  die  Entschädigungspflicht  und  alle 
anderen  Bedürfnisse  des  Staates  berücksichtigendes  Steuergesetz  ge¬ 
schaffen  werden,  welches  nach  der  Abschaffung  der  Feudallasten 
sogleich  in  Kraft  treten  kann.  8.  Um  der  herrschenden  Geldnot  zu 
steuern  und  den  gesunkenen  Staatskredit  zu  heben,  sollen  alle  Zehnten 
und  Grundzinse  für  das  laufende  Jahr  noch  entrichtet  werden.  Die 
nicht  zehnt-  oder  zinspflichtigen  Bürger  bezahlen  dem  Staat  eine 
ihrer  Leistungsfähigkeit  entsprechende  Steuer.4)  Es  sollte  sich  bitter 
rächen,  daß  der  Große  Rat  diese,  uns  heute  selbstverständlich  dünken¬ 
den  Vorschläge  nicht  beachtete.5) 


4)  Republikaner  I,  533f.  Oechsli,  S.  1 3 6 f f . 

5)  Über  die  Wirkungen  dieser  verfehlten  Finanzpolitik  vgl.  .Oechsli, 
S.  138ff.  und  J.  Landmann,  Die  Finanzlage  der  helvetischen  Republik, 
S.  lff. 
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Die  Stadt  Bern  besaß  damals  bei  den  Anhängern  der  Devolution 
keinen  guten  Ruf.  Bei  sehr  vielen  Leuten  galt  sie  — •  nicht  mit  Unrecht, 
wie  sich  noch  zeigen  sollte  —  als  die  Hochburg  der  schweizerischen 
Aristokratie,  von  welcher  dem  Einheitsstaat  Schlimmes  drohte.  Mehr¬ 
mals  wandte  sich  Bay  gegen  die  oberflächliche  Anschauung,  wonach 
jeder  Berner  zugleich  ein  wütender  Oligarch  war.  Obwohl  es  gegen¬ 
wärtig  zum  guten  Ton  gehöre,  über  Bern  zu  schimpfen,  sagte  er  ein¬ 
mal  im  Senat,  so  schäme  er  sich  doch  nicht,  ein  Bürger  dieser  Stadt 
zu  sein.6")  Ein  andermal,  als  es  sich  um  einen  Beschluß  handelte, 
welcher  die  Bestrafung  des  ,, Bürgers  Haller“,  Herausgeber  der  Hel¬ 
vetischen  Annalen,  verlangte,  entrollte  er  ein  Bild  des  alten  Bern,  um 
damit  darzutun,  daß  der  größte  Teil  der  dortigen  Bürgerschaft  keines¬ 
wegs  aristokratisch  gesinnt  sei  und  kein  Interesse  an  der  Wieder¬ 
herstellung  der  ehemaligen  Ordnung  habe.  Die  bernische  Verfassung 
war  ihrem  Ursprünge  nach  demokratisch,  erzählte  er;  aber  im  Laufe 
der  Zeit  gelang  es  einigen  wenigen  Familien,  alle  übrigen  von  der 
Regierung  auszuschließen.  ,, Diese  wenigen,  im  eigentlichen  Sinn  des 
Wortes  einzelherrschenden  Familien,  theilten,  ohne  Rücksicht  auf 
Verdienste  und  Talente,  ungescheut  unter  sich  alle  Regierungsbürden, 
Ämter,  auch  Regimenter  und  Kompagnien  in  fremden  Diensten, 
und  wer.  von  ihnen  da  nicht  untergebracht  werden  konnte,  dem  ward, 
als  einem  sogenannten  Unglücklichen  unter  den  Glücklichen,  stets  die 
beste  Stelle  im  Land  zu  Theil.  Allen  anderen  bürgerlichen  Familien 
blieb  nichts  übrig  als  das  nagende  Bewußtseyn  ihres  konstitutionellen 
Rechts,  und  das  demüthigende  Buhlen  um  die  Gunst  der  Großen, 
einen  kleinen  Nothbissen  endlich  zu  erschellen.  Welcher  freien  männ¬ 
lichen  Seele  konnte  es  bei  einer  solchen  usurpativen  Verfassung  und 
den  damit  verbundenen  dummstolzen  Distinktionen  wohl  sevn?“7) 
Auf  der  andern  Seite  unternahm  er  es,  zu  einer  Zeit,  da  dies  fast  als 
ein  Verbrechen  betrachtet  wurde,  die  bernische  Aristokratie  gegen 
ungerechtfertigte  Angriffe  in  Schutz  zu  nehmen.  Er  pries  die  ehe¬ 
malige  Regierung  als  mild  und  wohltätig  und  rühmte  ihre  strenge 
Gerechtigkeit  und  Großmut.  Er  bezeugte,  als  Anwalt  der  Regierung 
„mehr  als  einen  Prozeß“  verloren  zu  haben,  den  er  „für  Partikularen 
gewonnen  hätte.“8) 

Als  Gesetzgeber  trachtete  er  danach,  die  dem  Lande  „auf¬ 
gedrungene  Konstitution  so  viel  möglich  mit  dem  Geist  und  dem 

6)  Bulletin  officiel,  vom  12.  August  1798. 

v)  Republikaner  II,  101  f. 

u)  Republikaner  I,  466.  M.  Schüler  VII,  686. 
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alten  Herkommen  der  Schweiz  zu  verbinden“.9)  Er  suchte  seinen 
Kollegen  klarzumachen,  daß  ein  gutes  Gesetz  sich  auf  die  Besonder¬ 
heit  des  Volkes,  auf  seine  Sitten  und  Gewohnheiten  gründen  müsse, 
so  daß  es  also  nicht  angehe,  ein  französisches  Gesetz  ohne  weiteres  auf 
schweizerischen  Boden  zu  verpflanzen.10)  Da  er  wußte,  daß  nichts 
die  neuen  Zustände  beim  Volke  verhaßter  machen  konnte  als  eine 
schablonenartig  arbeitende  Gesetzgebung,  welche  auf  einen  Schlag 
die  durch  Jahrhunderte  hindurch  zäh  festgehaltenen  eigenartigen 
Rechtsformen  und  Vorurteile  durch  eine  kalt  und  fremd  anmutende 
Einförmigkeit  zu  ersetzen  trachtete,  wollte  er  auf  diesem  Gebiete 
lieber  nur  schrittweise  vorgehen  und  womöglich  jeglichen  Zwang 
vermeiden.11)  Wie  alle  Anhänger  der  Umwälzung,  stand  auch  er  an¬ 
fänglich  unter  dem  Einflüsse  des  französischen  Wesens.  Doch  besann 
er  sich  bald  auf  seine  schweizerische  Eigenart  und  lehnte  das  ,, manchen 
groß,  ihn  klein  dünkende,  bloße  Nachäffen“  entschieden  ab.12)  Mit 
solchen  Ansichten,  die  einen  scharfen  Blick  für  die  Wirklichkeit  und 
die  in  ihr  liegenden  Möglichkeiten  verraten,  stand  er  teilweise  in  einem 
Gegensatz  zu  der  republikanischen  Partei.  Er  war  mit  ihr  einver¬ 
standen,  insofern  sie  eine  gemäßigte  Richtung  einschlug  und  das  Ziel 
verfolgte,  die  tatsächliche  Gewalt  einer  ,, Aristokratie  der  Bildung“ 
vorzubehalten;  aber  die  Ideen  der  „ Metaphysiker“,  die,  das  historisch 
Gewordene  gering  achtend,  den  neuen  Staat  wesentlich  nach  einem  der 
philosophischen  Spekulation  entsprungenen  Plane  aufbauen  wollten, 
lagen  ihm  doch  eigentlich  fern. 

Am  11.  Oktober  1798  wählte  der  Senat  Ludwig  Bay  zu  seinem 
Präsidenten.13)  Als  solcher  konnte  er  am  *25.  die  Abgeordneten  der 
wegen  ihrer  schweizerischen  Gesinnung  verfolgten  Bündner  Patrioten 
begrüßen.  Dieser  feierliche  Empfang  spielte  sich  ganz  nach  fran¬ 
zösischem  Muster  ab.  Heinrich  Zschokke  schilderte  die  Leiden  und 
Entbehrungen,  die  er  und  seine  Mitbürger  hatten  ertragen  müssen 
und  dankte  für  die  freundliche  Aufnahme.  In  seiner  Antwrort  ver¬ 
lieh  Bay  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  auch  für  Graubünden  der  Tag 
der  Befreiung  und  der  Vereinigung  mit  dem  ,, helvetischen  Helden  - 
stamin“  nicht  mehr  ferne  sei.  Der  Senat  beschloß  hierauf  den  Druck 
beider  Reden;  auf  Usteris  Antrag  erhielten  die  Gäste  die  Ehre  der 

9)  Autobiographie.  , 

10)  Vgl.  Republikaner  II,  145f.  und  Bulletin  officiel,  vom  14.  Nov.  1798. 

X1)  Der  neue  schweizerische  Republikaner,  vom  15.  Juli  1800. 

12)  Neues  helvetisches  Tagblatt  I,  67,  70. 

13)  Republikaner  I,  751. 
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Sitzung,  und  Bay  mußte  ihnen  den  bei  solchen  Anlässen  unvermeid- 
liehen  Bruderkuß  verabfolgen.14) 

Seit  dem  Eintritt  von  Ochs  und  Laharpe  herrschte  ein  neuer 
Geist  in  der  helvetischen  Regierung.  Glayre  und  Legrand  vermochten 
mit  ihren  Ansichten  nicht  mehr  durchzu dringen.  Abgestoßen  von 
der  Politik  ihrer  patriotischen  Kollegen,  benutzten  sie  den  ersten 
sich  darbietenden  Anlaß  zum  Rücktritt  von  ihrem  Amte.  Am  29.  Ja¬ 
nuar  1799  genehmigten  die  gesetzgebenden  Räte,  wenn  auch  ungern, 
das  Entlassungsgesuch  des  allgemein  beliebten  Legrand.15)  Am  darauf¬ 
folgenden  Tage  wurde  Bav  „wider  seinen  laut  geäußerten  Wunsch“ 
zu  seinem  Nachfolger  gewählt.16)  Indessen  empfand  er  doch  diese 
Wahl  als  eine  Genugtuung  für  die  unverdiente  Behandlung,  welche 
ihm  anläßlich  seines  Austrittes  von  seiten  der  Gesetzgebung  zuteil 
geworden  war,  und  er  hielt  es  für  seine  Pflicht,  dem  an  ihn  ergangenen 
Ruf  sogleich  Folge  zu  leisten.  Als  ihm  der  Senat  am  BL  einen  herz¬ 
lichen  Empfang  bereitete,  äußerte  er  seine  Freude  darüber,  daß  das 
ungerechtfertigte  Mißtrauen  gegen  ihn  verschwunden  sei  und  be¬ 
mühte  sich,  die  Zuneigung  seiner  politischen  Gegner  zu  erwerben.17) 

Unter  den  damaligen  Verhältnissen  kam  dieser  Wahl  eine  gewisse 
Bedeutung  zu.  In  erster  Linie  konnte  sie  als  Anzeichen  einer  zu¬ 
nehmenden  Unzufriedenheit  über  Rapinat  und  seine  schweizerischen 
Freunde  gelten.  Ersterer  schrieb  nach  Paris,  man  müsse  darin  eine 
Beleidigung  für  die  französische  Regierung  erblicken18),  Ochs  witterte 
dahinter  die  Absicht  der  republikanischen  Partei,  seinen  Einfluß  im 
Direktorium  zu  brechen  oder  ihn  gar  daraus  zu  vertreiben.  Wenn 
Pfyffer  gewählt  worden  wäre,  so  hätte  man  dies  nach  seiner  Meinung 
noch  ruhig  hinnehmen  können;  daß  aber  gerade  der  beharrlichste 
Gegner  des  allmächtigen  Kommissärs  und  seiner  Trabanten  aus¬ 
erkoren  wurde,  erschien  ihm  als  eine  Herausforderung.19)  Laharpe 
vermutete,  Bay  sei  nur  deshalb  ins  Direktorium  abgeordnet  worden, 
um  dessen  Tätigkeit  zu  hemmen  und  die  geheimen  Pläne  der  Mehrheit 
der  parlamentarischen  Opposition  zu  verraten.20) 

14)  Republikaner  I,  819f. 

15)  Strickler  III,  1000. 

16)  Strickler  III,  1004f. 

17)  Bulletin  officiel,  vom  6.  Febr.  1799.  Vgl.  auch  seine  Zuschrift  an 
die  gesetzgebenden  Bäte  bei  Strickler  III,  1006. 

18)  Dunant,  S.  193. 

19)  G.  Tobler,  Einige  Briefe  von  Peter  Ochs  aus  dem  Jahr  1799,  S.  265f, 

20)  J.  Vogel,  Memoires  de  Frederic-C6sar  Laharpe,  S.  142. 
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Bei  den  Gemäßigten  hingegen  herrschte  große  Freude  über  diesen 
Erfolg,  um  so  mehr,  weil  sie  die  Wahl  Dolders  befürchtet  hatten.  In 
der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung  erschien  ein  Artikel,  welcher 
die  Tugenden  und  Verdienste  des  neuen  Direktors  pries  und  die  Be¬ 
friedigung  der  republikanischen  Partei  deutlich  zum  Ausdruck  brachte. 
„Die  Festigkeit  seines  Karakters,  sein  tiefes  Gefühl  für  Freiheit  und 
Würde  des  helvetischen  Volkes,  seine  rastlose  Thätigkeit,  der  Eifer 
und  die  Begierde,  wromit  er  diejenigen  Kenntnisse,  die  ihm  selbst 
abgehen,  bei  seinen  zahlreichen  Freunden  aufsucht  und  benuzt,  die 
Menschen  Kenntnis  und  unerkünstelte  Popularität,  die  er  in  aus¬ 
nehmendem  Grade  besizt,  die  Güte  seines  Herzens  endlich  und  seine 
offene  Freimüthigkeit,  erfüllten  gerade  alle  Bedinge,  die  Helvetien 
in  seiner  gegenwärtigen  Lage,  bei  der  Wahl  eines  Direktors  erfüllt 
wünschen  konnte.“21)  Dem  eitlen  Ochs  war  dieses  Lob  sehr  un¬ 
angenehm,  weil  er  darin  eine  Schmälerung  seiner  Verdienste  erblickte.22) 

Die  Bürger  der  Stadt  Bern  ließen  es  sich  nicht  nehmen,  das  frohe 
Ereignis  durch  Serenaden  und  Kanonenschüsse  zu  feiern,  und  eine 
Zeitung  wußte  zu  berichten,  daß  die  Stadt  wohl  seit  ihrer  Erbauung 
nie  so  schön  beleuchtet  gewesen  sei  wie  an  jenem  Abend.28)  Die 
Munizipalität  und  die  Verwaltungskammer  beeilten  sich,  ihren  Mit¬ 
bürger  zu  seiner  ehrenvollen  Wahl  zu  beglückwünschen,  und  Bay 
versicherte  sie,  er  werde  alles  für  Bern  tun,  was  ihm  seine  „ Vaterlands¬ 
pflicht“  erlaube.24) 

Wie  vorher  Glayre  und  Legrand,  so  bildeten  von  nun  an  Glayre 
und  Bay  in  der  Regierung  die  den  „grandes  mesures“  der  Mehrheit 
beharrlich  sich  widersetzende  Minderheit.  Dabei  kam  ihnen  die  vor¬ 
züglich  persönlichen  Beweggründen  entsprungene  Uneinigkeit  zwischen 
Ochs  und  Laharpe  zustatten.  Wenn  diese  beiden  über  einen  zu  fassen¬ 
den  Beschluß  nicht  einig  waren,  was  ziemlich  häufig  geschah,  so  lag 
die  Entscheidung  notwendigerweise  bei  der  Minderheit.25) 

Vom  6.  März  bis  zum  27.  April  führte  Bay  im  Direktorium  den 
Vorsitz.  Glayre  blieb  seit  Ende  März  den  Bitzungen  fern  und  ließ  sich 


21)  Allgemeine  Zeitung  1799,  S.  166. 

22)  Tobler,  S.  265. 

23)  Walthards  Zeitung  vom  1.  und  3.  Februar.  Vgl.  auch  eine  Äußerung 
Iths  bei  R.  Luginbühl,  Aus  Philipp  Albert  Stapfers  Briefwechsel  I,  38. 

24)  Walthards  Zeitung  vom  12.  Februar.  Akten  der  Verwaltungskammer, 
Beilagen,  Band  21.  Manual  der  Verwaltungskammer  V,  524.  Missivenbuch 
der  Verwaltungskammer  II,  167. 

2&)  Vgl.  Tobler,  S.  264  und  267.  Autobiographie. 


am  11.  April  förmlich  beurlauben.26)  Nun  hatte  Bay  erst  recht  einen 
schweren  Stand.  Oft  stand  er  mit  seinen  Anträgen  allein  da,  was  ihn 
nicht  hinderte,  mit  aller  Kraft  für  dieselben  einzutreten,  so  daß  es 
,,zu  manchem  violenten  Auftritte“  kam.  Immerhin  wußte  er  sich 
durch  geschicktes  Ausnutzen  der  zwischen  Ochs  und  Laharpe  be¬ 
stehenden  Unstimmigkeiten  doch  einen  nicht  unerheblichen  Einfluß 
auf  die  Entschließungen  der  Regierung  zu  wahren.27)  Unverkennbar 
gelang  es  dem  temperamentvollen  Laharpe  mehrmals,  ihn  zu  Be¬ 
schlüssen  mitzureißen,  denen  er  unter  anderen  Umständen  kaum  zu- 
gestimmt  hätte. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  eben  ausgebrochenen  zweiten 
Koalitionskriege  kam  es  im  Frühling  des  Jahres  1799  in  der  Schweiz 
zu  einer  ganzen  Reihe  von  gegenrevolutionären  Aufständen,  die 
durch  französische  Truppen  niedergeschlagen  wurden.  Gestützt  auf 
seine  außerordentlichen  Vollmachten,  ordnete  das  Direktorium  barte 
Zwangsmaßregeln  an,  die  aber  nur  geeignet  waren,  die  in  weiten 
Volkskreisen  bestehende  Gärung  zu  verstärken.28)  Um  weiteren  Un¬ 
ruhen  vorzubeugen,  schritt  es  zu  dem  Mittel  der  Geiselaushebung. 
Die  Beamten  der  Kantone  Linth  und  Waldstätten,  sowie  die  Re¬ 
gierungskommissäre  in  Freiburg  und  Solothurn  hatten  übereinstim¬ 
mend  auf  die  Gefahr  drohender  Aufstände  aufmerksam  gemacht  und 
die  Wegführung  der  vermutlichen  Rädelsführer  als  das  einzig  wirk¬ 
same  Rettungsmittel  empfohlen.29)  Vergeblich  machte  Usteri  den 
Versuch,  Bay  und  Laharpe  von  diesem  Vorhaben  abzubringen.30)  In 
einem  an  Bay  gerichteten  Briefe  warnte  La vater  die  ,, Väter  daß  sich 
Gott  erbarm“,  wie  er  die  Direktoren  nannte,  vor  solchen  ,,Unthaten“. 
,,Die  Wegführung  unschuldiger,  un  verhört  er  Männer  ist  himmel¬ 
schreiend“,  hieß  es  darin.  ,,Hat  denn  unser  Direktorium  nicht  nur 
kein  Herz?  Hat  es  auch  noch  gar  den  Kopf  verloren?“  Bay  unter¬ 
ließ  wohlweislich  eine  Beantwortung  dieses  Schreibens,  da  er  in  einer 
literarischen  Fehde  mit  dem  streitbaren  Gottesmann  unfehlbar  hätte 
den  kürzern  ziehen  müssen.31)  Lavater  mußte  dann  diese  und  ähn¬ 
liche  freimütige  Äußerungen  mit  seiner  eigenen  Deportation  bezahlen.32) 


26)  Strickler  IV,  168.  Protokoll  des  Direktoriums. 

27)  Autobiographie.  Tillier  I,  284. 

28)  Dierauer  V,  62ff. 

29)  Neues  helvetisches  Tagblatt  1,  216f. 

30)  Schüler  VII,  205. 

31)  Schüler  VII,  201. 

32)  Dierauer  V,  65. 
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Ein  weiteres  Abwehrmittel  gegen  drohende  Volksauf  stände 
bestand  in  der  Ernennung  von  Regierungskommissären,  die,  mit 
großen  Vollmachten  versehen,  nach  den  ,, gefährlichen“  Gegenden 
abgeschickt  wurden.  Als  es  sich  im  Direktorium  um  die  Wahl  eines 
solchen  für  die  Stadt  Bern  handelte,  setzte  Bay  durch,  daß  dieselbe 
auf  Lüthy  von  Solothurn  fiel,  den  er  hierauf  seinen  bernischen  Freun¬ 
den  warm  empfahl.  In  der  Tat  führte  dann  Lüthy  seinen  schwierigen 
Auftrag  mit  viel  Mäßigung  und  Einsicht  durch,  was  von  den  Bernern 
dankbar  anerkannt  wurde.33) 

Unter  solchen  Umständen  war  die  Lage  der  Regierung  keine 
beneidenswerte.  Jeden  Tag  fand  eine  acht-  bis  neunstündige  ordent¬ 
liche  Sitzung  statt,  wozu  häufig  noch  eine  außerordentliche  kam. 
Dringende  Geschäfte  mußten  oft  mitten  in  der  Nacht  erledigt  werden. 
Insbesondere  war  die  Aufgabe  des  Präsidenten  eine  überaus  mühe¬ 
volle,  so  daß  Ba;y  ragen  konnte,  ein  Mann  im  Fegefeuer  könne  das 
Ende  seiner  Leiden  nicht  mit  größerer  Sehnsucht  erwarten  als  er 
dasjenige  seines  Vorsitzes  im  Direktorium.34) 

Als  es  den  Österreichern  gelang,  die  Franzosen  aus  einem  großen 
Teil  der  östlichen  Schweiz  zu  vertreiben,  fühlten  sich  die  helvetischen 
Behörden  nicht  mehr  sicher  in  Luzern.  Bav,  Ochs  und  der  franzö- 
sische  Gesandte  Perrochel  drängten  auf  eine  Übersiedlung  nach 
Bern.35)  Am  22.  Mai  fragte  das  Direktorium  den  französischen  Ober¬ 
kommandierenden  um  seine  Meinung,  wobei  es  ihm  zu  verstehen  gab, 
daß,  wenn  er  eine  Verlegung  des  Regierungssitzes  für  angemessen 
erachte,  wohl  in  erster  Linie  Bern  in  Betracht  fallen  würde.36)  Massena 
ging  auf  diese  Absicht  ein  und  riet  am  28.  den  obersten  Behörden  an, 
nach  der  Aarestadt  überzusiedeln.37)  Die  gesetzgebenden  Räte  be¬ 
herzigten  dieses  Gutachten,  und  die  Übersiedlung  wurde  schon  am 
81.  ins  Werk  gesetzt.38) 

Laharpe  wäre  lieber  nach  dem  Kanton  Waldstätten,  in  die  Nähe 
der  dort  stehenden  helvetischen  Truppen,  gezogen ;  doch  wurde  dieser 


33)  v.  Mutach  II,  72.  Privatbrief  Bays,  auf  der  Stadtbibliothek  Bern, 
Handschriften  zur  Schweizergeschichte  X,  223  (91).  Die  Unterschrift  lautet 
„Bay,  Pres(ident)  du  Dir(ectoire)“,  und  nicht  „Bay,  Dr.  de  droit“,  wie  im 
Katalog  steht. 

34)  Vogel,  S.  148f.  Privatbrief  Bays. 

35)  Vogel,  S.  150. 

36)  Protokoll  des  Direktoriums. 

37)  Strickler  IV,  645. 

38)  Strickler  IV,  644  und  647. 
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Vorschlag  von  seinen  Kollegen  „als  eine  in  allen  Betrachtungen  un¬ 
ausführbare  Extravaganz“  verworfen.39) 

Berns  Erhebung  zur  Landeshauptstadt  war  ein  für  die  spätere 
Geschichte  der  Helvetik  nicht  zu  unterschätzendes  Ereignis,  indem 
es  seinen  Bürgern  dadurch  ermöglicht  wurde,  in  den  Parteikämpfen 
der  folgenden  Jahre  zuweilen  einen  erheblichen  Einfluß  geltend  zu 
machen.  Bay  kam  nun  wieder  in  engere  Berührung  mit  seinen  alten 
Freunden  und  Mitbürgern,  was  auf  seine  spätere  Haltung  in  den  großen 
Fragen  der  Politik  nicht  ohne  Wirkung  war. 

Nachdem  die  verschiedenen  gegenrevolutionären  Aufstände  unter¬ 
drückt  waren,  traten  die  Kriegsgerichte  in  Tätigkeit.  Eine  Reihe  von 
Todesurteilen  wurde  gefällt,  die  allerdings  nicht  alle  vollzogen  wurden. 
Dieses  „Schreckenssystem“  war  Bay  mm  doch  nicht  recht,  und  er 
tat,  was  in  seinen  Kräften  stand,  um  dasselbe  zu  mildern.  Ein  Urs 
Bohner  in  Herbetswil  hatte  aus  „Angst  und  Schrecken“  einen  Frei¬ 
heitsbaum  umgehauen,  als  er  hörte,  die  Österreicher  seien  im 
Anmarsch.  Dafür  wurde  er  vom  Kriegsgericht  in  Solothurn  zum 
Tode  verurteilt.  Als  Bay  davon  hörte,  ließ  er  sich  die  bezüglichen 
Akten  vorlegen.  Nachdem  er  sie  geprüft  hatte,  konnte  er  das 
Direktorium  veranlassen,  bei  den  gesetzgebenden  Räten  die  Um¬ 
wandlung  dieses  drakonischen  Urteils  in  eine  Gefängnisstrafe  von 
einem  oder  zwei  Jahren  zu  beantragen.  Diese  gingen  noch  weiter 
und  begnadigten  den  Urs  Bohner  vollständig.40)  Das  Kriegsgericht 
in  Freiburg  hatte  Philipp  Nösberger  von  Heitenried  zum  Tode 
durch  Erschießen  verurteilt,  vrnil  er  sich  an  einem  Aufstande  be¬ 
teiligt  hatte.  Auch  in  diesem  Falle  übernahm  Bay  eine  nachträg¬ 
liche  Prüfung,  und  seinen  Bemühungen  gelang  es,  von  den  Räten 
die  Umwandlung  in  eine  kleine  Gefängnisstrafe  zu  erwirken.41) 
Am  14.  Juni  endlich  erging  die  Weisung  an  die  Kriegsgerichte, 
kein  Todesurteil  zu  vollstrecken,  bevor  die  darauf  sich  beziehenden 
Akten  von  der  Regierung  geprüft  worden  seien.42)  Wir  gehen  wohl 
kaum  fehl,  wenn  wir  als  Urheber  dieser  Verordnung  Ludwig  Bay 
vermuten. 

Am  22.  Juni  sollte  der  durch  die  Verfassung  geforderte  Aus¬ 
tritt  eines  Mitgliedes  des  Direktoriums  stattfinden.  Bay  zog  die 
gefürchtete  weiße  Kugel  und  hatte  infolgedessen  in  den  Senat  über- 

3Ö)  Strickler  IV,  649. 

4Ü)  Protokoll  des  Direktoriums.  Strickler  IV,  781  ff. 

41)  Protokoll  des  Direktoriums.  Strickler  IV,  819ff. 

*2)  Protokoll  des  Direktoriums. 
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zutreten.43)  Am  folgenden  Tage  wurde  der  Freiburger  Savary  zu 
seinem  Nachfolger  gewählt.44) 

In  jenem  Sommer  beschäftigte  sich  der  Senat  vorzüglich  mit 
der  Frage  einer  Verfassungsänderung.  Dabei  galt  es  vor  allem,  den 
Artikel  106  der  helvetischen  Konstitution  zu  beseitigen,  der  bestimmte, 
daß  vor  Ablauf  von  fünf  Jahren  keine  Abänderungen  vorgenommen 
werden  dürften.  Bei  diesem  Anlaß  hielt  Bay  eine  sehr  bemerkens¬ 
werte  Rede,  bemerkenswert  vor  allem  durch  die  darin  entwickelte 
Auffassung  vom  Ursprung  der  helvetischen  Verfassung.  '„In  dem 
Zeitpunkt,  wo  die  helvetische  Constitution  von  zwei  dermaligen  Ex- 
directoren,  einem  französischen  und  einem  helvetischen,  entworfen 
wurde,  hatte  die  Willkür  des  französischen  Directoriums  bereits  den 
Damm  seiner  eigenen  vortrefflichen  Constitution  ungescheut  durch¬ 
brochen.  Nachdem  dieses  Wagestück  im  Schoß  der  auf  ihre  errungene 
Freiheit  eifersüchtigsten  und  reizbarsten  Nation  auf  einen  Augenblick 
ungestraft  gelungen  war,  ging  das  Bestreben  des  fränkischen  Di¬ 
rectoriums  dahin,  die  an  sich  gerissene  inconstitutioneile  Gewalt  in 
seinen  Händen  zu  befestigen.  Einzig  aus  dieser  despotischen  Absicht 
floß,  nach  meiner  Überzeugung,  unsere  nur  zum  Schein  der  Freiheit 
schmeichelnde  Constitution  als  ein  politisches,  in  der  Folge  für  Frank¬ 
reich  destiniertes  Experiment.  Denn  warum  wurde  die  Kriegsmacht, 
das  Finanzwesen,  die  Diplomatik,  die  Administration  und  Justiz, 
d.  h.  alles,  was  die  äußere  und  innere,  die  allgemeine  und  individuelle 
Wohlfahrt  betrifft,  der  Willkür  des  helvetischen  Directoriums  preis¬ 
gegeben?  Ich  frage:  War  es  nicht  durch  die  beschränkte  Wahl  der 
Directoren  und  durch  deren  Rücktritt  in  den  Senat  handgreiflich 
darauf  angelegt,  die  vorher  wenigstens  zum  Theil  freie  Schweiz  dem 
arbitrarischen  Joch  von  Directoren,  Exdireetoren  und  deren  Tra¬ 
banten  im  ewigen  Kreislauf  zu  unterwerfen  ?  Kein  freigesinnter 
Franke,  kein  biederer  Schweizer  wird  dieses  evidente  Vorhaben  nicht 
gleich  mir  mit  Abscheu  erkennen  und  öffentlich  verfluchen.  Was  thut 
nun  die  helvetische  Nation  durch  Aufhebung  des  Art.  106?  Sie  zer¬ 
schlägt  die  Sklavenkette,  sie  vindicirt  ihr  kostbarstes  Recht,  die 
Freiheit.  —  Freilich . .  .hat  unsere  Constitution  auch  ihre  herrliche  Seite ; 
die  Hauptgrundlagen  derselben  sind  reine,  unmittelbar  aus  dem 
Menschenrecht  herfließende,  ewige  Wahrheiten,  die  selbst  ein  ver- 

43)  Strickler  IV,  853.  Vgl.  die  „Vorschriften“  der  gesetzgebenden 
Räte  vom  10.  Juni  1799  bei  Strickler  IV,  723ff.  und  die  ausführliche  Be¬ 
schreibung  der  Zeremonie  vom  22.  Juni  im  Protokoll  des  Direktoriums. 

'l4)  Strickler  IV,  854ff. 
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nünftiger  Alleinherrscher  auf  seinem  Thron  in  thesi  zu  läugnen  er- 
röthen  würde.  Diese  Grundlagen  sind  ein  freier  Boden;  aber  das  auf 
demselben  aufgeführte  Gebäude  war  sichtbarlich  für  uns  und  unsere 
Nachkommen  im  wahren  Sinn  eine  Bastille. . .  Ben  Boden  wollen  wir 
als  heilige  Erde  verehren;  aber  das  Gebäude,  soweit  es  uns  Despotie, 
Ruin  und  Zwietracht  droht,  wollen  wir  mit  der  einen  Hand  nieder¬ 
reißen  und  zugleich  mit  der  andern  ein  einzig  auf  gesetzliche  Freiheit, 
Volksgeist  und  Volksglück  berechnetes  an  seine  Stelle  setzen.“45) 
Einige  Monate  später  erregte  eine  andere  Rede  Bays  den  Beifall 
aller  derjenigen,  in  welchen  trotz  der  französischen  Militärherrschaft 
noch  ein  starkes  Gefühl  für  die  Unabhängigkeit  der  Schweiz  lebte. 
Anfangs  Oktober  versuchte  Massena,  von  den  Städten  Zürich, 
St.  Gallen  und  Basel  große  Zwangsanleihen  zu  erpressen.  Die  helve¬ 
tische  Regierung  und  die  betroffenen  Städte  protestierten  lebhaft 
dagegen,  freilich  mit  geringem  Erfolg.46)  Am  14.  Oktober  beschlossen 
die  gesetzgebenden  Räte,  das  Direktorium  in  seiner  mutigen  Haltung 
zu  unterstützen  und  ihm  ,,den  vollkommensten  Beifall  über  sein  bis¬ 
heriges  Betragen  bei  dieser  Sache“  zu  bezeugen.47)  Als  dieser  Be¬ 
schluß  dem  Senate  zur  Annahme  vorgelegt  wurde,  da  stand  Bay  auf, 
um  das  gewalttätige  Vorgehen  der  Franzosen  gebührend  zu  brand¬ 
marken.  „Was  ist  ein  Anleihen  das  mit  den  Waffen  in  der  Hand,  unter 
Bedrohung  (mit)  urplötzlicher  militärischer  Execution,  einem  ent- 
waffneten  Bundesgenossen  abgefordert  wird  ?  Was  anders  als  eine 
gewaltthätige  Gelderpressung?  Wer  unter  uns  nicht  lieber  das 
Aeußerste  wagen  als  leidend  und  schweigend  die  Nation,  die  wir,  als 
ihre  Sachwalter,  en  premiere  ligne  vertheidigen  sollen,  einer  solchen 
Schändung  preisgeben  will,  dem  wallet  fürwahr  kein  Tropfen  freies 
Schweizerblut  in  seinen  Adern,  der  ist,  mit  einem  Wort,  zum  zag¬ 
haften  Sklavenknecht  geschaffen.  Von  unserm  Benehmen  bei  dieser 
ungescheuten  Verletzung  unseres  Allianztractats  wird  Tod  oder 
Leben  der  Republik,  Ehre  oder  Schande  ihrer  Repräsentanten  ab¬ 
hangen!  Sind  wir  aber  verzagt  und  feige,  so  wird  Helvetien  in  uns 
nur  elende,  durch  seinen  Schweiß  genährte  Freiheitsgaukler,  die  auf 
Unkosten  des  Vaterlands  um  fremde  Gunst  buhlen,  und  die  muthige 
fränkische  Nation  in  den  Schweizern  nicht  mehr  einen  Schlag  ihrer 
würdigsten  Brüder  und  Bundesgenossen,  sondern  eine  verworfene 


45)  Strickler  IV,  1371.  Helvetische  Neuigkeiten,  vom  24.  Juli  1799. 

46)  Dierauer  V,  85. 

47)  Strickler  V,  120f. 


81 


Classe  gefühlloser  Heloten  sehen!  Jeder  von  uns  erkläre  sich  also 
laut  bei  diesem  merkwürdigen  Vorfall.  Jeder  von  uns  schlage  mit 
dem  andern  Hand  in  Hand  und  schwöre,  daß  es  in  ganz  Helvetien 
ertöne  und  aus  Gallien  widerhalle:  Wir  zollen  bei  Annahme  des  Be¬ 
schlusses  des  großen  Raths  dem  Directorium  für  seinen  kraftvollen 
Schritt  unsern  öffentlichen  Dank  und  lautesten  Beifall  und  wollen 
Mann  für  Mann  die  auf  den  feierlich  abgeschlossenen  Bund  mit  der 
fränkischen  Nation  gegründeten  Rechte  der  helvetischen  Nation, 
vereint  mit  unsernr  Direktorium,  bis  auf  den  letzten  Athemzug  be¬ 
haupten.“48) 

Massena  kümmerte  sich  wenig  um  solche  Proteste,  und  auch  das 
französische,  ,,von  dem  weisen  Sieyes  beseelte  Direktorium“,  von 
welchem  Bay  Beistand  erhoffte,  sah  sich  nicht  veranlaßt,  gegen  die 
Verfügungen  seines  siegreichen  Generals  einzuschreiten.49) 

3.  Kapitel.  Die  Zeit  der  Staatsstreiche. 

Im  Herbst  des  Jahres  1799  schlossen  sich  die  gemäßigten  Ele¬ 
mente  unter  den  Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Räte  enger  als  bisher 
zusammen,  um  nach  einem  gemeinschaftlichen  Plan  ihre  Gegner,  vor 
allem  das  gänzlich  unter  Laharpes  Einfluß  stehende  Direktorium, 
niederzukämpfen.  Der  Vertagungsplan,  welchen  Labarpe  am  9.  De¬ 
zember  seinen  Kollegen  unterbreitete,  bot  ihnen  die  erwünschte 
Gelegenheit  zum  entscheidenden  Angriff.1)  Da  sie  genau  wußten, 
daß  ohne  die  Zustimmung  Frankreichs  keine  Anssicht  auf  Erfolg 
vorhanden  war,  so  suchten  sie  rechtzeitig  den  Geschäftsträger  Pichon 
für  ihr  Vorhaben  zu  gewinnen.  Dies  gelang  ihnen  vorzüglich,  und 
Pichon  schrieb  an  seine  Regierung,  der  bevorstehende  Kampf  könne 
nur  mit  einem  Sieg  der  Gemäßigten  enden.  In  Poris  erkannte  man 
die  schwache  Stellung  des  helvetischen  Direktoriums  und  ließ  deshalb 
Laharpe  fallen.2) 

Nach  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung  lag  die  am  31.  De¬ 
zember  beschlossene  Einsetzung  einer  aus  Mitgliedern  beider  Räte 
bestehenden  Kommission  im  Plan  der  Verschworenen.3)  Am  27. 
stellte  Gmür  im  Großen  Rate  den  Antrag  zur  Wahl  eines  solchen 

48)  Strickler  V,  123. 

49)  Über  den  Ausgang  dieser  Angelegenheit  s.  Dierauer  V,  85. 

4)  Strickler  V,  1508.  ^ 

2)  Dunant,  S.  291.  Oechsli,  Geschichte  der  Schweiz  im  19.  Jahr¬ 
hundert  I,  281. 

3)  Strickler  V,  1508. 
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Ausschusses,  nachdem  dieser  Gedanke  schon  vierzehn  Tage  früher 
im  Senat  geäußert  worden  war.  Von  patriotischer  Seite,  besonders 
im  Senate,  machte  sich  aber  ein  erheblicher  Widerstand  geltend. 
Mehrere  Redner  bekämpften  die  geplante  Kommission  als  verfassungs¬ 
widrig.  Kubli,  Moser  und  Cart  ahnten  verborgene  Absichten  der 
Republikaner.  Nichtsdestoweniger  wurde  der  Beschluß  mit  84  gegen 
18  Stimmen  angenommen.  Die  Zehnerkommission,  welche  aus  je 
fünf  Mitgliedern  der  beiden  Räte  bestand,  erhielt  den  Auftrag,  ,, unter 
sich  selbst  als  auch  gemeinschaftlich  mit  dem  Vollziehungs-Directo- 
rium  zu  berathen,  wie  den  mannigfachen  Übeln  und  der  Unordnung, 
welche  die  Republik  und  die  Bürger  drücken,  abgeholfen  werden 
könne“.  Alle  vier  bis  sechs  Tage  sollte  sie  den  Räten  einen  Bericht 
abliefern.4)  Bav  wurde  zum  Präsidenten,  der  Thurgauer  Anderwert 
zum  Sekretär  des  „Wohlfahrtsausschusses“,  wie  sie  von  ihren  Gegnern 
etwa  genannt  wurde,  gewählt. 

Pichon  erblickte  in  Bay  den  Führer  in  den  unmittelbar  bevor¬ 
stehenden  Kämpfen  gegen  Laharpe  und  seine  Partei.  In  diesem 
Sinne  schrieb  er  am  4.  Januar  1800  an  Talleyrand,  derselbe  besitze 
die  zu  dem  geplanten  Staatsstreich  erforderliche  Energie.5) 

Ohne  Zaudern  schritt  nun  der  Zehnerausschuß  auf  sein  eigent¬ 
liches  Ziel,  den  Sturz  der  Regierung,  hin.  Er  wußte  sich  eine  Reihe 
von  Aktenstücken  zu  verschaffen,  aus  denen  Laharpes  Plan,  mit  Hilfe 
Frankreichs  die  gesetzgebenden  Räte  nach  Hause  zu  schicken,  mit 
aller  Deutlichkeit  hervorging.  Am  7.  Januar  trat  er  mit  einem  Berichte 
vor  die  Räte,  welcher  mit  dem  Antrag  schloß,  die  „Verschwörer 
Laharpe,  Secretan  und  Oberlin  auf  der  Stelle  von  ihren  Ämtern  zu 
entfernen“.  Noch  am  gleichen  Tage  erklärten  die  Gesetzgeber  das 
Direktorium  für  aufgelöst  und  übertrugen  die  vollziehende  Gewalt 
vorläufig  den  „Bürgern“  Dolder  und  Savarv.6)  Am  8.  wurde  der 
verhängnisvolle  Beschluß  gefaßt,  an  der  Stelle  des  verfassungsmäßigen 
Direktoriums  einen  provisorischen  Vollziehungsausschuß  zu  ernennen. 

Der  Anteil  Bays  an  der  Vorbereitung  und  Durchführung  dieses 
Staatsstreiches  war  jedenfalls  ein  hervorragender.  Aus  einer  Stelle 
in  seiner  Lebensbeschreibung  könnte  man  schließen,  daß  er  in  der 
ganzen  Bewegung  die  treibende  Kraft  verkörperte.7) 

4)  Strickler  V,  476ff. 

5)  Dunant,  S.  303. 

6)  Strickler  V,  524ff. 

7)  „Den  siebenten  Jenner  betriebe  ich  als  damaliger  Senator  und^ 
Präsident  der  Zehner  Commission,  weil  ich  wußte,  daß  Laharpe  durch  das 
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Vom  Standpunkte  der  Republikaner  aus  konnte  die  Auflösung 
des  Direktoriums  nur  ein  erster  Schritt  sein,  dem  als  zweiter  not¬ 
wendigerweise  die  Auflösung  des  gesetzgebenden  Körpers  folgen 
mußte.  In  der  Tat  lag  es  ursprünglich  ,,in  den  Wünschen“  der  Ur¬ 
heber  des  7.  Januar,  gleich  nach  der  Konstituierung  der  neuen  Voll¬ 
ziehung  die  mehrheitlich  patriotischen  Räte  heimzuschicken.  Die 
Zusammensetzung  der  Zehnerkommission  war  aber  der  Ausführung 
dieser  Absicht  nicht  günstig,  indem  mehrere  ihrer  Mitglieder  „ge¬ 
wissermaßen“  nur  gegen  die  Zusicherung,  daß  nur  die  Regierung 
gestürzt  werden  sollte,  ihre  Zustimmung  zum  Staatsstreich  erteilten. 
Ein  weiteres  Hindernis  bestand  darin,  daß  man  sich  nicht  wohl  am 
7.  Januar  über  Laharpes  Vertagungsplan  ehrlich  entrüsten  und  den¬ 
selben  zum  Hauptvorwand  des  ganzen  Unternehmens  stempeln 
konnte,  um  ein  paar  Tage  später  die  „verabscheute“  Tat  selber  aus¬ 
zuführen.  Der  Hauptgrund  jedoch  lag  in  dem  schon  damals  vor¬ 
handenen  Gegensatz  von  Unitariern  und  Föderalisten.  Mit  einem 
Schrecken,  den  wir  heute  unmöglich  nachzufühlen  vermögen,  hörten 
die  Anhänger  des  Einheitsstaates,  daß  einige  Mitglieder  der  Zehner¬ 
kommission  sich  für  die  „Rückkehr  zum  Föderalismus“  aussprachen. 
Da  zogen  sie  es  vor,  die  bei  allen  sonstigen  Untugenden  doch  wenig¬ 
stens  unitarisch  gesinnten  Rate  bestehen  zu  lassen.* * * * * 8) 

Es  ist  einleuchtend,  daß  der  Zehnerausschuß  durch  Herstellung 
einer  engeren,  persönlichen  Verbindung-  zwischen  den  obersten  Be¬ 
hörden  einen  der  Hauptnachteile  der  Verfassung  wenigstens  hätte 
mildern  können.  In  der  Tat  beabsichtigte  er  nach  dem  7.  Januar  in 
diesem  Sinne  zu  wirken  und  suchte  ein  harmonisches  Verhältnis 
zwischen  Gesetzgebung  und  Vollziehung  herbeizuführen.  Einem  auf¬ 
merksamen  Beobachter  konnte  es  freilich  nicht  entgehen,  daß  dieses 
Unternehmen  von  vornherein  zum  Scheitern  verurteilt  war.  Vom 
ersten  Tage  ihres  Bestehens  an  begegnete  die  Kommission  bei  einem 
großen  Teil  der  Gesetzgeber  einem  unüberwindlichen  Mißtrauen,  das 
sich,  nachdem  sie  den  Sturz  des  Direktoriums  bewirkt  hatte,  nur  noch 
vermehrte.  Um  die  zahlreichen,  über  ihre  wirklichen  oder  angeb- 


Betragen  gegen  ihne  im  höchsten  Grad  zur  Rache  gereizt  —  die  Räthe  nach 

seinem  Sinn  durch  Ausschließung  der  Freunde  Zürichs  und  Berns  zu  sichten 

entschlossen  war,  und  die  beyden  Direktoren  Secretan  und  Oberlin  mit  ihm 

einverstanden  waren.“  Vgl.  auch  Mörikofer,  Landammann  Anderwert  nach 

seinem  Leben  und  Wirken,  S.  26. 

8)  Strickler  V,  1508f.  H.  Büchi,  Die  politischen  Parteien  im  ersten 
schweizerischen  Parlament,  S.  363. 

6* 
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liehen  Absichten  umlaufenden  Gerüchte  zu  zerstreuen,  fand  sie  sich 
am  12.  Januar  zu  der  Erklärung  veranlaßt,  daß  sie  keineswegs  eine 
Vertagung  der  Räte  beabsichtige  und  daß  sie  den  Gedanken  verab¬ 
scheue,  ,, irgend  eine  Gewalt  an  sich  zu  reißen“  oder  den  ,, alten 
Föderalismus“  wieder  einzuführen.9)  Die  Uneinigkeit  ihrer  Glieder 
in  der  damals  so  brennenden  Verfassungsfrage  trug  nur  dazu  bei, 
ihr  bald  den  Stempel  der  vollendeten  Bedeutungslosigkeit  auf¬ 
zudrücken. 

Auf  ihren  Antrag  erließen  die  Räte  am  14.  Januar  eine  beruhigende 
Erklärung  an  das  Volk,  worin  demselben  eine  neue,  auf  der  Grund¬ 
lage  der  Menschenrechte,  der  Einheit  und  des  Repräsentativsystems 
ruhende  Verfassung  in  nahe  Aussicht  gestellt  wurde.10)  Die  Pro¬ 
klamation  der  Räte  vom  20.  war  ebenfalls  ihr  Werk.11)  In  einer 
gemeinschaftlichen  Sitzung  mit  dem  Vollziehungsausschuß  wurde 
über  die  Mittel  und  Wege  beraten,  um  das  Land  aus  seiner  beinahe 
unerträglichen  Lage  zu  befreien.  Im  Namen  der  Kommission  äußerte 
Bay  vor  allem  den  Wunsch,  die  Regierung  möge  sich  mit  allem  Eifer 
und  Nachdruck  um  die  Erlangung  der  Neutralität  und  die  Anerken¬ 
nung  der  Republik  durch  die  Mächte  bemühen.  Dann  sprach  er  von 
den  durch  die  Requisitionen  der  französischen  Armee  so  schwer  be¬ 
drückten  Gegenden  und  lud  die  Regierung  ein,  zu  untersuchen,  ob 
dieses  Übel  nicht  durch  eine  Verteilung  dieser  Lasten  auf  das  ganze 
Land  gemildert  werden  könnte.  Außerdem  verlangte  die  Kommission 
einige  Änderungen  in  der  Einanzvervealtung  und  eine  Vorlage  über 
die  Art  und  Weise,  wie  die  rückständigen  Besoldungen  der  Beamten 
und  Geistlichen  ausgerichtet  werden  könnten.12)  Dieser  letztere 
Gegenstand  lag  ihr  besonders  am  Herzen.  Sie  arbeitete  selber  be¬ 
stimmte  Vorschläge  aus,  die  dann  in  der  Folge  in  vollem  Maße  be¬ 
rücksichtigt  wurden.13)  Ihrem  Wunsche  gemäß  hob  der  Vollziehungs¬ 
ausschuß  am  17.  Januar  die  bestehende  Einanzkommission  auf  und 
verfügte  gleichzeitig  eine  Neuorganisation  des  Finanzministeriums.14) 
Das  Verlangen  nach  einer  gerechten  Verteilung  der  Requisitions¬ 
lasten  war  nicht  neu.  Schon  am  8.  Mai  1799  hatte  das  Direktorium 
eine  Verordnung  erlassen,  welche  die  Verwaltungskammern  anwies, 


®)  Strickler  V,  574. 

10)  Strickler  V,  57 2f. 

J1)  Strickler  V,  660f. 

12)  Strickler  V,  653. 

13)  Vgl.  das  Gesetz  vom  10.  April  1800  bei  Strickler  V,  922ff. 

14)  Strickler  V,  250  und  656ff. 
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die  Auslagen  der  Gemeinden  für  Einquartierungen  und  Lieferungen 
an  die  Truppen  auf  kleinere  oder  größere  Teile  der  betreffenden 
Kantone  zu  verteilen.  Diese  Art  der  Verteilung  erwies  sich  in  der 
Folge  als  zu  eng,  so  daß  die  Regierung  am  8.  November  die  Er¬ 
mächtigung  verlangte,  in  dieser  Hinsicht  ohne  Berücksichtigung  der 
Kantonsgrenzen  vorgehen  zu  dürfen.  Am  1.  April  des  folgenden 
Jahres  kam  ein  Gesetz  zustande,  welches  diesem  Begehren  Rechnung 
trug. 15) 

In  einigen  weiteren  gemeinschaftlichen  Sitzungen  erörterte  der 
Zehnerausschuß  mit  der  neuen  Regierung  die  trostlose  Finanzlage 
der  Republik  und  einige  Fragen  der  auswärtigen  Politik.  Die  Ergeb¬ 
nisse  dieser  Besprechungen  wurden  den  gesetzgebenden  Räten  durch 
ausführliche  Berichte  unverzüglich  mitgeteilt.16)  Von  da  an  erlahmte 
jedoch  die  Tätigkeit  der  ,, Zehnmänner“.  Sie  traten  noch  ein  paarmal 
zusammen,  um  einige  wenig  erhebliche  Aufträge  des  Senats  oder  des 
Großen  Rates  zu  erledigen.  Als  diese  ausblieben,  unterließ  Bay  die 
Einberufung  weiterer  Sitzungen,  trotzdem  ihn  Genhard,  eines  ihrer 
Mitglieder,  mehrmals  darum  ersuchte.17) 

Der  Grund  zu  diesem  Verhalten  Bays  ist  in  dem  gespannten 
Verhältnis  zwischen  dem  Vollziehungsausschuß  und  der  patriotischen 
Mehrheit  in  den  Räten  zu  suchen.  Der  Präsident  der  Zehnerkom¬ 
mission,  der  gleich  den  übrigen  gemäßigten  Führern  durchaus  auf 
seiten  der  Regierung  stand,  fand  es  offenbar  gefährlich,  im  Verein 
mit  den  gegnerischen  Mitgliedern  des  Ausschusses  eine  Art  Kontrolle 
über  die  Tätigkeit  der  Vollziehungsgewalt  auszuüben  und  sich  mit 
derselben  über  alle  wichtigen  Fragen  der  äußeren  und  inneren  Politik 
zu  besprechen.  In  der  Tat  hatte  die  Regierung  allen  Anlaß,  gewisse 
Dinge  vor  ihren  Gegnern  zu  verbergen,  wie  ihr  Verkehr  mit  Frank¬ 
reich  und  dessen  Gesandten  zur  Genüge  beweist.  Bay,  welcher  bei 
ihr  in  hohem  Ansehen  stand  und  in  ihre  geheimen  Pläne  eingeweiht 
war,  zog  es  daher  vor,  ihr  seine  Bemerkungen  und  Vorschläge  auf 
privatem  Wege  zukommen  zu  lassen.18) 

In  den  Räten  wurde  die  Zehnerkommission  von  den  Patrioten 
bei  jeder  Gelegenheit  mit  Vorwürfen  überschüttet,  so  daß  aus  ihrem 

lö)  Strickler  IV,  490f.,  V,  883ff. 

16)  Strickler  V,  691  ff.  und  698. 

17)  Helvetische  Monatsschrift,  6.  Heft,  S.  26;  7.  Heft,  S.  1.  Bulletin 
helv&tique,  vom  22.  Juni  1800. 

18)  Vgl.  eine  Stelle  aus  dem  Protokoll  des  Vollziehungsausschusses 
vom  22.  April  1800  bei  Tillier  II,  43. 
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eigenen  Lager  Stimmen  zur  Auflösung  hörbar  wurden.19)  Am  13.  März 
verlangte  der  Senator  Gart  ihre  Aufhebung,  falls  ihre  Untätigkeit 
andauere.  Er  wurde  dabei  von  einem  ihrer  Mitglieder  unterstützt, 
welches -ihr  offen  „Vernachlässigung  des  erhaltenen  Auftrags“  und 
„Anschläge  zur  Vertagung  der  gesetzgebenden  Käthe“  vorwarf'.20) 
Bay,  wohl  im  Einverständnis  mit  den  republikanischen  Mitgliedern, 
blieb  unbeweglich.  Mehrere  Monate  lang  fand  keine  einzige  Sitzung 
statt.  Endlich,  am  20.  Juni,  wurde  sie  unter  allseitiger  Zustimmung 
aufgelöst.21! 

Der  täglich  sich  verschärfende  Gegensatz  zwischen  den  Parteien 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1800  trat  am  sichtbarsten  in  der  Ver¬ 
fassungsfrage  ans  Licht.  Am  4.  Februar  erlitten  die  Republikaner 
durch  die  Ablehnung  des  „Landgeschwornengerichts“,  in  welchem 
eines  ihrer  Hauptpostulate  verkörpert  war,  eine  entscheidende  Nieder¬ 
lage.22)  Der  Senat  legte  nach  dieser  wichtigen  Abstimmung  den 
Entwurf  der  Kommissionsmehrheit  auf  die  Seite  und  arbeitete  in  den 
darauffolgenden  Monaten  eine  Verfassung  aus,  die  den  Wünschen 
der  Patrioten  auf  eine  weitgehende  Demokratisierung  in  vollem  Maße 
Rechnung  trug.  Am  5.  Februar  legte  Bay  einen  Antrag  vor,  der  so 
deutlich  wie  nur  möglich  die  Furcht  der  Gemäßigten  vor  einer  Herr¬ 
schaft  ihrer  Gegner  zum  Ausdruck  brachte.  Um  dem  Volke  einen 
Beweis  von  Selbstverleugnung  zu  geben,  sollte  nämlich  der  Senat 
„feierlich  und  öffentlich“  erklären,  „daß  dessen  gegenwärtige  Mit¬ 
glieder,  denen  der  Entwurf  der  neuen  Constitution  zustehet,  von  deren 
Annahme  an  im  Lauf  der  ersten  sechs  Jahre  keine  Stelle  in  den  obersten 
Autoritäten  der  Republik  annehmen  werden“.  „Nach  meinem  un¬ 
maßgeblichen  Ermessen“,  fuhr  Bay  fort,  „würde  diese  runde  Er¬ 
klärung  .  .  .  für  das  Vaterland  ohne  merklichen  Nachtheil  sein“. 
Sofort  erhob  sich  Genhard  dagegen,  indem  er  darauf  hinwies,  daß 
einzig  die  Aristokratie  daraus  einen  Vorteil  ziehen  würde,  weil  das 
Volk  in  mehreren  Kantonen  genötigt  wäre,  seine  Vertreter  in  den 
Behörden  aus  den  Kreisen  der  alten  Regierungen  zu  wählen.  Mit 
großer  Mehrheit  wurde  hierauf  der  für  die  patriotische  Partei  be¬ 
leidigende  Antrag  abgelehnt.23) 

19)  Allgemeine  Zeitung  1800,  S.  178. 

20)  Vermutlich  Genhard.  Allgemeine  Zeitung  1800,  S.  343.  Bulletin 
belvetique,  vom  22.  Juni  1800. 

21)  Strickler  V,  1227.  Bulletin  helvetique,  vom  21.  Juni  1800. 

22)  Oechsli  I,  289f. 

23)  Strickler  V,  1374. 
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Je  weiter  die  Verfassungsarbeit  fortschritt,  desto  eifriger  bemühten 
sich  die  Republikaner  und  der  mit  ihnen  im  Runde  stehende  Voll¬ 
ziehungsausschuß,  den  Abschluß  derselben  zu  hintertreiben.  Letzterer 
scheute  sich  nicht,  die  Intervention  Bonapartes  zu  verlangen  und  die 
Patrioten  bei  der  französischen  Regierung  als  arge  Jakobiner  zu  ver¬ 
leumden.24)  Der  französische  Gesandte  Reinhard  stellte  sich  auf  seine 
Seite  und  erteilte  ihm  und  den  republikanischen  Führern  allerlei 
Ratschläge  zur  Bekämpfung  der  „jakobinischen4 ‘  Verfassung.25)  In 
den  gesetzgebenden  Räten  äußerte  sich  der  Widerstand  der  Ge¬ 
mäßigten  in  verschiedenen  Anträgen,  denen  wohl  die  .Regierung  und 
vielleicht  auch  Reinhard  nicht  ferne  standen.  Am  17.  April  schlug 
v  ein  Mitglied  dem  Senate  vor,  „durch  eine  Deputation  an  den  franzö¬ 
sischen  Gesandten  zu  versuchen,  dessen  Meinung  sowie  diejenige 
seiner  Regierung  über  die  Arbeit  für  eine  neue  Verfassung  zu  ver¬ 
nehmen“.  Am  gleichen  Tage  wurde  im  Großen  Rate  beantragt,  „die 
Abfassung  einer  neuen  Constitution  zu  unterbrechen  oder  dabei  ein 
anderes  System  zu  befolgen“.  Die  zur  Prüfung  dieses  Antrages  ein¬ 
gesetzte  Kommission  schlug  am  21.  vor,  die  Regierung  anzufragen, 
„ob  die  äußern  Verhältnisse  Helvetiens  den  Gesetzgebern  erlauben, 
sich  jetzt  mit  der  neuen  Verfassung  zu  beschäftigen“.  Am  3.  Mai 
wünschte  Usteri  eine  Untersuchung  darüber,  „ob  es  dienlich  sei, 
den  bisherigen  Gang  in  diesem  Geschäfte  fortzusetzen“,  und  am  8. 
machte  Bay  den  Vorschlag,  die  Verfassungsarbeit  „einem  Ausschuß 
außer  den  Räthen“  zu  übertragen,  wobei  er  sehr  wahrscheinlich 
den  Vollziehungsausschuß  im  Auge  hatte.26)  Die  Mehrheit  ließ  sich 
jedoch  durch  all  diese  Manöver  nicht  beirren  und  schritt  rüstig  auf 
ihrem  Wege  fort.  Am  5.  Juli  hatte  der  Senat  die  Verfassung  be¬ 
endigt  und  konnte  dieselbe  dem  Großen  Rate  zur  Annahme  unter¬ 
breiten. 

Die  verbündeten  Gegner,  vor  allem  Reinhard,  sahen  nun  keinen 
anderen  Ausweg  mehr,  als  sich  der  Räte  durch  einen  Gewaltstreich 
zu  entledigen.27) 


24)  Strickler  V,  712f.  Oechsli  I,  290. 

r~* 

25)  G.  Tobler,  Zur  Mission  des  französischen  Gesandten  Reinhard  in 
der  Schweiz,  S.  305f. 

26)  Strickler  V,  1390,  1391,  1392,  1398.  Helvetischer  Zuschauer  vom 
17.  Mai  1800.  Der  Freyheitsfreund  vom  12.  Mai  1800.  Allgemeine  Zeitung 
1800,  S.  565f.  Die  Berichte  über  Bays  Antrag  stimmen  nicht  genau  überein. 

27)  Über  Reinhards  Anteil  am  Staatsstreich  vom  7.  August  1800  siehe 
Tobler,  S.  308. 
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Als  der  Gesandte  zur  Feier  des  14.  Juli  ein  großes  Gastmahl 
veranstaltete,  gab  er  seiner  Abneigung  gegen  die  Patrioten  öffent¬ 
lich  Ausdruck,  indem  er  bloß  die  Führer  der  republikanischen  Partei, 
Usteri,  Bay,  Escher,  Kuhn  und  einige  andere  einlud,  was  allgemeines 
Aufsehen  erregte.28)  Nachdem  Ende  Juli  die  Zustimmung  Frankreichs 
zu  einem  neuen  Staatsstreich  eingetroffen  war,  traf  der  Vollziehungs¬ 
ausschuß  im  Verein  mit  seinen  Vertrauensmännern  in  den  Bäten 
die  nötigen  Vorbereitungen.  Auch  Bay  beteiligte  sich  dabei,  weil 
er  fand,  „daß  ohne  Läuterung  der  Bäthe  nichts  Vernünftiges  zu 
machen  seye“.29) 

Als  die  Begierung  am  7.  August  die  Bäte  auf  forderte,  sich  un¬ 
verzüglich  aufzulösen,  ergab  sich  der  Große  Bat  recht  bald  in  sein 
Schicksal.  Im  Senat  aber  entspann  sich  ein  lebhafter  Kampf  zwi¬ 
schen  den  Parteien,  da  die  Patrioten  auf  der  Einsetzung  einer  Kom¬ 
mission  bestanden,  während  ihre  Gegner  den  Beschluß  des  Großen 
Bates  auf  der  Stelle  annehmen  wollten.  Bay  bestritt  die  Notwendig¬ 
keit  einer  nähern  Prüfung.  „Durch  das,  was  das  gesetzgebende  Corps 
seit  2 1/2  Jahren  that  und  nicht  that,  durch  seine  scandalösen  Zänke¬ 
reien  zumal  hat  es  seine  Unfähigkeit,  das  Glück  Helvetiens  zu  grün¬ 
den,  bewiesen;  dies  bedarf  keines  Untersuchs  mehr.  Wir  können 
also  nichts  Besseres  thun,  als  dem  Beispiel  des  Großen  Bates  zu 
folgen.  Bei  übelschmeckenden  Arzneien  ist  es  am  besten,  sie  schnell 
zu  verschlucken.“  Gart  antwortete  darauf  nicht  weniger  treffend: 
„Bay  sagt,  Arzneien  solle  man  schnell  verschlucken;  wie  aber,  wenn 
die  angebliche  Arznei  Gift  ist?“  Schließlich  trugen  die  Patrioten 
noch  einmal  den  Sieg  davon.  Eine  Kommission  wurde  bestellt,  mit 
dem  Aufträge,  bis  zum  folgenden  Morgen  einen  Bericht  zu  verfassen. 
In  dieselbe  wurden  drei  Gegner  und  zwei  Anhänger  des  Staats¬ 
streiches,  worunter  Bay,  gewählt.30) 

Diese  Verzögerung  paßte  aber  der  Begierung  nicht.  Sie  er¬ 
suchte  den  Senatspräsidenten  dringend  um  die  Ansetzung  einer 
Abendsitzung,  da  der  Beschluß  des  Großen  Bates  sofort  angenommen 
oder  verworfen  werden  müsse.  Als  der  Senat  auf  diese  .Weise  am 
späten  Nachmittag  nochmals  versammelt  wurde,  forderten  die  Pa¬ 
trioten  die  sofortige  Aufhebung  der  Sitzung,  während  die  Bepubli- 


28)  Luginbühl,  Die  Geschichte  der  Schweiz  von  1800—1803,  S.  84t 

29)  Autobiographie. 

30)  Strickler,  V,  1516ff.  J.  J.  Cart,  De  la  Suisse  avant  la  revolution 
et  pendant  la  revolution,  S.  66. 
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kaner  der  Weisung  des  Yollziehungsausschusses  nachkommen  wollten. 
Letztere  merkten  aber  bald,  daß  die  Mehrheit  gegen  sie  war.  Da 
versuchten  ihre  Führer  ein  anderes  Mittel:  Usteri  nahm  den  Lärm 
und  die  Unordnung  im  Saale  zum  Vorwand,  die  Versammlung  zu 
verlassen.  Bay  rief:  „So  kann  es  nicht  länger  gehen.  Die  Versamm¬ 
lung  gleicht  mehr  einem  Club  von  Factiosen  als  einem  Collegium 
von  Gesetzgebern.“  Als  er  deswegen  zur  Ordnung  gerufen  wurde, 
folgte  er  mit  Lüthardt  dem  Beispiel  Usteris.  Kurz  darauf  ging 
der  Senat  auseinander,  um  am  8.  wieder  zusammenzutreten.  Um 
eine  nochmalige  Sitzung,  deren  Ergebnis  nicht  zweifelhaft  sein 
konnte,  zu  verhüten,  erklärte  Bay  mit  zwanzig  weiteren  Senatoren 
schriftlich,  daß  er  den  Beschluß  des  Großen  Bates  annehme. 
Dies  hinderte  jedoch  die  übrigen  nicht,  am  folgenden  Tage  zu¬ 
sammenzutreten  und  den  Beschluß  mit  22  Stimmen  zu  verwerfen. 

4 

Die  Regierung  erklärte  denselben  nichtsdestoweniger  als  angenommen 
und  schritt  zur  Wahl  von  35  Mitgliedern  des  neuen  gesetzgeben¬ 
den  Rates.  Nachdem  dieser  den  Vollziehungsrat  gewählt  hatte, 
war  der  Staatsstreich  vollendet.31) 

Sowohl  im  Vollziehungsrat,  wie  die  Regierung  von  nun  an  ge¬ 
nannt  wurde,  als  auch  im  gesetzgebenden  Rat  verfügte  jetzt  die 
republikanische  Partei  über  eine  unbedingte  Mehrheit.  Mit  großem 
Eifer  bemühten  sich  nun  die  Usteri,  Escher,  Bay  und  Kuhn,  ihre 
den  Bestrebungen  der  gestürzten  Patrioten  gegenüber  reaktionär  zu 
nennenden  Pläne  ins  Werk  zu  setzen.  Durch  ein  Gesetz  vom  12.  Sep¬ 
tember  wurden  alle  politischen  Vereinigungen,  ein  paar  Monate  später 
alle  Kollektivpetitionen  über  Gegenstände  politischer  Art  verboten. 
Die  Regierung  wurde  ermächtigt,  mißliebige  Verwaltungskammern 
ohne  weiteres  abzusetzen.  Durch  ein  Gesetz  über  das  Gemeinde¬ 
wesen,  welches  freilich  nicht  bis  zur  Vollendung  gedieh,  sollten  die 
Einwohnergemeinden  aufgehoben  und  dadurch  alle  diejenigen  Stimm¬ 
berechtigten,  welche  das  Ortsbürgerrecht  nicht  besaßen  und  nicht 
Grundeigentümer  waren,  von  jeglichem  Mitspracherecht  in  Gemeinde¬ 
angelegenheiten  ausgeschlossen  werden.32)  Daneben  wurde  freilich, 
was  diesen  Schattenseiten  gegenüber  ausdrücklich  hervorgehoben 
werden  muß,  eine  ganze  Reihe  von  guten,  den  Errungenschaften  der 
Revolution  Rechnung  tragenden  Gesetzen  und  Einrichtungen  ge¬ 
schaffen. 


31)  Strickler  V,  1521ff. 

32)  Strickler  VI,  133f.,  469,  556ff.,  946ff. 
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In  formaler  Beziehung  war  die  Arbeitsweise  der  neuen  Gesetz¬ 
gebung  der  früheren  weit  überlegen.  Vor  allem  mußte  das  vor  dem 
7.  August  fast  gänzlich  fehlende  Zusammenwirken  der  drei  obersten 
Gewalten  ins  Auge  fallen.  Für  die  wichtigsten  Gebiete  wurden  stän¬ 
dige  Kommissionen  ernannt,  die  nun  wirklich  in  der  Lage  waren, 
sich  mit  den  ihnen  zugewiesenen  Aufgaben  vertraut  zu  machen. 
Bay  gehörte  der  Bittschriftenkommission  und  derjenigen  für  Krimi¬ 
nalgesetzgebung  an.33)  Erstere  hatte  ein  großes  Maß  von  Arbeit  zu 
bewältigen,  da  das  Bittschriftenwesen  in  jenen  Jahren  einen  erstaun¬ 
lichen  Umfang  angenommen  hatte. 

Am  7.  Januar  1801  eröffnete  Bay  als  Präsident  die  Sitzung  des 
gesetzgebenden  Bates  durch  eine  kleine  Ansprache  zur  Erinnerung 
an  den  ersten  Staatsstreich.  Mit  bewundernswerter  Kühnheit  stellte 
er  die  Behauptung  auf,  ,, Freiheit  und  Gleichheit,  gereiniget  von  den 
Schlacken  des  demagogischen  Pöbelsinns  und  einer  revolutionären 
Willkür“,  seien  die  Hauptzwecke  des  7.  Januar  und  des  7.  August 
gewesen.  Als  Haupt  verdienst  der  neuen  Gesetzgebung  pries  er  die 
Aufhebung  des  Gesetzes  vom  10.  November  1798  über  die  Abschaf¬ 
fung  der  Feudallasten.  Daran  anschließend  forderte  er  den  Rat  auf, 
möglichst  bald  ein  gerechteres  an  seine  Stelle  zu  setzen.  Die  Freude 
der  Republikaner  sollte  jedoch  nicht  ungetrübt  bleiben  ;  ein  Mitglied 
der  Minderheit  erhob  sich  und  protestierte  lebhaft  gegen  die  Ver¬ 
herrlichung  des  7.  Januar,  ,,den  Tag,  an  welchem  die  Verfassung  die 
ersten  und  größten  Verletzungen  erlitt“.34) 

Eine  weit  größere  Gefahr  für  die  republikanische  Herrschaft 
drohte  aber  von  einer  andern  Seite  her-  Reinhard,  der  am  7.  August 
seinen  Schützlingen  zum  Siege  verholfen  hatte,  wandte  sich  bald 
von  ihnen  ab  und  verband  sich  mit  den  Aristokraten  zum  Sturze 
seiner  bisherigen  Verbündeten.  Im  Februar  des  Jahres  1801  suchte 
er  nicht  eben  geschickt  einen  Keil  zwischen  die  Regierung  und  die 
Gesetzgebung  zu  treiben,  holte  sich  aber  dabei  eine  empfindliche 
Niederlage.  Die  Führer  der  Gemäßigten  waren  äußerst  ungehalten 

über  diese  unbefugte  Einmischung,  und  Bay  soll  sogar  gesagt  haben: 

i _ 

33)  S  tri  ekler  VI,  25,  29. 

34)  Trotz  der  reglementarischen  Bestimmung,  welche  die  Veröffent¬ 
lichung  der  im  Rate  geäußerten  individuellen  Meinungen  verbot,  berichtete 
Muret  im  Journal  helvetique  über  die  erwähnte  Ansprache,  was  dann  zu 
einer  Zeitungspolemik  mit  Bay  und  zu  mehreren  Verhandlungen  im  gesetz¬ 
gebenden  Rate  führte.  Strickler  VI,  34,  609.  Journal  helvetique  1801, 
S.  201,  242,  313f.  J.  J.  Gart,  S.  68. 
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„Es  gehet  hier  uni  unseren  oder  Reinhards  Balg,  wir  müssen  ihn 
also  von  seiner  Stelle  sprengen!“35) 

Im  Verein  mit  seinen  aristokratischen  Freunden  war  Reinhard 
bemüht,  in  Paris  seinen  ganzen  Einfluß  gegen  den  unitarischen  Ver¬ 
fassungsentwurf  geltend  zu  machen.  Doch  hätte  derselbe  beim  ersten 
Konsul  ohnehin  keine  Gnade  gefunden,  da  es  bei  ihm  seit  längerer 
Zeit  feststand,  daß  die  Schweiz  wieder  zum  Föderalismus  zurück¬ 
kehren  müsse.  Am  9.  Mai  ließ  er  den  schweizerischen  Vertretern  in 
Paris  die  wesentlich  von  ihm  verfaßte,  sogenannte  Verfassung  von 
Malmaison  überreichen.  Als  es  sich  im  gesetzgebenden  Rate  um  die 
Annahme  derselben  handelte,  stellte  Bav  einen  bemerkenswerten 
Antrag,  der  als  Zeugnis  dafür  gelten  kann,  daß  man  selbst  in  republi¬ 
kanischen  Kreisen  von  der  Unpopularität  der  eigenen  Parteiherrschaft 
überzeugt  war.  Mit  dem  ihm  eigenen  Freimut  bekannte  Bav,  daß 
er  die  obersten  Behörden,  „als  das  Residuum  mehrerer  revolu¬ 
tionärer  Ereignisse,  nicht  für  competent  ansehe,  um  eine  neue  Con¬ 
stitution  abzuschließen.“  Daher  schlug  er  dem  Rate  vor,  sich  durch 
„gewissenhafteste  Ernennung  der  ihme  bekannten  würdigsten  Männer 
zu  Stadt  und  Land“  von  48  auf  86  Mitglieder  zu  ergänzen  und  erst 
dann  eine  Entscheidung  zu  treffen.36) 

Schon  vorher  hatte  Bay  einen  andern  Versuch  gemacht,  das 
verloren  gegangene  Vertrauen  des  Volkes  zu  seinen  obersten  Behörden 
wieder  zu  gewinnen.  Am  11.  Mai  hatte  er  auf  einen  der  wundesten 
Punkte  der  Staatsverwaltung,  auf  das  im  argen  liegende  Rechnungs¬ 
wesen,  hingewiesen  und  eine  Reihe  von  Verbesserungsvorschlägen 
eingereicht. 

Die  beiden  ersten,  bis  zum  80.  Juni  1799  reichenden  Staats¬ 
rechnungen,  welche  den  gesetzgebenden  Räten  im  Frühling  des 
Jahres  1800  vorgelegt  worden  waren,  hatten  zu  vielen  wohlbegrün¬ 
deten  Aussetzungen  Anlaß  gegeben.  Ein  Hauptmangel  bestand  darin, 
daß  sie  keine  Übersicht  über  die  gesamten  Einnahmen  und  Ausgaben 
der  Republik  boten,  sondern  eigentlich  nur  eine  Kassenrechnung  des 
Nationalschatzamtes  darstellten.  Über  die  namhaften  Summen,  die, 
ohne  durch  das  Schatzamt  zu  gehen,  von  den  Verwaltungskaihmem 
eingenommen  und  für  ihre  Bedürfnisse  verwendet  worden  waren, 
gaben  sie  keinen  Aufschluß.  Da  sie  ferner  keine  Angaben  über  die 


35)  Tobler,  S.  328,  354. 

36)  Strickler  VI,  905f.  Vgl.  auch  Strickler,  Das  Ende  der  Helvetik, 
S.  49  und  54.  Dieser  Antrag  wurde  dann  freilich  von  der  Mehrheit  abgelehnt. 
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Forderungen  und  Schulden  des  Staates  enthielten,  so  konnte  man 
sich  beim  besten  Willen  kein  zutreffendes  Bild  über  den  Stand  der 
Finanzen  machen.  Aus  diesen  und  anderen  Gründen  versagten  ihnen 
daher  die  Bäte  die  Genehmigung  und  nahmen  auf  Antrag  der  vor¬ 
beratenden  Kommission  eine  Anzahl  von  Dekreten  an,  die  der  Re¬ 
gierung  den  Weg  zur  Behebung  der  gerügten  Mängel  weisen  sollten.37) 
Beide  wurden  endlich  am  29.  September  1800  durch  den  gesetz¬ 
gebenden  Rat  genehmigt,  allerdings  unter  der  Voraussetzung,  daß 
die  folgenden  den  geäußerten  Wünschen  und  Einwänden  Rechnung 
tragen  würden.38)  Das  Begehren  auf  einen  für  die  Öffentlichkeit  be¬ 
stimmten  Auszug  wußte  die  Regierung  zu  hintertreiben,  indem  sie 
eine  ,,  Generakechnung“  für  das  Jahr  1798  in  baldige  Aussicht  stellte.39) 

Am  14.  Januar  1801  wurde  eine  wichtige  Neuerung  eingeführt, 
indem  bestimmt  wurde,  daß  von  nun  an  ,,alle  Einkünfte  der  Re¬ 
publik,  von  welcher  Art  sie  immer  sein  mögen,  entweder  unmittelbar 
in  das  Nationalschatzamt  oder  zu  seiner  Verfügung  in  die  Cantons- 
cassen  geliefert  werden“  sollten.  Über  die  öffentlichen  Gelder  sollte 
einzig  das  Schatzamt  verfügen  dürfen,  „es  sei  unmittelbar  durch 
haare  Zahlung  aus  seiner  Casse  oder  mittelbar  durch  Anweisungen 
auf  die  Cantonscassen.“40) 

Monat  um  Monat  verging,  ohne  daß  eine  neue  Staatsrechnung 
vorgelegt  wurde.  Die  Schuld  lag  allerdings  weniger  bei  der  Regierung 
und  dem  Finanzminister,  als  bei  mehreren  saumseligen  Verwaltungs- 
kammern.  Endlich,  am  7.  April  1801,  verlor  der  gesetzgebende  Rat 
die  Geduld  und  forderte  den  Vollziehungsrat  nachdrücklich  zur  Be¬ 
schleunigung  der  Arbeit  auf.  Als  auch  diese  Mahnung  nichts  fruchtete, 
reichte  Bay  die  bereits  erwähnte  Motion  ein.  Um  das  Volk  ,,von 
dem  stets  lauter  werdenden  Wahn  der  Veruntreuung  der  öffentlichen 
Gelder“  zu  befreien,  forderte  er  eine  rasche  Aufstellung  und  Ver¬ 
öffentlichung  der  Staatsrechnungen,  eine  genaue,  sich  auf  alle  Ver¬ 
waltungsstellen  sich  erstreckende  Revision  aller  bisherigen  Ein¬ 
nahmen  und  Ausgaben,  eine  möglichst  einfache  und  billige  Organisa¬ 
tion  der  gesamten  Staatsverwaltung,  und  endlich  ein  neues  Kompta- 
bilitätssystem,  „das  die  Ehre  der  öffentlichen  administrativen  Be¬ 
hörden  selbst  vor  dem  Verdacht  der  Veruntreuung  sichere“.  Auf 
ein  empfehlendes  Gutachten  der  Finanzkommission  hin  wurden 

37)  Strickler  V,  951  ff. 

38)  Strickler  VI,  214ff. 

39)  Strickler  VII,  130. 

40)  Strickler  VI,  549. 
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diese  Anträge  am  5.  Juni  angenommen  und  zur  Durchführung  der¬ 
selben  eine  Kommission  eingesetzt.  Zu  Mitgliedern  derselben  wurden 
Bay  und  Pellis  ernannt ;  gleichzeitig  wurde  die  Regierung  eingeladen, 
dieselbe  durch  Abordnung  eines  Mitgliedes  zu  vervollständigen.41) 

Inzwischen  war  nun  die  Generalrechnung  für  das  Jahr  1798 
fertiggestellt  worden.  Der  gesetzgebende  Rat  erblickte  aber  darin 
,, keine  eigentliche  Rechnung“,  sondern  bloß  ,,vier  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  sowie  den  Vermögensetat  enthaltende  Tabellen“.  Er 
schrieb  dem  Vollziehungsrat  am  18.  Juni,  eine  bloße  Übersicht,  von 
keinen  Belegen  begleitet,  könne  ihm  nicht  genügen  und  eigne  sich 
nicht  zur  Untersuchung;  die  Rechnung  könne  daher  nicht  genehmigt 
werden.  Außerdem  sei  dieselbe  nicht  frei  von  Rechnungsfehlern. 
Damit  trat  nun  eine  Art  Kriegszustand  zwischen  den  beiden  Be¬ 
hörden  ein,  der  die  Durchführung  von  Bays  Vorschlägen  verunmög¬ 
lichte.  Die  Regierung  fand,  die  Komptabilität  sei  besser  eingerichtet, 
,,als  es  der  gesetzgebende  Rath  vielleicht  vermutbet“;  die  ihr  zu¬ 
stehende  Wahl  eines  Mitgliedes  in  die  Untersuchungskommission 
lehnte  sie  rundweg  ab.  Der  gesetzgebende  Rat  ergänzte  dieselbe 
nun  von  sich  aus  und  erteilte  ihr  weitgehende  Vollmachten.  Damit 
holte  er  sich  jedoch  eine  empfindliche  Niederlage;  denn  die  Regierung, 
gestützt  auf  die  allerdings  bedenklich  durchlöcherte  Verfassung, 
machte  ihn  darauf  aufmerksam,  daß  die  Oberaufsicht  über  das  Finanz¬ 
wesen  ihr  allein  zustehe  und  sie  daher  unmöglich  gestatten  könne, 
daß  die  Untersuchungskommission  direkt  mit  den  Ministerien  und 
V envaltungskammern  verkehre. 

Hierzu  kam  noch  ein  anderes.  Die  Untersuchungskommission 
hatte  im  Verlauf  ihrer  Arbeit  einige  weitere  Unrichtigkeiten  in  den 
Staatsrechnungen  entdeckt  und  im.  Rate  darauf  aufmerksam  ge¬ 
macht.  Der  Vollziehungsrat  schrieb  hierauf  in  gereiztem  Tone,  er 
könne  die  fortgesetzten  Vorwürfe  ,,und  den  mit  jedem  Tage  sich 
deutlicher  zeigenden  Verdacht,  als  habe  er  sich  Unregelmäßigkeiten 
in  seiner  Geschäftsführung  zur  Schuld  kommen  lassen“,  nicht  länger 
ertragen.  Er  wurde  noch  unterstützt  durch  die  Kommissäre  des 
Nationalschatzamtes,  die  sich  gegen  die  angeblichen  Beschuldigungen 
der  Untersuchungskommission  lebhaft  verwahrten. 

Nun  unterbreitete  Bay  dem  Rate  den  Entwurf  zu  einer  mit  ver¬ 
schiedenen  Anzüglichkeiten  gewürzten  Botschaft  an  die  Regierung. 


41)  Strickler  VII,  131ff.  Der  neue  Schweizerische  Republikaner  VI, 
329ff.,  334f.  Journal  helv6tique  1801,  vom  15.  Mai,  6.,  9.,  16.  Juni. 
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Dieser  erwies  sich  jedoch  als  friedliebender  und  beschloß,  die  Voll¬ 
machten  der  Kommission  nach  dem  Wunsche  des  Vollziehungsrates 
einzuschränken.  Bay.  der  nach  seiner  Wahl  in  die  Kommission  etwas 
voreilig  erklärt  hatte,  „er  werde  den  Strauß,  den  er  aufgestochen 
habe,  mit  weidmännischer  Beharrlichkeit  bis  ans  Ende  verfolgen 
helfen“,  hatte  nun  genug:  er  beantragte  am  18.  August,  „die  Rech¬ 
nungskommission  aufzulösen  oder  ihn  daraus  zu  entlassen“.  Von  da 
an  hört  man  nichts  mehr  über  ihre  Tätigkeit.  Am  9.  September 
konnten  die  Gesetzgeber  der  Vollziehung  wieder  eins  versetzen,  indem 
sie  der  neu  abgefaßten  Generalrechnung  für  das  Jahr  1798  die  Ge¬ 
nehmigung  versagten,  wobei  sie  sich  immerhin  auf  zureichende  Gründe 
stützen  konnten.  Damit  kam  die  ganze  unerfreuliche  Angelegenheit 
zum  Stillstand.42) 

Schon  lange  hatte  Bav  das  Fehlen  von  gesetzlichen  Bestim¬ 
mungen  zum  Schutz  gegen  die  Rechtsverletzungen  und  die  Willkür 
der  Richter  als  eine  Lücke  in  der  Gesetzgebung  empfunden.  Am 
17.  Juni  1801  legte  er  dem  gesetzgebenden  Rate  einen  Gesetzesent- 
wurf  vor,  betitelt:  Reglement  über  die  Oberaufsicht  der  Gerichte. 
Mit  Recht  sei  auf  die  Entwertung  eines  Zivilgesetzbuches  „für  ganz 
Helvetien“  verzichtet  worden,  bemerkte  er  in  seinem  Begleitwort, 
doch  könne  dies  kein  Grund  sein,  von  einem  Reglement  Umgang  zu 
nehmen,  „das  die  Justizpflege  gegen  Bestechbarkeit,  gegen  willkür¬ 
liche  Versagung  des  Rechts  und  gegen  krasse  Unwissenheit  sichert, 
auf  alle  Gegenden  der  Schweiz,  so  groß  auch  die  Verschiedenheit 
ihrer  Gesetze  sein  mag,  gleich  anwendbar  seie“.  Die  Kommission 
für  Zivilgesetzgebung  fand  jedoch  Verschiedenes  auszusetzen  an 
diesem  Entwürfe;  als  Haupteinwand  machte  sie  geltend,  daß  der 
erste  Abschnitt  desselben  eigentlich  in  das  Gebiet  des  Strafrechts 
gehöre.  Der  Obergerichtshof,  welcher  ebenfalls  um  ein  Gutachten 
gebeten  wurde,  äußerte  sich  sehr  beifällig  über  Bavs  Arbeit  und  zog 
sie  einem  Entwürfe  der  Kommission  für  Zivilgesetzgebung  ent¬ 
schieden  vor.  Der  darin  enthaltene  Verstoß  gegen  die  Regeln  einer 
strengen  Systematik  entging  ihm  freilich  auch  nicht,  doch  fand  er 
andrerseits,  daß  der  Plan  eines  Systems  „aller  möglichen  Aktionen, 
die  gegen  Richter  moviert  werden  können“,  eigentlich  ein  sehr 
zweckmäßiger  sei.  Am  Ende  blieb  das  Werk,  wie  so  manches 


42)  Strickler  VII,  135ff.  Der  neue  Schweizerische  Republikaner  VI, 
551f.,  555,  558.  Journal  helvetique  1801,  vom  19.,  23.  Juni,  1.,  3.,  17.,  21. ? 
25.  Juli,  7.,  12.,  18.  August. 
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andere  in  der  Helvetik,  beim  Entwürfe  stehen  und  wurde  nie  aus¬ 
geführt.43) 

Ermutigt  durch  die  von  Frankreich  genährte  föderalistische  Be¬ 
wegung  und  die  Verfassung  von  Malmaison,  welche  die  alte  Kantonal¬ 
souveränität  wenigstens  teilweise  wieder  herstellte,  protestierte  die 
Gemeindekammer  der  Stadt  Bern  am  15.  Juni  ,,im  Namen  der  ge¬ 
samten  Bürgerschaft,  vor  Gott  und  der  ehrbaren  Welt“  gegen  die 
Losreißung  der  Kantone  Aargau  und  Waadt,  die  doch  seit  Jahr¬ 
hunderten  rechtmäßiges  Eigentum  der  Stadt  seien.  Diese  ,, Protesta¬ 
tion“,  welche  über  die  Landesgrenzen  hinaus  berechtigtes  Aufsehen 
erregte,  fand  in  den  obersten  Behörden  eine  scharfe  Verurteilung. 
Im  gesetzgebenden  Bäte 'bestritten  Bay  und  Lüthardt  der  Gemeinde¬ 
kammer  das  Becht,  im  Namen  der  gesamten  Bürgerschaft“  der¬ 
artige,  auf  mittelalterlichen  Bechtsanschauungen  fußende  Ansprüche 
auf  Land  und  Leute  in  den  ehemaligen  Untertanengebieten  zu  er¬ 
heben.  ,,Auf  der  andern  Seite  gestanden  sie  ein,  daß  es  ihr  Privat¬ 
wunsch  wär,  bei  der  bevorstehenden  neuen  Verfassung  der  Schweiz 
die  Bewohner  jener  Landschaften,  die  ehemals  unter  der  Herrschaft 
der  Stadt  Bern  standen,  izt  durch  die  Bande  wechselseitiger  Con- 
venienz  und  freier  Verbrüderung  zu  ihrer  allseitigen  Wohlfahrt  ver¬ 
einigt  zu  sehen.“44) 

Zur  Bekämpfung  ihrer  radikalen  Gegner  hatten  sich  die  gemäßig¬ 
ten  Bepublikaner  auf  die  Altgesinnten  gestützt,  ohne  zu  bedenken, 
daß  sie  dadurch  die  Beaktion  geradezu  herbeiriefen.  Es  dauerte  nicht 
lange,  so  war  aus  diesen  Helfern  eine  selbständige  Macht  mit  eigenen 
Zielen  geworden.  Durch  die  wachsende  Abneigung  der  französischen 
Gewalthaber  vor  einem  schweizerischen  Einheitsstaat  war  dieser  Vor¬ 
gang  mächtig  gefördert  worden.  Angesichts  dieser  neuen  föderalisti¬ 
schen  Partei  mußte  der  Gegensatz  zwischen  Bepublikanern  und  Pa- 
'  trioten  bald  zurücktreten ;  alles,  was  das  Heil  des  Landes  in  der  un¬ 
bedingten  Einheit  erblickte,  schloß  sich  zu  dem  Block  der  Unitarier 
zusammen.  Bei  dieser  tiefgreifenden  Umgruppierung  konnte  es  nun 
nicht  ausbleiben,  daß  verschiedene  gemäßigte  Elemente,  die  bisher 
die  Politik  der  Bepublikaner  unterstützt  hatten,  ins  föderalistische 

43)  Strickler  VII,  396f.  Neues  helvetisches  Tagblatt  I,  27.  Bays 
Entwurf  befindet  sich  im  Bundesarchiv,  Bd.  179,  S.  443  —  461,  das  Gut¬ 
achten  des  Obergerichtshofes  in  Bd.  193,  S.  219  —  230. 

44)  Strickler  VII,  64f.,  74ff.  Der  helvetische  Volksfreund,  vom  1.  Aug. 
1801.  Journal  helvetique,  vom  18.  Juli,  S.  87.  Allgemeine  Zeitung  180L 
S.  719f. 
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Lager  hinüberschwenkten,  weil  sie,  ohne  doch  die  alten  Zustände 
herbeiführen  zu  wollen,  „die  Rückkehr  zu  den  historischen  Grund¬ 
lagen  der  Schweiz  als  die  unerläßliche  Bedingung  ihrer  Beruhigung 
und  ihres  Gedeihens  betrachteten.“ 

Zu  diesen  gehörte  auch  Ludwig  Bay.  Der  Schritt  zum  gemäßigten 
Föderalismus  war  bei  ihm  kein  großer.  Zu  keiner  Zeit  war  er  ein  so 
fest  überzeugter  und  hartnäckiger  Anhänger  des  Einheitsstaates  ge- 
Avesen  wie  etAva  ein  Usteri  oder  Rengger.  Daß  der  Gedanke  einer  An¬ 
knüpfung  bei  den  vorrevolutionären  Zuständen  ihm  vertraut  war, 
wissen  wir  bereits.  Wer  ihn  scharf  beobachtete,  konnte  bemerkerp 
daß  bei  ihm  hinter  dem  Bürger  der  helvetischen  Republik  doch 
immer  wieder  der  auf  seine  Vaterstadt  stolze  Berner  hervorguckte, 
welcher  er  in  politischer  Hinsicht  gar  zu  gerne  einen  Vorzug  vor  dem 
Lande  eingeräumt  hätte.  Solange  die  Republikaner  mit  Hilfe  der 
gemäßigten  Aristokraten  die  Patrioten  bekämpften,  war  er  mit  ganzer 
Seele  dabei ;  als  sie  sich  aber  mit  den  bisherigen  Gegnern  zur  Koalition 
der  Unitarier  verbanden,  da  gab  es  für  ihn  kein  Bleiben  mehr:  er 
trat  zu  den  Föderalisten  über. 

Das  entscheidende  Moment  lag  für  ihn  in  der  Zusammensetzung 
und  den  Verhandlungen  der  bernischen  und  der  helvetischen  Tag¬ 
satzung.  Erstere  war  ganz  und  gar  nicht  nach  dem  Wunsche  der 
Stadtberner  beschaffen  und  zeigte  nicht  das  mindeste  Verständnis 
für  eine  Sonderstellung  der  Hauptstadt.  Ein  von  den  stadtbernischen 
Vertretern  herauf beschworener  Streit  wurde  durch  die  unitarisch  ge¬ 
sinnten  Landesbehörden  zugunsten  der  Mehrheit  beendet.  Es  stand 
somit  zu  erwarten,  daß  die  künftige  Berner  Regierung  mehrheitlich 
aus  Vertretern  der  Landschaft,  oder,  um  einen  Ausdruck  Bays  -zu 
gebrauchen,  „aus  den  rohesten  und  leidenschaftlichsten  Dorfdema- 
gogen“  bestehen  würde. 

Die  helvetische  Tagsatzung  erregte  den  Zorn  der  Föderalisten, 
indem  sie  die  ihr  bloß  zur  Abstimmung  vorgelegte  Verfassung  in 
unitarischem  Sinne  stark  veränderte  und  bei  den  Senatswahlen  lauter 
Unitarier  auserkor.  Was  Bay  und  die  übrigen  Stadtberner  besonders 
empören  mußte,  Avar  die  beabsichtigte  Verlegung  der  Hauptstadt. 

In  Verbindung  mit  Verninac,  dem  Nachfolger  Reinhards,  ent¬ 
schlossen  sich  diö  Föderalisten  zum  Sturz  ihrer  Gegner.  Gleich  den 
übrigen  bernischen  Mitgliedern  des  gesetzgebenden  Rates  nahm  Bay 
einen  tätigen  Anteil  am  Staatsstreich  vom  28.  Oktober.  Georg  Müller 
schrieb  seinem  Bruder,  dem  berühmten  Geschichtsschreiber,  Ludwig 
und  David  Rudolf  Bay  seien  die  „Haupttriebräder“  desselben  ge- 
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wesen.  Aus  verschiedenen  haßerfüllten  Äußerungen  einiger  Unitarier 
geht  deutlich  hervor,  daß  sie  ähnlich  dachten  wie  Georg  Müller.45) 

Da  Rüttimann  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  in  die  provisorische 
Regierung  ablehnte,  so  hätte  dieselbe  aus  nur  zwei  Mitgliedern  be¬ 
standen.  Einem  Wunsch  Dolders  entsprechend,  ordnete  der  gesetz¬ 
gebende  Rat  am  28.  Oktober  zwei  seiner  Mitglieder  ab,  um  an  den 
Beratungen  der  vollziehenden  Gewalt  teilzunehmen.  Die  Wahl  fiel 
auf  Bay  und  Desaussure,  Am  2.  November  wurde  dieselbe  durch 
die  neue  gesetzgebende  Behörde,  den  sogenannten  Beding  sehen 
Senat,  in  aller  Form  bestätigt.  Nach  der  am  21.  vorgenommenen 
Wahl  des  Kleinen  Rates  hörten  die  Verrichtungen  der  provisorischen 
Regierung  auf.46) 

Durch  eine  am  6.  November  eingereichte  Motion  hatte  Bay  den 
ersten  Anstoß  zu  der  am  18.  erlassenen  allgemeinen  Amnestie  ge¬ 
geben,  welche  sich  auf  alle  seit  dem  1.  Januar  1798  begangenen  po¬ 
litischen  und  militärischen  Vergehen  erstreckte.  Infolgedessen  konnten 
alle  Emigranten  zurückkehren,  wenn  sie  der  Regierung  Treue  schworen 
und  sich  zum  Gehorsam  gegenüber  den  bestehenden  Gesetzen  ver¬ 
pflichteten.47) 

Anläßlich  der  Beratung  über  den  vom  Senat  abzulegenden  Eid 
zeigte  es  sich,  daß  die  Ansichten  der  Föderalisten  über  die  Neuord¬ 
nung  des  Staatswxesens  erheblich  auseinandergingen.  Während  die 
einen  am  liebsten  sogleich  zur  Wiederherstellung  der  alten  Zustände 
geschritten  wären,  wollten  andere  eine  Reihe  der  wichtigsten  Er¬ 
rungenschaften  der  Umwälzung  durchaus  nicht  preisgeben.  Die  von 
Bay  verfaßte  Eidesformel  wurde  von  der  Mehrheit  des  Senats  nicht 
unerheblich  abgeändert,  w^eil  sie,  wie  der  Zürcher  David  von  Wyss 
sich  ausdrückte,  ,, mancherlei  Floskeln  von  abzuschwörender  Oli¬ 
garchie  u.  s.  f.“  enthielt.  Diese  ,, Floskeln“  wurden  ohne  weiteres  ge¬ 
strichen;  immerhin  fand  es  der  Senat  ratsam,  „um  Mißtrauen  und 
Zwietracht“  zu  vermeiden,  das  von  Bay  beantragte  Versprechen, 


45)  Strickler  VII,  626ff.  Haug,  S.  279.  Luginbühl,  Die  Geschichte 
der  Schweiz  von  1800—1803,  S.  164,  167,  168,  173f.  Europäische  Annalen 
(1801)  IV,  201.  Luginbühl,  Ph.  A.  Stapfer,  S.  391f.  Monnard  XIV,  127. 
Tillier  II,  286f.  Allgemeine  Zeitung  1801,  S.  1322.  Autobiographie. 
Zschokke  III,  17.  Ludwig  und  Rudolf  Bay  waren  übrigens  nicht  Brüder, 
wie  Georg  Müller  glaubte.  In  diesem  Sinne  ist  auch  Oechsli  I,  342  zu  be¬ 
richtigen. 

40  Strickler  VII,  638,  687.  Oechsli  I,  347f. 

47)  Strickler  VII,  691,  718f.  . 

Gilomen,  Dissertation.  ^ 


„ weder  öffentlich  noch  heimlich  die  Hand  zu  Wiederherstellung  poli¬ 
tisch-persönlicher  Vorrechte  zu  bieten“,  stehen  zu  lassen.48) 

In  Anbetracht  seiner  ausschlaggebenden  Mitwirkung  beim  Staats¬ 
streich  vom  28.  Oktober  glaubte  Frankreich  nun  endlich  die  schon 
öfters  verlangte  Abtretung  des  Wallis  durchsetzen  zu  können.  Ver- 
ninac  erklärte,  der  erste  Konsul  sei  fest  entschlossen,  von  seiner 
Forderung  nicht  abzugehen;  daher  möchte  er  der  Schweiz  den  Rat 
geben,  ihr  ,, Augenmerk  lediglich  auf  Entschädigung  zu  richten“. 
Dieser  Wink  wurde  beachtet  ;  denn  am  27.  November  berichtete 
Verninac  nach  Paris,  Jenner  und  Bay  seien  zu  ihm  gekommen  mit 
der  Erklärung,  das  von  Frankreich  angebotene  Fricktal  bilde  keine 
genügende  Entschädigung  für  das  viel  größere  und  wertvollere  Wallis. 
Doch  Bonaparte  war  nicht  geneigt,  mehr  zu  bieten,  so  daß  es  vor¬ 
läufig  zu  keiner  Einigung  kam.49) 

Als  der  Senat  am  15.  Februar  1802  mit  der  Beratung  eines  neuen 
Verfassungsentwurfes  begann,  gaben  Frisching  und  Bay  eine  sich 
auf  die  Neueinteilung  der  Kantonsgebiete  beziehende  ,, Vorstellung 
und  Verwahrung“  zu  Protokoll.  In  erster  Linie  erhoben  sie  Ein¬ 
spruch  gegen  das  Begehren  Freiburgs  um  Zuteilung  von  Scbwarzen- 
burg,  Murten,  Paverne  und  Avenches.  Doch  bildete  dies  eigentlich 
nur  den  Vorwand  zu  der  viel  weitergehenden  Forderung  von  Volks¬ 
abstimmungen  in  allen  von  Bern  ,, losgerissenen“  Gebieten,  besonders 
in  den  ,, Landschaften  Leman  und  Aargäu“.  Der  Schluß  der  „Ver¬ 
wahrung“  ließ  allerdings  durch  blicken,  daß  weder  Bay  noch  Fri¬ 
sching  an  eine  unmittelbare  Wirkung  dieses  Schrittes  glaubten,  son¬ 
dern  daß  es  ihnen  lediglich  darum  zu  tun  war,  bei  einer  späteren 
Gelegenheit  ihre  Ansprüche  erneuern  zu  können.50) 

Durch  den  Widerstand,  welchen  sie  der  Abtretung  des  Wallis 
entgegensetzten  und  durch  den  Versuch,  sich  Österreich,  Preußen 
und  Rußland  zu  nähern,  hatten  es  die  Föderalisten  mit  Frankreich 
verdorben.  Gestützt  auf  diesen  Umstand,  planten  die  unitarischen 
Führer  einen  neuen  Staatsstreich,  und  Verninac  tat  sein  Möglichstes, 
sie  in  ihrem  Vorhaben  zu  bestärken.  Die  Ausführung  verzögerte  sich 


48)  Fr.  von  Wyss,  Leben  der  beiden  Zürcherischen  Bürgermeister  David 
von  Wyss  I,  345.  Strickler  VII,  705. 

49)  Fr.  von  Wyss  I,  344.  Dunant,  S.  476f.  Vgl.  auch  das  Urteil  des 
französischen  Gesandten  über  Bay,  S.  480. 

50)  Bay  war  Mitglied  der  vorberatenden  Verfassungskommission. 
J.  Dierauer,  Müller- Friedberg,  S.  149f.  Strickler  VII,  1064.  Fr.  von  Wyss  I, 
349.  Der  Republikaner  nach  liberalen  Grundsätzen,  vom  10.  Nov.  1801. 
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jedoch,  weil  die  Verschwornen  von  dem  Gesandten  „eine  Zusicherung 
unzwey heutiger  Billigung  seiner  Regierung“  verlangten,  worauf  Frank¬ 
reich  begreiflicherweise  nicht  eingehen  konnte.  „Erst  am  15.  (April) 
erfolgte  der  endliche  Entschluß,  und  ward  die  Form  der  Ausführung 
festgesetzt.  An  diesem  Tage  hatten  die  republikanischen  Mitglieder 
des  kleinen  Raths  eine  Definitivkonferenz  unter  sich,  und  mit  dem 
französischen  Minister  /  ‘51) 

Frisching,  Anderwert  und  Zellweger  ahnten,  daß  etwas  im  Werke 
war  und  begaben  sich  am  gleichen  Tage  zu  Hirzel,  um  über  allfällige 
„Gegenvorkehren“  zu  beraten.  Am  Abend  fand  am  gleichen  Ort 
eine  weitere  Zusammenkunft  statt,  die  aber  gleich  der  ersten  er¬ 
gebnislos  verlief,  weil  Hirzel  den  umgehenden  Gerüchten  keinen 
Glauben  schenken  wollte.52) 

Über  die  Vorgänge  des  folgenden  Tages  hat  Bay  folgenden  Be¬ 
richt  hinterlassen:  „Im  Lauf  des  Nachmittags  vom  1,6.  April  1802 
kamen  Herr  von  Frisching  von  Rümligen,  der  damals  mit  Herrn 
Escher  dem  Kriegsdepartement  vorstuhnde,  und  Herr  Gruber,  da¬ 
maliger  Präsident  der  Munizipalität  Bern,  zu  mir  und  ertheilten  mir 
die  erste  Nachricht,  daß  einiche  Mitglieder  des  Senats  im  Begriff  seven 
den  dissmaligen  Senat  zu  sprengen,  um  einen  andern  mehr  mit  ihren 
Grundsäzen  einverstandenen  einzuberufen.  Die  Indicia,  auf  welche 
diese  beyden  Herren  ihre  Vermuthung  gründeten,  ließen  mich  so 
wenig  als  sie  an  der  Wirklichkeit  dieses  Vorhabens  ZAveifeln,  daher 
ich  auf  der  Stelle  ihrem  Ruf,  mich  bey  Flerrn  Gruber  einzufinden, 
folgte. 

In  Herrn  Gräbers  Zimmer  trafen  nebst  Herrn  von  Frisching 
und  mir  annoch  zusammen,  so  viel  ich  mich  erinnere,  folgende  Se¬ 
natoren:  Herr  Zellweger,  Herr  Escher,  Herr  Anderwert,  denne  Herr 
Thormann,  damaliger  Vorsteher  des  Departements  der  äußern  An¬ 
gelegenheiten,  dessen  erster  Gehülfe  Herr  Stettier  von  Frienisberg 
und  Herr  Müller-Friedberg  Jünger,  Sekretair  im  Kriegsbureau. 

Nachdem  man  zuerst  alle  Nachrichten  sich  mitgetheilt,  solche 
abgewogen  und  einstimmig  die  imminente  Gefahr  anerkennt  hatte, 
so  ward  die  Frage  in  Deliberation  gesezt:  Ob  etwas  und  was  zu  thun 
seye?  So  viel  ich  mich  erinnere,  brache  ich  zuerst  das  Stillschweigen 
durch  folgende  Äußerung:  Was  meine  Person  anbelangt,  so  sehe  ich 

sl)  Zürcher  Taschenbuch  1901,  S.  246f.  Allgemeine  Zeitung  1802,  S_.  475. 

52)  Fr.  von  Wyss  I,  402.  An  der  zweiten  Besprechung  beteiligten  sich 
im  ganzen  fünf  Personen:  Hirzel,  Thormann,  Zellweger,  Frisching  und  Escher. 
Vgl.  auch  Cf.  v.  Jenner,  Denkwürdigkeiten,  S.  83. 
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den  Verlurst  meiner  Senat- Stelle  als  kein  Opfer  an,  im  Gegentheil 
als  eine  Befreyung  von  einer  mich  seit  5  Jahren  drukenden  Last, 
ohngeacht  dessen  seye  ich  bereit,  zu  Abwendung  des  den  izigen  Senat 
bedrohenden  Streichs  die  Hand  zu  jedem  Widerstand  zu  bieten  — • 
insofern  der  Plan  der  Minorität  des  Senats  nicht  Frankreichs  er¬ 
klärter  Wille  seye,  weil  es,  selbst  nur  für  den  Augenblik,  eine  Toll¬ 
kühnheit  wäre,  sich  demselben  in  Gegenwart  des  Generals  Montri¬ 
chard  und  eines  beträchtlichen  Militairs  zu  widersezen.  Mein  Rath 
seye  unter  solchen  Umständen  dieser:  Daß  auf  der  Stelle  mehrere 
Senatoren  sich  zu  dem  fränkischen  Minister  Verninac  verfüegen  und 
demselben  im  Namen  der  Mehrheit  des  Senats  anzeigen,  daß  der 
Senat  die  sicherste  Nachricht  von  dem  Wagstük  einicher  seiner  Mit¬ 
glieder  habe;  man  ersuche  ihn  zum  Verhalt  der  Mehrheit  des  Senats, 
sich  bestimmt  zu  erklären:  Ob  die  Minorität  zu  dem  vorhabenden 
Schritt  von  der  fränkischen  Regierung  authorisiert  seye  und  auf  die 
Unterstüzung  des  fränkischen  Militairs  zählen  könne?  In  diesem 
Fall  werde  die  Mehrheit  des  Senats  keinen  eiteln  Widerstand  leisten. 
Wenn  aber  diese  Erklärung  nicht  bestimmt  erfolge,  so  seye,  in  der 
Überzeugung,  daß  die  fränkische  Regierung  keinen  Theil  an  diesem 
Vorhaben  der  Minorität  habe,  die  Mehrheit  des  Senats  fest  entschlossen, 
sich  dessen  Ausführung  auf  der  Stelle  mit  Gewalt  zu  widersezen. 

In  der  Voraussezung,  der  fränkische  Minister  werde  sich  nicht 
getrauen,  die  ihme  abfordernde  Erklärung  von  sich  zu  stellen  und 
also  das  fränkische  Militair  sich  nicht  ins  Spiel  mischen  dörffen, 
schluege  ich  folgende  Maßregeln  vor  und  zwar  auf  der  Stelle  auszu¬ 
führen,  ehe  die  verschworne  Minorität  des  Senats  und  einiche  von 
derselben  gewonnene  Offiziers  des  helvetischen  Militairs  von  der  Con- 
ferenz  mit  dem  fränkischen  Minister  Wind  erhalten  können:  Müesse 
sogleich  bev  dem  Austritt  von  dem  Minister  die  bey  Herrn  Kuhn 
versammelte  Minorität  von  einichen  muthigen  Männern  mit  den 
Waffen  in  der  Faust  überrascht,  und  koste  es  was  es  wolle,  beysammen 
auf  dem  Zimmer  bis  auf  weitern  Bescheid  bewahrt  und  verhaftet 
werden. 

Zugleich  denn  müsse  einer  oder  bey  de  Vorsteher  des  Kriegs¬ 
departements  sich  in  die  Caserne  des  Helvetischen  Militairs  begeben, 
die  Truppe  auf  der  Stelle  unter  das  Gewehr  treten  lassen  und  sich 
durch  eine  kurze  Standrede  und  Versprechung  von  reichlicher  Be¬ 
lohnung  ihrer  Treue  selbst  gegen  ihre  Offiziers  versichern  und  durch 
den  Ausruf  vive  Reding  pronuncieren  lassen,  auch  Falls  General 
Andermatt  die  geringste  Miene  mache,  dem  Befehl  des  Kriegsministers 
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zu  widerstreben,  demselben  vor  der  Truppe  eine  Kugel  durch  die 
Brust  jagen  —  ich  begleitete  meine  Meinung  mit  dem  Anerbieten,  die 
erste  Gefahr  der  Exekution,  seye  es  bey  Verhaftung  der  conspirie- 
r enden  Minorität  oder  bey  dem  Aufruf  der  Truppe,  auf  mich  zu  nehmen. 

Mit,  dem  Zusaz,  daß  Herr  Thormann  als  Vollmachthaber  des  ab- . 
wesenden  Herrn  Landammanns  Beding  bey  dem  fränkischen  Minister 
das  Wort  führen  solle,  ward  mein  Anschlag  von  den  anwesenden 
Herren  Senatoren  genehmiget  und  von  Herrn  Gruber  so  wie  von  den 
Herren  Stettier  und  Müller,  die  insgesammt  zur  Ausführung  ihre 
Personen  und  Freunde  dar  boten,  lebhaft  unterstützt.  Nur  ward  ge¬ 
ahndet,  daß  vor  allem  aus  der  Herr  Senator  Hirzel  von  dem  Plan 
praeveniert  werden  müsse.  Da  wir,  in  Abwesenheit  Herrn  Reding’s, 
alle  in  ihm  unsern  Chef  verehrten,  so  pflichtete  man  diesem  Gedanken 
einstimmig  bey.  Worauf  denn  die  Herren  Zellweger  und  Anderwerb 
sich  eilends  zu  Herrn  Hirzel  begaben  und  uns,  den  zur  Ausführung 
bevsammen  gebliebenen,  in  kurzer  Frist  die  Einladung,  uns  Stante 
pede  auf  verschiedenen  Wegen  zu  Herrn  Hirzel  zu  verfliegen,  zurük- 
1  trachten.  Als  wir  ohne  Verzug  zu  Herrn  Hirzel  kamen53),  so  äußerte 


53)  Nach  Strickler  (Das  Ende  der  Helvetik,  S.  197)  und  Oechsli  (I,  364) 
hätte  die  Versammlung  bei  Gruber  und  die  darauffolgende  bei  Hirzel  am 
15.  stattgefunden.  Demnach  wäre  die  letztere  mit  der  zweiten  von  Hirzel 
in  seinem  Briefe  an  David  von  Wyss  erwähnten  identisch,  was  zum  mindesten 
unwahrscheinlich  ist,  wie  sich  aus  einer  Vergleichung  der  verschiedenen 
Berichte  ergibt.  Nach  dem  genannten  Briefe  fanden  sich  am  Abend  des  15. 
nur  vier  Besucher  bei  Hirzel  ein,  eine  nach  dem  Berichte  Bays  und  noch 
mehr  nach  demjenigen  in  Balthasars  Helvetia  unmögliche  Zahl.  Daß  schon 
am  15.  bei  Hirzel  der  Vorschlag  einer  Anfrage  bei  Verninac  gemacht  wurde, 
kann  hier  nichts  entscheiden,  da  dies  unter  den  damaligen  Umständen  ein 
sehr  naheliegender  Gedanke  war. 

Die  Allgemeine  Zeitung  und  die  Gemeinnützigen  Helvetischen  Nach¬ 
richten  berichten  übereinstimmend,  daß  Frisching,  Esclier,  Bay  und  Ander¬ 
wert  sich  am  Abend  des  16.  zu  Hirzel  begaben.  Auch  der  Republikaner 
weiß  von  einer  an  jenem  Abend  abgehaltenen  föderalistischen  Versammlung 
zu  erzählen;  doch  gibt  er  als  Ort  die  Wohnung  Frischings  an,  welche  Angabe 
sich  übrigens  auch  in  den  Darstellungen  von  Tillier  und  Monnarcl  findet. 
Der  vom  föderalistischen  Standpunkt  aus  geschriebene  Bericht  in  Balthasars 
Helvetia  stimmt  in  allen  wesentlichen  Punkten,  so  auch  hinsichtlich  der 
Versammlungsorte,  mit  Bays  Erzählung  überein,  Balthasars  Helvetia  I, 
7 ff. ,  614ff.  Allgemeine  Zeitung  1802,  S.  468,  475.  Gemeinnützige  Helvetische 
Nachrichten,  vom  28.  April  1802.  Johann  von  Müllers  Geschichten  Schweize¬ 
rischer  Eidgenossenschaft,  fortgesetzt  von  K.  Monnard  XIV,  190.  Tillier  II, 
452,  A.  Henne,  Die  Schweizerische  Revolution  1798—1834,  S.  32.  Rov6rea, 
Memoires  III,  195. 
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er  uns  und  besonders  mir  seine  Bestürzung  über  die  bedenklichen 
Folgen  unseres  Vorschlags  mit  der  wiederholten  Versicherung,  daß 
unsere  Besorgnis  ungegründet  seye  und  die  Minorität,  ohngeacht 
aller  scheinbaren  Anzeigen,  einen  solchen  Schritt  nicht  wagen  werde. 
Obschon  ich  von  der  dringenden  Noth wendigkeit  und  der  Gerechtig¬ 
keit  einer  zuvorkommenden  Gegenwehr  überzeugt  war,  so  sähe  ich 
dennoch  wohl  ein,  daß  durch  das  entschiedene  Mißrathen  eines  Mannes 
von  des  würdigsten  Herrn  Hirzeis  Gewicht  der  zur  Ausführung  nöthige 
Enthusiasmus  gelähmt  war  und  ich  mich  selbst  durch  die  hartnäckige 
Bestehung  auf  meinem  Vorschlag  der  allergrößten  Verantwortlich¬ 
keit  blossezen  würde.  Darum  wünschte  ich  der  Versammlung  gute 
Nacht  und  legte  mich  ins  Bette,  in  gelassener  Erwartung  eines  Fructi¬ 
dors,  der  auch,  wie  man  sagt,  einen  Tag  früher,  als.es  die  Abrede  war, 
den  folgenden  Morgen  erfolgte.“ 

4.  Kapitel.  Ein  alter  Kämpfer. 

Durch  den  Staatsstreich  vom  17.  April  wurde  der  Beding  sehe 
Senat  aufgelöst;  infolgedessen  trat  Bav  ins  Privatleben  zurück  und 
nahm  seinen  Amvaltsberuf  wieder  auf,  den  er  von  nun  an  bis  ins  höchste 
Greisenalter  ununterbrochen  ausübte.1) 

Es  war  ihm  bald  klar,  daß  die  Herrschaft  der  Unitarier  nur  von 
kurzer  Dauer  sein  konnte,  und  nicht  mit  Unrecht  befürchtete  er 
einen  vollständigen  Sieg  der  ,, Einzelherrschaft“.  ,,Kuhe  und  Re¬ 
signation,  bis  der  Nebel  sich  enthüllt,  schrieb  er  an  David  von  Wvss, 
ist  die  einzige  Partie,  die  ein  Mann,  der  sein  Vaterland  liebt,  und 
dessen  Unglück  durch  unzeitige  Bewegungen  zu  vermehren  befürchtet, 
in  diesem  Augenblick  wählen  soll.  Auf  den  wahrscheinlichen  Fall, 
daß  der  Himmel  sich  erheitert  und  der  Wind  ändert,  müssen  die 
Redlichen  und  Geprüften  aber  immer  fertig  spn,  nochmals  den  Ver¬ 
such  zu  wagen,  mit  vereinter  Anstrengung  endlich  einmal  den  Hafen 
der  Ordnung  und  der  Buhe  zu  gewinnen.“2) 

Trotz  dieses  Vorsatzes  fand  er  sich  —  nach  seiner  eigenen  Er¬ 
zählung  —  im  Verlauf  des  Stecklikrieges  veranlaßt,  für  einen  Augen¬ 
blick  in  die  Geschicke  des  Landes  einzugreifen,  um  der  unitarischen 
Regierung  den  Todesstreich  versetzen  zu  helfen.  ,,An  dem  September 


0  Regimentsbuch  der  Republik  Bern  1802—1832.  Die  Bemerkung 
im  Berner  Taschenbuch  auf  das  Jahr  1853,  S.  200,  Bay  habe  seit  1802  ,,ganz 
privatisiert“,  ist  demnach  zu  berichtigen. 

2)  F.  von  Wyss  I,  410. 
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Aufstand  von  1802  hatte  ich  keinen  aktiven  Theil.3)  Als  aber  der 
tolle  Streich,  Bern  am  hellen  Tage  mit  einer  Bauern  Botte  gegen  eine 
Garnison  der  besten  und  bereitwilligsten  reglierten  Truppen  anzu¬ 
greif  fen,  einmal  gewagt  war,  sähe  ich  in  dem  Mißlingen  Berns  Zer- 
trettung.  Diß  bestimmte  mich,  in  dem  lezten  Augenblick,  da  der 
größere  Theil  der  Belagerer  bereits  abgezogen,  die  Munizipalität  cas- 
siert  und  bevnahe  alles  muthlos  war,  mich  für  den  Suceess  der  Be- 
lagerer  zu  verwenden. 

Zu  dem  End  gienge  ich  mit  H(errn)  Gruber,  Präsident  in  die 
im  Kaufhaus  zusammen  geschlichene  Munizipalität  und  ermannte  die 
Munizipalität  zu  dem  Versuch,  den  Vollziehungsrath  durch  Vor¬ 
stellung  der  Gefahr,  in  welcher  er  bey  bald  einbrechender  Nacht 
unter  einem  im  höchsten  Grad  gegen  ilme  aufgebrachten  Publiko 
schwebe,  zur  schleunigen  Capitulation  zu  entscheiden. 

Die  Munizipalität  ernennte  in  Instanti  zu  dem  End  zwev  ihrer 
Glieder,  Studer  und  Wurstemberger,  als  Deputierte,  mit  dem  An¬ 
suchen  an  mich:  Solche  als  Wortführer  zu  begleiten.  Wir  verfügten 
uns  auf  der  Stelle  in  den  Vollziehungsrath,  den  ich,  in  Gegenwart 
von  vielleicht  50  Personen,  durch  meine  Standrede  entschiede  1.  auf 
der  Stelle  durch  ein  einmüthiges  Handmehr  die  Munizipalität  wieder 
in  Ehren  und  Aktivität  einzusezen.  2.  Dieselbe  zu  ersuchen,  gemein¬ 
schaftlich  mit  dem  Vollziehungsrath  die  Capitulation  zu  bewirken, 
worauf  innert  1/2  Stunde  die  Capitulation  geschlossen  war  —  als  die 
Belagerer,  von  Pulver  und  Blei  entblößt,  nahe  an  der  Verzweiflung, 
kaum  mehr  150  Personen  stark  tvaren,  gegen  eine  Garnison  der  mu- 
thigsten  reglierten  Truppen  von  wenigstens  P200  Mann.“4) 

3)  Ein  Polizeispion  wollte  allerdings  wissen,  daß  Bay  seit,  dem  17.  April 
mit  dem  extremen  Aristokraten  in  nähere  Verbindung  getreten  sei.  Die 
Richtigkeit  dieser  Behauptung  kann  angezweifelt  werden  angesichts  der 
Tatsache,  daß  die  „Unbedingten“  Bay  stets  mit  dem  größten  Mißtrauen 
begegneten  und  letzterer  einer  Wiederherstellung  der  Aristokratie  durchaus 
abgeneigt  war.  Strickler  VIII,  922.  Anders  verhielt  es  sich  freilich  mit 
David  Rudolf  Bay,  welcher  in  der  Tat  das  Vertrauen  der  Aristokraten  in 
hohem  Grade  genoß  und  der  während  der  Mediation  und  Restauration  zu, 
den  höchsten  Ämtern  des  Staates  berufen  wurde.  Die  beiden  Bay  wurden 
öfters  miteinander  verwechselt,  zum  Teil  auch  in  der  historischen  Literatur, 
was  nicht  wenig  dazu  beigetragen  hat,  Ludwig  Bay  in  ein  für  seine  Persön¬ 
lichkeit  ungünstiges  Licht  zu  rücken. 

4)  Autobiographie.  Wie  Strickler  (VIII,  1214)  bemerkt,  läßt  sich 
dieser  Bericht  mit  andern  vorliegenden  Angaben  „höchstens  teilweise“  ver¬ 
einigen.  Immerhin  wird  derselbe  in  zwei  wesentlichen  Punkten  bestätigt 
durch  die  Aufzeichnungen  Renggers,  der  Hauptquelle  über  diese  Vorgänge. 
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Einer  Bitte  Heinrich  Zschokkes  entsprechend,  verfaßte  Bav  eine 
kleine  Autobiographie,  welche  ersterer  dann  in  seinen  im  Jahre  1805 
erschienenen  , .Politischen  Charakterzeichnungen“  verwertete.5)  In 
diesen  Aufzeichnungen  hat  sich  nun  Bay  —  dieser  Vorwurf  kann 
ihm  nicht  erspart  bleiben  —  von  einer  gewissen  Tendenz  nicht  frei¬ 
halten  können:  er  suchte  nämlich  den  Anschein  zu  erwecken,  als  oh 
er  sich  während  seiner  gesamten  politischen  Tätigkeit  ausschließlich 
>  durch  die  Interessen  der  Stadtberner  oder,  genauer  gesagt,  der  stadt- 
bernischen  „Bürgerschaft“,  habe  leiten  lassen.  Dies  bedeutete  natür¬ 
lich  nichts  anderes  als  ein  durch  den  eben  damals  zu  neuer  Blüte 
hinstrebenden  Partikularismus  wohl  erklärliches,  wenn  auch  nicht  zu 
entschuldigendes  Zugeständnis  an  die  neuen  Verhältnisse.6)  Nun  ist 
ja  richtig,  daß  Bay  immer,  wo  dies  angängig  war,  für  seine  Vater¬ 
stadt  eingetreten  war.  Auf  der  andern  Seite  ist  es  aber  nicht  minder 
wahr,  daß  er  als  ein  Führer  der  republikanischen  Partei  mehr  als 
zwei  Jahre  lang  nachdrücklich  für  die  Befestigung  und  den  Ausbau 
des  schweizerischen  Einheitsstaates  gewirkt  hatte,  was  doch  sicherlich 
den  Sonderbestrebungen  der  stadtbernischen  Bürger  nicht  entsprach. 
Aber  auch  als  Föderalist  hatte  er  das  Wohl  des  Ganzen  nie  aus  dem 
Auge  gelassen  und  nicht  zu  demjenigen  Teil  seiner  Mitbürger  gehört, 

Auch  Rengger  berichtet  nämlich  von  einer  Intervention  der  Munizipalität 
und  dem  Beschlüsse  der  Regierung,  sie  wieder  in  ihre  vollen  Rechte  ein¬ 
zusetzen.  Außerdem  darf  doch  wohl  mit  der  Möglichkeit  gerechnet  werden, 
daß  Rengger  die  von  Bay  erzählten  Einzelheiten,  welche  die  Haltung  der 
Regierung  in  einem  nichts  weniger  als  günstigen  Licht  erscheinen  lassen, 
absichtlich  verschwieg.  Vgl.  Fr.  Kortüm,  Dr.  Albrecht  Renggers  kleine 
Schriften,  S.  103ff. 

5)  Die  „Politischen  Charakterzeichnungen“  finden  sich  im  dritten 
Bande  der  „Historischen  Denkwürdigkeiten“,  S.  1  —  162.  Im  Jahre  1801 
hatte  Bay  in  den  „Beyträgen  zur  Geschichte  des  Tages“  (I,  227  —  236)  eine 
Rechtfertigung  iibei  sein  Verhalten  Avährend  der  berni sehen  Staatsum¬ 
wälzung  veröffentlicht.  Drei  Jahre  später  erschien  in  Zschokkes  „Historischen 
Denkwürdigkeiten“  (II,  311  —  353)  eine  Reihe  von  Aktenstücken  über  die 
Unterhandlungen  Berns  mit  Mengaud  im  Februar  1798.  Mit  ziemlicher 
Sicherheit  darf  Bay  als  Urheber  dieser  Veröffentlichung  bezeichnet  werden, 
statt  Albrecht  Rengger,  wie  Strickler  vermutet;  denn  Bay  bezeugt  aus¬ 
drücklich,  daß  er  sich  mit  der  Sammlung  dieser  Aktenstücke  zum  Zwecke  der 
Publikation  beschäftigt  hat.  Zschokke  hat  die  Darstellung  Bays  wacker 
ausgeschrieben.  Dieselbe  bildete,  von  einigen  Zeitungsartikeln  abgesehen, 
seine  einzige  Quelle.  Beyträge  zur  Geschichte  des  Tages  I,  228f. 

6)  Dieser  Umstand  ist  Zschokke  freilich  gänzlich  entgangen;  er  hat 
Bays  Darstellung  getreulich  wiedergegeben.  Den  Übertritt  von  der  republi¬ 
kanischen  zur  föderalistischen  Partei  z.  B.  hat  Bay  geflissentlich  verwischt. 
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welche  Bern  als  ihr  „ wahres  Vaterland“  betrachteten,  wie  sie  sich 
einmal  aus  drückten. 

Zur  Zeit  der  Restauration,  im  Jahre  1822,  schien  Bay  seine  revo¬ 
lutionären  Grundsätze  noch  einmal  verleugnen  zu  wollen.  Es  handelte 
sich  um  eine  Anzahl  vornehmer  Berner  Familien,  die  vor  1798  in 
ihren  ,, Herrschaften“  die  niedere  Gerichtsbarkeit  und  die  damit  zu¬ 
sammenhängenden  Rechte  ausgeübt  hatten.  In  ihrem  Aufträge  ver¬ 
faßte  Bay  eine  umfangreiche  Bittschrift,  worin  sie  von  der  Regierung¬ 
en  tweder  die  Wiedereinsetzung  in  ihre  früheren  Rechte  oder  aber 
eine  entsprechende  Entschädigung  verlangten.* * * 7)  In  nicht  besonders 
würdiger  Weise  beschränkten  sie  ihre  Geldforderungen  nicht  auf  die 
,, einträglichen  Rechte“,  sondern  suchten  auch  die  „ehrenwerten 
Rechte“,  wozu  beispielsweise  die  Aufstellung  von  „Stock  und  Galgen“ 
gehörte,  in  klingende  Münze  umzuwandeln.  Ben  „steinalten  ein¬ 
heimischen  Titel:  Oberherr“  wünschten  sie  freilich  unter  allen  Um¬ 
ständen  b  eizu  b  ehal  t  en . 8) 

Natürlich  mußte  sich  der  Verfasser  der  „Denkschrift“  bei  seiner 
Arbeit  auf  den  revolutionsfeindlichen  Standpunkt  seiner  Auftrag¬ 
geber  stellen  und  Behauptungen  aufstellen,  die  teilweise  wohl  kaum 
seiner  persönlichen  Überzeugung  entsprachen.  Als  Anwalt  kann  man 
ihm  daraus  keinen  Vorwurf  machen,  und  es  geht  auch  nicht  an,  diese 
Bittschrift  als  ein  politisches  Glaubensbekenntnis  ihres  Verfassers  zu 
betrachten,  wie  dies  wohl  etwa  geschehen  ist.  Wenn  man  aber  be¬ 
denkt,  daß  der  Mann,  der  seinerzeit  an  der  Umwälzung  und  der  damit 
verbundenen  Aufhebung  der  Eeudalrechte  einen  so  hervorragenden 
Anteil  genommen  hatte,  sich  nun  für  die  Wiedereinführung  von 
solchen  bemühte,  so  wird  man  das  Erstaunen  mancher  Kreise  über 
Bays  Mitwirkung  in  dieser  Sache  nicht  unberechtigt  finden.9) 


')  Die  (gedruckte)  Bittschrift  umfaßt  54  Seiten;  ihr  Titel  lautet: 

„Denkschrift  der  Unterzeichneten  Herrschaftsherren  im  gegenwärtigen 

(■an ton  Bern,  an  die  souveraine  Versammlung  von  Tit.  Tit.  Schultheiß  Klein 

und  Großen  Rathen  des  hohen  Standes,  der  Stadt  und  Republik  Bern.“ 

8)  Denkschrift,  S.  31,  34ff. 

0  Vgl.  E.  F.  von  Fischer,  Erinnerung  an  Niklaus  Rudolf  von  Wattan- 
wyl,  S.  464.  Man  darf  immerhin  der  Vermutung  Raum  geben,  daß  weder 
die  „Herrschaftsherren“  noch  Bay  im  Ernste  an  die  Wiederherstellung  der 
in  Frage  stehenden  Rechte  dachten  und  nur  aus  dem  Grunde  darauf  drangen, 
um  eine  möglichst  große  Entschädigungssumme  zu  erhalten. 

Über  den  Ausgang  der  ganzen  Angelegenheit,  bei  welcher  sich  übrigens 
der  bekannte  Helvetiker  Karl  Koch  im  gleichen  Sinne  wie  Bay  betätigte, 
s.  von  Fischer,  S.  464f.  und  K.  L.  Fr.  von  Fischer,  B.  F.  L.  von  Jenner,  S.  143f, 


106 


Das  Verhältnis  Bays  zu  der  Regierung  der  Mediations-  und 
Restaurationszeit  war,  so  weit  wir  sehen  können,  immer  ein  gespanntes. 
Die  entschiedenen  Aristokraten  konnten  ihm,,  der  die  bernische  Oli¬ 
garchie  einmal  eine  ,, Mißgeburt  der  arrogantesten  Regierungsform“ 
genannt  hatte  und  der  auch  zur  Zeit  der  schwärzesten  Reaktion  nie 
zu  ihren  Anhängern  zählte,  seine  revolutionäre  Vergangenheit  nicht 
vergessen.  Er  hatte  sich  entschlossen,  kein  öffentliches  Amt  mehr 
anzunehmen;  freilich  wurde  er,  wie  er  launig  bemerkt,  auch  nie  in 
Versuchung  gesetzt,  von  diesem  Entschlüsse  zu  weichen. 

Im  Jahre  1808  beklagte  sich  die  Regierung  über  die  „unanstän¬ 
dige  Schreibart“,  deren  sich  „der  Herr  Fürsprech  Bav“  in  seinen  an 
die  Obrigkeit  gerichteten  Schreiben  bediene.  Von  ihrem  Vorhaben, 
Bay  deswegen  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  nahm  sie  freilich  auf 
Anraten  des  Justizrates  bald  Umgang;  immerhin  erteilte  sie  dieser 
Behörde  den  förmlichen  Auftrag  zur  Entwertung  eines  Reglements 
über  die  Art  und  Weise,  wie  man  Verfasser  von  Bittschriften,  „die 
entweder  in  Hinsicht  auf  die  Materie  oder  auf  die  Form  Tadel  oder 
Strafe  verdienen“,  zur  Rechenschaft  ziehen  könne.10) 

Vom  Jahre  1814  an  machte  die  rückläufige  Bewegung  im  poli¬ 
tischen  Leben  der  „Stadt  und  Republik  Bern“  rasche  Fortschritte. 
Das  Bestreben  der  Aristokratie  ging  nicht  bloß  dahin,  den  Einfluß 
der  Landbevölkerung  auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  möglichst 
einzuschränken,  sondern  sie  trachtete  auch  danach,  die  nicht- 
patrizische  Bürgerschaft  der  Hauptstadt  in  die  benachteiligte  Stellung 
zurückzudrängen,  die  sie  vor  1798  hatte  einnehmen  müssen.  Um  diesen 
oligarchischen  Gelüsten  einen  Damm  entgegenzusetzen,  schlossen  sich 
die  in  ihren  Rechten  verkürzten  Bürger  im  Jahre  1816  zu  einer  Ge¬ 
sellschaft  zusammen,  die  den  Namen  „Burgerleist“  erhielt.  An  der 
Spitze  dieser  Bewegung,  welche  ihrem  Wesen  nach  derjenigen  der 
neunziger  Jahre  des  achtzehnten  Jahrhunderts  völlig  gleichkam,  stand 
auch  diesmal  Ludwig  Bav.11)  Die  regierenden  Kreise  fanden  sich 
aber  nicht  veranlaßt,  den  Wünschen  ihrer  Mitbürger  nach  vermehrtem 
politischen  Einfluß  zu  entsprechen,  da  sie  sich  unter  dem  Schutz¬ 
mantel  der  allgemeinen  europäischen  Reaktion  sicher  geborgen  fühlten, 

10)  Manual  des  Kleinen  Raths  XIII,  447f„  XIV,  120.  Protokoll  des 
Justiz-  und  Polizeiraths  XI,  198. 

X1)  Über  die  Entstehung  und  Tätigkeit  des  Burgerleists  s.  K.  J.  I)ur- 
heim,  Historisch- topographische  Beschreibung  der  Stadt  Bern,  S.  388ff. 
Oechsli  II,  765.  A.  von  Tillier,  Geschichte  der  Eidgenossenschaft  während 
der  sogenannten  Restaurationsepoche  II,  36ff. 
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und  durchgreifende  Volksbewegungen  damals  nicht  zu  befürchten 
waren.  Diese  für  die  Regierung  so  günstige  Lage  änderte  sich  erst, 
als  die  „bürgerliche“  Opposition  der  Stadt  Bern  sich  mit  der  von  Tag 
zu  Tag  kräftiger  werdenden  freisinnigen  Bewegung  des  ganzen  Landes 
zum  Sturz  der  Aristokratie  verband.12) 

In  dem  bald  nach  der  Julirevolution  zum  Ausbruche  kommenden 
Kampfe  stand  Bay  trotz  seiner  81  Jahre  noch  in  der  vordersten  Reihe 
des  nach  Befreiung  ringenden  Bürgertums.  Freilich  mußte  er  die  tat¬ 
kräftige,  oberste  Führung  jüngeren,  noch  unverbrauchten  Kräften 
überlassen;  immerhin  betrachteten  ihn  die  Aristokraten  als  einen 
ihrer  hervorragendsten  Gegner.  Er  trat  für  eine  gründliche  Neu¬ 
ordnung  der  Dinge  ein  und  äußerte  sich  bei  einer  Besprechung  über 
die  bevorstehende  Verfassungsänderung,  „das  Gewand  müsse  jetzt 
nicht  bloß  geflickt,  sondern  um  gewendet  werden“.13)  Mit  großem 
Eifer  wirkte  er  im  Jahre  1831  für  die  Annahme  der  neuen  Verfassung; 
eine  von  ihm  verfaßte  Erklärung  wurde  durch  den  Druck  im  Lande 
herum  verbreitet.14) 

Anläßlich  der  Neubestellung  der  obersten  Behörden  erlebte  er 
die  Genugtuung,  gleich  in  zwei  ländlichen  Wahlkreisen  zum  Mitglied 
des  Großen  Rates  gewählt  zu  werden15),  dem  er  bis  zu  seinem  am 
2.  Dezember  1832  erfolgten  Tode  angehörte.16) 

12)  Es  mag  hier  beiläufig  erwähnt  werden,  daß  Bay  sich  im  Jahre  1828 
einen  scharfen  obrigkeitlichen  Verweis  zuzog,  weil  er,  wie  die  Regierung  sich 
ausdrückte,  die  „Trölereyen“  eines  seiner  Klienten  „auf  eine  ihm  als  An¬ 
walt  nicht  Ehre  bringende  Weise  unterstützt  und  durch  mancherley  von 
ihm  verfaßte  Schriften  ein  eben  so  weitschweifiges  als  unförmliches  Prozeß¬ 
verfahren  veranlaßt  habe“.  Doch  erhielt  auch  der  Oberamtmann  von  Burg¬ 
dorf,  dessen  erstinstanzlichen  Entscheid  Bay  angefochten  hatte,  eine  Rüge 
„wegen  Mißleitung  dieses  Geschäftes“.  Manual  des  Kleinen  Raths  LXXVIII, 
506ff.  Protokoll  des  Justiz-  und  Polizeiraths  XXVI,  417. 

13)  E.  F.  von  Fischer,  S.  553. 

14)  Auszug  aus  dem  Tagblatt  der  Verhandlungen  des  Verfassungs- 
r'aths  des  Kantons  Bern,  Nr.  63,  vom  28.  Juni  1831,  S.  475. 

15)  In  Interlaken  und  Laupen.  S.  das  gedruckte  „Verzeichnis  der 
Wahlen  in  den  Großen  Rath  vom  25.  August  und  10.  September  1831“ 
und  die  „Erklärung“  Bays  in  der  „Beilage  zum  Berner- Volksfreund  Nr.  62“. 

16)  Am  26.  April  1832  hatte  ihn  der  Große  Rat  noch  zum  Ersatzmann 
des  Obergerichtes  gewählt.  Daß  Bay  die  erste  Sitzung  des  Großen  Rates 
als  Alterspräsident  eröffnet  habe,  wie  Gisi  berichtet,  entspricht  nicht  den 
Tatsachen.  Dieselbe  wurde  durch  einen  provisorischen  Präsidenten,  den 
Ratsherrn  Tscharner,  eröffnet.  Offenbar  war  Bay  durch  Krankheit  am 
Erscheinen  verhindert,  da  er  erst  acht  Tage  später  beeidigt  wurde.  Eine 
Abschrift  von  Bays  vorbereiteter,  aber  nicht  gehaltener  Eröffnungsrede 
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Dr.  Albrecht,  Redaktor  der  „Allgemeinen  Schweizer-Zeitung“, 
hatte  es  nicht  unterlassen  können,  die  letzten  Lebenstage  des  alten  > 
Mannes  durch  ebenso  freche  wie  unbegründete  Angriffe  zu  verbittern. 
Dabei  bediente  er  sich  einer  höchst  unritterlichen  Kampfesweise:  Um 
sich  jeder  gerichtlichen  Verantwortlichkeit  zu  entziehen,  veröffent¬ 
lichte  er  in  seinem  von  reaktionärer  Seite  unterstützten  Blatte  unter 
der  Rubrik  „Lesefrüchte“  Zitate  aus  den  Werken  von  Danican  und 
Mailet  du  Pan,  welche  mehr  als  drei  Jahrzehnte  zuvor  Bay  als  einen 
französischen  Propagandisten  verleumdet  hatten.  In  zwei  etwas  lang¬ 
atmigen  „Rechtfertigungen“  war  dann  Bay  freilich  scharf  mit  ihm 
ins  Gericht  gegangen,  hatte  ihn  öffentlich  einen  „unabtr eiblichen 
Diffamator“  genannt  und  seine  Angriffe  als  „unsinniges  Buben¬ 
stück“  und  „tartüf fische  Verläumdungsversuche“  bezeichnet.17) 

Mit  Bay  war  ein  Mann  dahingegangen,  der  von  den  Parteien  sehr 
verschieden  beurteilt  worden  war.  Die  Aristokraten  hatten  in  ihm 
einen  Jakobiner  sehen  wollen,  die  Unitarier  ihn  als  einen  Partei¬ 
gänger  der  Reaktionäre  dargestellt,  beide  mit  LTnrecht.  Der  Grund¬ 
zug  seines  Streb ens  verkörperte  sich  in  der  Forderung  nach  tatsäch¬ 
licher  Gleichberechtigung  innerhalb  der  regimentsfähigen  Bürger¬ 
schaft  der  Stadt  Bern.  Zweimal,  vor  dem  Untergang  der  alten  Eid¬ 
genossenschaft  und  während  der  Restauration,  hatte  er  sich  an  die 
Spitze  einer  dahinzielenden  Bewegung  gestellt;  aber  beidemal  mußte 
dieselbe,  bevor  sie  zur  vollen  Auswirkung  gelangen  konnte,  in  eine 
viel  umfassendere  einmünden,  was  notwendigerweise  ein  Aufgeben 
ihrer  zu  eng  begrenzten  Ziele  in  sich  schloß.  Auf  diese  Weise  war 
Bay  zum  Vorkämpfer  des  gesamten  Bürgertums  geworden,  ohne  frei¬ 
lich  seine  Zugehörigkeit  zu  der  Bürgerschaft  der  bevorrechteten  Stadt 
Bern  jemals  gänzlich  vergessen  zu  können. 

ist  noch  vorhanden.  Protokoll  des  Großen  Rates.  Anzeiger  der  Regierungs- 
Verhandlungen  der  Republik  Bern,  vom  1.  Mai  1832,  S.  115.  Amtsblatt  der 
Republik  Bern,  vom  19.  Dezember  1832,  S.  384.  Der  Schweizerbott,  vom 
13.  Dezember  1832.  Allgemeine  Deutsche  Biographie,  Art.  Bay. 

17)  Gegen  einen  weiteren  Vorwurf,  er  sei  als  helvetischer  Direktor 
das  Werkzeug  Frankreichs  gewesen,  und  sei  als  solches  an  den  durch  die 
Franzosen  im  Kampfe  gegen  Nidwalden  verübten  Grausamkeiten  mit¬ 
schuldig,  konnte  sich  Bay  leicht  verteidigen,  schon  deshalb,  weil  er  damals 
gar  nicht  Mitglied  des  Direktoriums  gewesen  war. 

Extra-Beilage  zur  allgemeinen  Schweizer- Zeitung  Nr.  54,  vom  5.  Mai 
1832.  Beilage  zur  allgemeinen  Schweizer- Zeitung  Nr.  61,  vom  21.  Mai  1832. 
Allgemeine  Schweizer- Zeitung  Nr.  66,  vom  1.  Juni  1832. 
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